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AMTSBLATT 
der Evangelischen J(irche in Deutschland 

Heft 4, Jahrgang 1992 Ausgegeben: Hannover, den 15. Apri11992 

A. Evangelische Kirche in Deutschland 

B. Zusammenschlüsse von Gliedkirchen 
der Evangelischen Kirche in Deutschland 

Evangelische Kirche der Union 

Nr. 51* Beschluß über die Inkraftsetzung der Ord­
nung über das Verfahren zur Regelung der 
Arbeitsverhältnisse der kirchlichen Mitarbei­
ter (Arbeitsrechtsregelung EKU) vom 3. De­
zember 1991 für die Ev. Landeskirche An­
halts, die Ev. Kirche des Görfitzer Kirchenge­
bietes, die Ev. Kirche der Kirchenprovinz 
Sachsen und die Pommersehe Ev. Kirche. 

Vom 5. Februar 1992. 

Die Ordnung über das Verfahren zur Regelung der Ar­
beitsverhältnisse der kirchlichen Mitarbeiter (Arbeitsrechts-

regelungsordnung EKU) vom 3. Dezember 1991 wird für 
die Evangelische Landeskirche Anhalts, die Evangelische 
Kirche des Görlitzer Kirchengebietes, die Evangelische Kir­
che der Kirchenprovinz Sachsen und die Pommersehe Ev. 
Kirche mit Wirkung vom 1. Januar 1992 in Kraft gesetzt. 

Be r 1 in, den 5. Februar 1992 

DerRatder 
Evangelischen Kirche der Union 

Dr. Rogge 
(Vorsitzender) 

C. Aus den Gliedkirchen 

Evangelische Kirche in Berlin-Brandenburg 

Nr.52 Bekanntmachung der Neufassung der Ord­
nung für das kirchliche Haushalts-, Kassen­
und Rechnungswesen der Evangelischen Kir­
che in Berlin-Brandenburg. 

Vom 20. Dezember 1991. (KABI. S. 182) 

Aufgrund von Artikel 2 § 2 des Kirchengesetzes über die 
Geltung haushalts- und vermögensrechtlicher Ordnungen in 
der Evangelischen Kirche in Berlin-Erandenburg vom 14. 
November 1991 (KABI. S. 182) wird nachstehend der Wort­
laut der Ordnung für das kirchliche Haushalts-, Kassen- und 
Rechnungswesen der Evangelischen Kirche in Berlin-Bran­
denburg (Berlin West) vom 4. Dezember 1976 (KABI. 1977 
S. 3) unter Berücksichtigung 

von§ 32 des Kirchengesetzes über die Verwaltung des 
Vermögens und die Aufsicht in Finanzangelegenheiten 
vom 19. November 1988 (KABL S. 86) und 

von Artikel 1 § 2 des Kirchengesetzes über die Geltung 
haushalts- und vermögensrechtlicher Ordnungen in der 
Evangelischen Kirche in Berlin-Erandenburg vom 14. 
November 1991 (KABI. S. 182) 

in der vom 1. Januar 1992 an im gesamten Kirchengebiet 
· geltenden Fassung bekanntgemacht 

B erl in- Tiergarten, den 20. Dezember 1991 

Konsistorium 

Wildner 
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Ordnung für das kirchliche Haushalts-, 
Kassen- und Rechnungswesen 

der Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg 
(HKRO) 

In der Fassung vom 20. Dezember 1991 

Abschnitt! 

Allgemeine Vorschriften zum Haushaltsplan 

§ 1 

Wesen, Einheit und Zweck des Haushaltsplans 

(1) Der Haushaltsplan ist der durch förmlichen Beschluß 
der verfassungsmäßig oder satzungsmäßig zuständigen Or­
gane erteilte verbindliche Arbeitsauftrag für die Verwal­
tung. 

(2) Der Haushaltsplan ist' Grundlage für die Haushalts­
führung und die Wirtschaftsführung; er dient der Feststel­
lung und Deckung de~ Finanzbedarfs, der zur Erfüllung der 
Aufgaben im Bewilligungszeitraum voraussichtlich not­
wendig sein wird. 

§2 

Geltungsdauer 

(1) Der Haushaltsplan ist für ein oder zwei Haushaltsjah­
re aufzustellen. Wird er für zwei Haushaltsjahre aufgestellt, 
so soll er nach Jahren getrennt werden. 

(2) Haushaltsjahr (Rechnungsjahr) ist das Kalenderjahr. 

§3 

Wirkungen des Haushaltsplans 

(1) Der Haushaltsplan ermächtigt den Wirtschafter, Ein­
nahmen zu erheben und Ausgaben zu leisten und Verpflich­
tungen einzugehen. Genehmigungsvorbehalte bleiben un­
berührt. 

(2) Durch den Haushaltsplan werden Ansprüche oder 
Verbindlichkeiten weder begründet noch aufgehoben. 

§4 

Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 

(1) Bei Aufstellung und Ausführung des Haushaltsplans 
sind die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 
zu beachten. 

(2) Für Maßnahmen von finanzieller Bedeutung sind 
vorab Untersuchungen über die Folgekosten und über die 
Wirtschaftlichkeit (gegebenenfalls durch Kostennutzenana­
lyse) anzustellen. 

§5 

Grundsatz der Gesamtdeckung 

Alle Einnahmen dienen als Deckungsmittel für alle Aus­
gaben, ausgenommen zweckgebundene Einnahmen(§ 12). 

§6 

Finanzplanung 

(1) Der Haushaltswirtschaft soll eine mindestens drei­
jährige Finanzplanung zugrundeliegen. Das erste Planungs­
jahr folgt dem laufenden Haushaltsjahr. 

(2) In der Finanzplanung sind Umfang und Zusammen-· 
setzung der voraussichtlichen Ausgaben und die Deckungs­
möglichkeiten darzustellen. 

(3) Der Finanzplan ist nach den Grundsätzen der Hans­
haltssystematik zu gliedern und jährlich der Entwicklung 
anzupassen. 

Abschnitt II 

Aufstellung des Haushaltsplanes 

§7 

Ausgleich des Haushaltsplans 

Wird der Haushaltsplan in einen Verwaltungs- und einen 
Vermögensteil getrennt, so istjeder Teil für sich auszuglei­
chen. 

§8 

Vollständigkeit, Fälligkeitsprinzip, Gliederung 

( 1) Der Haushaltsplan enthält alle im Haushaltsjahr zu er­
wartenden Einnahmen, die voraussichtlich zu leistenden 
Ausgaben sowie Verpflichtungsermächtigungen. Die Ein­
nahmen und Ausgaben sind gewissenhaft und ze!tnah zu 
schätzen. 

(2) Im Haushaltsplan sind die Wirtschafterkraft Amtes 
auszuweisen. 

' (3) Der Haushaltsplan ist nach Funktionen (Aufgaben, 
Dienste) in Einzelpläne, Abschnitte und, soweit erforder­
lieh, Unterabschnitte zu gliedern. 

(4) Die Einnahmen und Ausgaben sind innerhalb der 
Funktionen nach Arten zu ordnen. 

(5) Der Gliederung des Haushaltsplans und der Ordnung 
der Einnahmen und Ausgaben sind der Gliederungs- und 
Gruppierungsplan zugrunde zu legen (»Grundlagen zur 
Haushaltssystematik für kirchliche Körperschaften und Ein­
richtungen«). 

§9 

Bruttoveranschlagung, Einzelveranschlagung 

(1) Die Einnahmen und Ausgaben sind.in voller Höhe 
und getrennt voneinander zu veranschlagen; sie dürfen nicht 
vorweg gegeneinander aufgerechnet werden. 

(2) Einnahmen aus demselben Entstehungsgrund, Ausga­
ben für denselben Zweck dürfen nicht an verschiedenen 
Haushaltsstellen veranschlagt werden. 

(3) Die Einnahmen sind nach ihrem Entstehungsgrund, 
die Ausgaben nach ihrem Zweck zu veranschlagen und, so­
weit erforderlich, zu erläutern; insbesondere durch ergän­
zende Zweckbegründung, Berechnungs- oder Schätzungs­
grundlagen, erhebliche Abweichungen vom Vorjahr, entfal­
lende und neu in den Haushaltsplan aufgenommene Haus­
haltsansätze, voraussichtliche Gesamtkosten und Folgeko­
sten, den Inhalt und die Dauer langfristiger Verträge, Be­
wirtschaftungsrichtsätze und -richtlinien. Zum Vergleich 
der Haushaltsansätze sollen die Haushaltsansätze. für das 
dem Haushaltszeitraum vorangehende Jahr, und die Ergeb­
nisse der Jahresrechnung für das zweitvorangegangene Jahr 
angegeben werden. Bei Ausgaben für eine sich auf mehrere 
Jahre erstreckende Maßnahme sind die voraussichtlichen 
Gesamtkosten und ihre Finanzierung zu erläutern. 

( 4) Feststehende Berechnungsmaßstäbe (Schlüssel) sind 
in angemessenen Zeitabständen zu überprüfen. 

§10 

Verpflichtungsermächtigungen 

(1) Maßnahmen, die zur Leistung von Ausgaben in künf­
tigen Haushaltsjahren verpflichten können, sind nur zuläs­
sig, wenn der Haushalt zur Verpflichtung ermächtigt. 
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(2) Die Verpflichtungsermächtigungen sind bei den je­
weiligen Ausgaben gesondert zu veranschlagen und zu er­
läutern. Wenn Verpflichtungsermächtigungen :z:u Lasten 
mehrerer Haushaltsjahre eingegangen werden können, sol­
len die Jahresbeträge im Haushaltsplan angegeben werden. 

§11 

Deckungsfähigkeit 

(1) Im Haushaltsplan können einzelne Ausgabeansätze 
für einseitig oder gegenseitig deckungsfähig erklärt werden. 
Voraussetzung ist, daß ein verwaltungsmäßiger und sachli­
cher Zusammenhan~ besteht. 

(2) Deckungsvermerke dürfen nicht vorgesehen werden 

L bei Investitionsausgaben, 

2. bei Ausgaben mit Übertragbarkeitsvermerk, 

3. bei Verstätkungsmitteln. 

§ 12 

Zweckbindung von Einnahmen 

( 1) Einnahmen sind durch Haushaltsvermerk auf die V er­
wendung für bestimmte Ausgaben zu beschränken, wenn 
dies gesetzlich vorgeschrieben ist oder die Beschränkung 
sich zwingend aus der Herkunft oder der Natur der Einnah­
men ergibt. Soweit im Haushaltsplan nichts anderes be­
stimmt wird, können zweckgebundene Mehreinnahmen für 
Mehrausgaben desselben Zwecks verwendet werden. 

(2) Mehrausgaben nach Absatz 1 Satz 2 gelten nicht als 
Haushaltsüberschreitungen (unechte Deckungsfähigkeit); § 
33 Abs. 1 findet insoweit keine· Anwendung. 

§13 

Übertragbarkeit 

(1) Haushaltsmittel für Investitionen und aus zweckge­
bundenen Einnahmen sind übertragbar. 

(2) Andere Haushaltsmittel können durch Haushaltsver­
merk für übertragbar erklärt werden, wenn die Übertragbar­
keit eine wirtschaftliche und sparsame Verwendung der 
Mittel fördert. 

§ 14 

Sperrvermerk 

Ausgaben, die aus besonderen Gründen zunächst noch 
nicht geleistet werden sollen oder deren Leistung im Einzel­
fall einer besonderen Zustimmung bedarf, sind im Haus­
haltsplan als gesperrt zu bezeichnen. 

§ 15 

Kredite 

(1) Im Haushaltsgesetz (Haushaltsbeschluß) wird be­
stimmt, bis zu welcher Höhe und für welche Laufzeit Kredi­
te 

a) zur Deckung von Ausgaben für Investitionen, 

b) zur Aufrechterhaltung einer ordnungsgemäßen Kassen-
wirtschaft (Kassenkredite) 

aufgenommen werden dürfen. Für den Haushaltsbeschluß 
und für die Aufnahme jedes Kredits sind die Zustimmungs­
vorbehalte zu beachten. Näheres regelt die Kirchenleitung. 

(2) Einnahmen aus Krediten nach Absatz 1 Buchst. a dür­
fen nur insoweit in den Haushaltsplan eingestellt werden, 
als 

a) dies zur Finanzierung von Ausgaben für Investitionen 
oder zur Umschuldung notwendig ist und 

b) die Zins- und Tilgungsverpflichtungen mit der dauern­
den finanziellen Leistungsfähigkeit im Einklang stehen. 
Dies ist in der Regel nur der Fall, wenn auch in Zukunft 
die regelmäßig wiederkehrenden Einilßhrnen, die 
zWangsläufigen Ausgaben und die für die Erhaltung (Er­
neuerung) des Vermögens durchschnittlich notwendi­
gen Ausgaben mindestens um die zusätzlichen Zins­
und Tilgungsverpflichtungen übersteigen. 

(3) Die Einnahmen aus Krediten, die Geldbeschaffungs­
kosten (Disagio) sowie die Zinsen und Tilgungsbeträge sind 
bei der dem Verwendungszweck der Kredite entsprechen­
den Funktion zu veranschlagen. Die Einnahmen sind in 
Höhe der Rückzahlungsverpflichtung zu veranschlagen 
(Bruttoprinzip ). 

' . 
( 4) Die Ermächtigung zur Aufnahme eines Kredits nach 

Absatz 1 Buchst. a geht über das Haushaltsjahr hinaus bis 
zur Abwicklung des Vorhabens, für das der Kredit bestimmt 
war. 

(5) Die Ermächtigung zur Aufnahme von Kassenkrediten 
gilt solange, bis das nächste Haushaltsgesetz (Haushaltsbe­
schluß) in Kraft getreten ist. 

§ 16 

Bürgschaften 

Im Haushaltsgesetz (Haushaltsbeschluß) wird bestimmt, 
bis zu welcher Höhe Bürgschaften übernommen werden 
dürfen. §15 Abs. 1 ist entsprechend anzuwenden. 

§ 17 

Baumaßnahmen 

(1) Ausgaben für Baumaßnahmen (Neu-, Ersatz-, Erwei­
terungs- und Umbauten) dürfen erstveranschlagt werden, 
wenn Pläne, Kostenermittlungen und Erläuterungen vorlie­
gen, aus denen sich die Art der Ausführung, die vorgesehe­
ne Finanzierung, ein Zeitplan und die jährlichen Folgeko­
sten ergeben. 

(2) Ausnahmen von Absatz 1 sind nur zulässig, wenn es 
im Einzelfall nicht möglich ist, die Unterlagen rechtzeitig 
fertigzustellen, und aus einer späteren Veranschlagung ein 
Nachteil erwachsyn würde. . · 

§ 18 

Zuwendungen 

Zuwendungen an Stellen, die nicht zur verfaßten Kirche 
gehören, dürfen nur veranschlagt werden, wenn ein erhebli­
ches kirchliches Interesse an der Erfüllung des Zuwen­
dungszwecks durch solche Stellen gegeben ist. 

§ 19 

Deckungsreserve 

Im Haushaltsplan können angemessene Beträge zur 
Deckung überplanmäßiger und außerplanmäßiger Ausga­
ben veranschlagt werden (Deckungsreserve). Die Mittel 
sind nicht übertragbar. 

§ 20 

Überschuß, Fehlbetrag 

( 1) Ein Überschuß oder .Fehlbetrag der Jahresrechnung ist 
spätestens in den Haushaltsplan für das zweitnächste Haus­
haltsjahr, bei Aufstellung eines Zweijahreshaushaltsplans 
spätestens in den Haushaltsplan für das drittnächste Jahr 
einzustellen. · 
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(2) Ergibt sich ein Fehlbetrag, dessen Höhe für die Haus­
haltswirtschaft von erheblicher Bedeutung ist, so soll er im 
folgenden Jahr in einem Nachtragshaushalt veranschlagt 
werden. 

(3) Ein Überschuß ist zur Schuldentilgung oder zur Rück­
lagenzuführung zu verwenden, soweit er nicht zum Haus­
haltsausgleich benötigt wird. 

§ 21 

Wirtschaftsbetriebe 

(1) Für Wirtschaftsbetriebe ist ein Wirtschaftsplan aufzu­
stellen und eine Betriebsbuchführung einzurichten, wenn 
ein Wirtschaften nach Einnahmen und Ausgaben des Haus­
haltsplanes nicht zweckmäßig ist. Im Haushaltsplan sind nur 
die Zuführungen oder die Ablieferungen zu veranschlagen. 

(2) Bei Wirtschaftsbetrieben sollen die Einnahmen bzw. 
Erträge die Ausgaben bzw. Aufwendungen decken. Zu den 
Ausgaben gehören auch die Abschreibungen und eine ange­
messene Verzinsung.des Anlagekapitals. Der aus Zuschüs­
sen Dritter aufgebrachte Kapitalanteil ist bei der Verzinsung 
des Anlagekapitals außer Betracht zu lassen. 

(3) Soweit erforderlich, insbesondere zur Überprüfung 
der Wirtschaftlichkeit und vor der allgemeinen Festsetzung 
von Gebühren und Entgelten, sollen. Kostenberechnungen 
(gegebenenfalls Betriebsabrechnungen) erstellt werden. 

§ 22 

Stiftungen 

(1) Für kirchliche Stiftungen mit eigener Rechtspersön­
lichkeit sind Haushaltspläne aufzustellen. Das gleiche gilt 
für sonstige Stiftungen, wenn die Veranschlagung ihrer Ein­
nahmen und Ausgaben im Haushaltsplan nicht zweckmäßig 
erscheint. 

(2) Im übrigen finden die Vorschriften dieser Ordnung 
sinngemäße Anwendung. Soweit gesetzliche Vorschriften 
oder Bestimmungen des Stiftes entgegenstehen, bleiben 
diese unberührt. 

§ 23 

Anlagen zum Haushaltsplan 

(1) Dem Haushaltsplan sind beizufügen: 

a) eine Übersicht über die Planstellen der Mitarbeiter (Stel­
lenplan), gegliedert nach dem Haushaltsplan und jeweils 
unterteilt nach Geistlichen, Beamten, Angestellten und 
Lohnempfängern, 

b) eine Übersicht über den Stand der Schulden und Bürg­
schaften, 

c) eine Übersicht über das Vermögen, insbesondere der 
Rücklagen, 

d) Sammelnachweise, soweit solche geführt werden, 

e) Wirtschafts- oder Sonderhaushaltspläne und neueste 
Jahresabschlüsse der Wirtschaftsbetriebe und Stiftungen 
gemäß §§ 21 und 22. 

(2) Es sollen ferner beigefügt werden: 

a) Haushaltsquerschnitt (Darstellung der Einnahmen, Aus­
gaben, Verpflichtungsermächtigungen) unterteilt nach 

1. Gruppierungsübersicht, 

2. Funktionenübersicht, 

3. Zusammenstellung nach Einzelplänen aus 1. und 2. 

b) Finanzplan mit Bau- und Investitionsplan. 

§ 24 

Verabschiedung des Haushaltsplans 

(1) Der Haushaltsplan ist vor Beginn des Haushaltsjahres 
aufzustellen und zu beschließen. Er ist zu veröffentlichen 
oder nach ortsüblicher Bekanntmachung zwei Wochen zur 
Einsicht auszulegen. 

(2) Ist der Haushaltsplan ausnahmsweise nicht rechtzeitig 
beschlossen, so sind 

1. nur die Ausgaben zu leisten, die bei sparsamer Verwal­
tung nötig sind, um 

a) die bestehenden Einrichtungen in geordnetem Gang 
zu halten und den gesetzlichen Aufgaben und recht­
lichen Verpflichtungen zu genügen, 

b) Bauten, Beschaffungen und sonstige Leistungen 
fortzusetzen, für die durch den Haushaltsplan des 
Vorjahres bereits Beträge festgesetzt worden sind, 

2. die Einnahmen fortzuerheben, soweit gesetzlich nichts 
. anderes bestimmt ist, 

3. Kassenkredite nur im Rahmen des Haushaltsplans des 
Vorjahres zulässig. 

§ 25 

Nachtragshaushaltsplan 

( 1) Der Haushaltsplan kann nur bis zum Ablauf des Haus­
haltsjahres durch einen Nachtragshaushaltsplan geändert 
werden. 

(2) Ein Nachtragshaushaltsplan ist aufzustellen, wenn 
sich zeigt, daß 

a) ein erheblicher Fehlbetrag entstehen wird, und der 
Haushaltsausgleich auch bei Ausnutzung jeder Spar­
möglichkeit nur durch eine Änderung des Haushalts­
plans erreicht werden kann, 

b) bisher nicht veranschlagte oder zusätzliche Ausgaben in 
einem im Verhältnis zu den Gesamtausgaben erhebli­
chen Umfang geleistet werden müssen. 

(3) Der Nachtragshaushaltsplan muß alle erheblichen Än­
derungen enthalten, die im Zeitpunkt seiner Aufstellung er­
kennbar sind. 

(4) Für den Nachtragshaushaltsplan gelten die Vorschrif­
ten über den Haushaltsplan entsprechend. 

Abschnitt 111 

Ausführung des Haushaltsplanes 

§ 26 

Haushaltswirtschaft 

(1) Die Haushaltswirtschaft ist nach dem Haushaltsplan 
zu führen. Die im Haushaltsplan ausgewiesenen Wirtschaf­
ter (§ 8 Abs. 2) sind für die Erhebung aller erzielbaren Ein­
nahmen, die Leistung der Ausgaben und die Einhaltung der 
Verpflichtungsermächtigungen verantwortlich. Die Wirt­
schafterbefugnis ist im Rahmen der erteilten rechtsgeschäft­
liehen Vollmacht auszuüben. Sie kann für Teilbereiche des 
Haushalts Wirtschaftern kraft Auftrages übertragen werden. 

(2) Näheres über die Ausführung des Haushaltsplans re­
gelt die zu erlassende Wirtschaftsordnung. 

§ 27 

Bindung an den Haushaltsplan 

Für den Bruttonachweis und den Einzelnachweis sind die 
Grundsätze des § 9 entsprechend anzuwenden. 

• 

• 
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§ 28 

Erhebung der Einnahmen, Bewirtschaftung der Ausgaben 

(1) Die Einnahmen sind rechtzeitig und vollständig zu er­
heben. 

(2) Die Ausgaben sind so anzuordnen, daß 

a) die Aufgaben wirtschaftlich und zweckmäßig erfüllt:\ 
werden, 

b) die gebotene Sparsamkeit geübt wird. 

(3) Die Mittel sind erst in Anspruch zu nehmen, wenn es 
die Erfüllung der Aufgaben erfordert. 

(4) Leistungen vor Empfang der Gegenleistung (Vorlei­
stung) sollen nur vereinbart oder bewirkt werden, soweit es 
allgemein üblich oder durch besondere Umstände gerecht­
fertigt ist. Für Vorleistungen sind die erforderlichen, minde­
stens die allgemein üblichen Sicherheiten zu verlangen. 

Für Vorausleistungen auf Personalausgaben gelten die 
besonderen Vorschriften . . 

(5) Ausgaben, die aus zweckgebundenen Einnahmen zu 
bestreiten sind, dürfen erst veranlaßt werden, wenn die dafür 
vorgesehenen Einnahmen eingegangen sind oder ihr Ein­
gang rechtlich und tatsächlich gesichert ist. Ausgaben aus 
zweckgebundenen Einnahmen dürfen nur bis zur Höhe der 
eingegangenen Einnahmen geleistet werden. 

§ 29 

Persönliche Ausgaben 

Persönliche Ausgaben für haupt- und nebe,nberufliche, 
für ehrenamtliche Mitarbeiter und die Versorgung dürfen 
nur nach dem Besoldungsgesetz, den Dienst- oder Arbeits­
verträgen, den Tarifverträgen, den Versorgungsvorschriften 
oder anderen Rechts- oder Verwaltungsvorschriften, für 
planmäßige Mitarbeiter außerdem nur nach dem Stellen­
plan, geleistet werden. 

§ 30 

Ausgaben für Investitionen 

Ausgaben für Investitionen dürfen unbeschadet anderer 
Bestimmungen erst veranlaßt werden, soweit die Deckungs­
mittel rechtzeitig bereitgestellt werden können. 

§ 31 

Deckungsfähigkeit 

Sind Ausgaben aufgrund von Deckungsvermerken 
deckungsfähig, so dürfen bei der deckungspflichtigen Haus­
haltsstelle eingesparte Mittel, solange sie verfügbar sind, 
zur Deckung überplanmäßiger Ausgaben bei der deckungs­
berechtigten Haushaltsstelle verwendet werden. 

§ 32 

Haushaltsüberwachung 

(1) Durch geeignete Maßnahmen ist regelmäßig darüber 
zu wachen, daß sich die Ausgaben und die Ausgabenver­
pflichtungen im Rahmen der Haushaltsansätze halten 
(Haushaltsüberwachung). 

(2) Durch geeignete Maßnahmen ist sicherzustellen, daß 
die zu erhebenden Einnahmen überwacht werden (An­
schreibeliste und der Nachweis für Einnahmen). 

§ 33 

Über- und außerplanmäßige Ausgaben 

(1) Überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben, die 
nicht im Rahmen der Deckungsfähigkeit aus der Deckungs-

reserve oder aus zweckgebundenen Mehreinnahmen ge­
deckt werden können, sind im Nachtragshaushaltsplan zu 
beschließen. Über- und außerplanmäßige Ausgaben sollen 
nur für einen unvorhergesehenen und unabweisbaren Bedarf 
bewilligt werden. 

(2) Das gleiche gilt für Maßnahmen, durch die später 
über- 'oder außerplanmäßige Ausgaben entstehen können. 

(3) Ist im Haushaltsplan ein Teilbetrag der noch zu er­
wartenden übertragbaren Ausgaben für eine sich auf mehre­
re Jahre erstreckende einheitliche Maßnahme bereitgestellt, 
so sind höhere Ausgaben gegenüber dem Haushaltsplan als 
überplanmäßige Ausgaben zu leisten und auf die im Haus­
haltsplan des folgenden Haushaltsjahres für denselben 
Zweck vorgesehene Mittel anzurechnen (Haushaltsvor­
griff). 

§ 34 

Sicherung des Haushaltsausgleichs, 
Haushaltswirtschaftliche Sperre 

(1) Durch Gegenüberstellung der Einnahmen und Ausga­
ben oder andere geeignete Maßnahmen ist während des 
Haushaltsjahres darüber zu wachen, daß der Haushaltsaus­
gleich gewährleistet bleibt. 

(2) Ist durch Ausfall von Deckungsmitteln der Haushalts­
ausgleich in Frage gestellt, so sind unverzüglich die erfor­
derlichen Maßnahmen zu treffen. 

§ 35 

Vergabe von Aufträgen 

Bei der Vergabe von Aufträgen sind die Verdingungsord­
nung für Bauleistungen (VOB) und die Verdingungsord­
nung für Leistungen (VOL) anzuwenden. Das Nähere regelt 
die Wirtschaftsordnung. 

§ 36 

Sachliche und zeitliche Bindung 

(1) Ausgabewirksame Verpflichtungen dürfen nur zu 
dem im Haushaltsplan bezeichneten Zweck, soweit und so­
lange er fortdauert, und nur bis zum Ende des Haushaltsjah­
res eingegangen werden. 

(2) Bei übertragbaren Ausgabemitteln können Haushalts­
reste gebildet werden, die für die jeweilige Zweckbestim­
mung über das Haushaltsjahr hinaus bis zum Ende des auf 
die Bewilligung folgenden zweitnächsten Haushaltsjahres 
verfügbar bleiben. Bei Mitteln für Baumaßnahmen tritt an 
die Stelle des Haushaltsjahres der Bewilligung das Haus­
haltsjahr, in dem der Bau in seinen wesentlichen Teilen in 
Gebrauch genommen worden ist. 

(3) Zweckgebundene Einnahmen (§ 12) bleiben auch 
über das Haushaltsjahr hinaus zweckgebunden, solange der 
Zweck fortdauert. 

§ 37 

Abgrenzung der Haushaltsjahre . 

Einnahmen und Ausgaben sind für das Haushaltsjahr an­
zuordnen, in dem sie fällig werden, es sei denn, sie sind 
einem angrenzenden Haushaltsjahr wirtschaftlich zuzuord­
nen, für das die Bücher noch nicht abgeschlossen sind. 

§ 38 

Wegfall- und Umwandlungsvermerke 

(1) Ist eine Planstelle als künftig wegfallend bezeichnet, 
darf die im gleichen Stellenplan ausgewiesene nächste frei­
werdende Planstelle derselben Besoldungs- oder Vergü-
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tungsgruppe der gleichen Fachrichtung nicht mehr besetzt 
werden. · ' 

(2) Ist eine Planstelle als künftig umzuwandeln bezeich­
net, gilt die im gleichen Stellenplan ausgewiesene nächste 
freiwerdende Planstelle derselben Besoldungs- oder Vergü­
tungsgruppe der gleichen Fachrichtung im Zeitpunkt ihres 
Freiwerdens als in die Stelle umgewandelt, die in dem Um­
wandlungsvermerk angegeben ist. 

(3) Die mit einem Wegfall- bzw. Umwandlungsvermerk 
versehene Planstelle ist auch dann freizumachen, wenn die 
Möglichkeit besteht, den aus dieser Planstelle bezahlten 
Mitarbeiter in eine im gleichen Stellenplan ausgewiesene 
freigewordene Planstelle einzuweisen. 

§ 39 

Stundung, Niederschlagung und Erlaß von Forderungen 

(1) Forderungen (ausgenommen Anerkennungsgbühren) 
dürfennur 

a) gestundet werden; wenn die sofortige Einziehung mit er­
heblichen Härten für den Schuldner verbunden wäre und 
der Anspruch durch die Stundung nicht gefährdet wird, 

b) niedergeschlagen werden, wenn feststeht, daß die Ein­
ziehung keinen Erfolg haben wird, oder wenn die Ko­
sten der Einziehung außer Verhältnis zur Höhe des An­
spruchs stehen, 

c) erlassen werden, wenn die Einziehung nach Lage des 
einzelnen Falles für den Schuldner eine besondere Härte 
bedeuten würde. 

Das gleiche gilt für die Rückzahlung oder die Anrech­
nung von geleisteten Beträgen. 

(2) Stundung, Niederschlagung und Erlaß sind von den 
hierfür zuständigen Stellen der kassenführenden Stelle un­
verzüglich, Stundung und Erlaß mindestens gleichzeitig mit 
der Benachrichtigung des Zahlungspflichtigen schriftlich 
mitzuteilen. 

(3) Andere Regelungen in Rechtsvorschriften bleiben un­
berührt. 

§ 40 

Nutzungen und Sachbezüge 

Nutzungen und Sachbezüge dürfen Mitarbeitern im 
kirchlichen Dienst nur gegen angemessenes Entgelt gewährt 
werden. Andere Regelungen in Rechtsvorschriften oder Ta-
rifverträgen bleiben unberührt. · 

§ 41 

Vorschüsse, Verwahrgelder 

(1) Ausgaben dürfen als Vorschüsse nur angeordnet wer­
den, wenn die Verpflichtung zur Leistung zwar feststeht, die 
Verausgabung beim Haushalt abertrotzgewissenhafter Prü­
fung zum Zeitpunkt der Zahlung nicht möglich ist. Für Ab­
schlagzahlungen gelten die gleichen Grundsätze. 

(2) Einnahmen dürfen als Verwahrgelder nur behandelt 
werden, solange die V ereinnahmung beim Haushalt oder die 

:Weiterleitung an den richtigen Empfänger nicht möglich ist. 

(3) Sofern nicht besondere Bestimmungen etwas anderes 
vorschreiben, sollen Vorschüsse und Verwahrgelder in dem 
Haushaltsjahr abgewickelt werden, in dem sie entstanden 
sind. 

§ 42 

Verwendungsnachweis für Zuwendungen 

Für die Gewährung von Zuwendungen gemäß§ 18 sind 

Bewilligungsgrundsätze zu erlassen, die die ordnungs­
gemäße Verwendung und ausreichende Abrechnung der 
Mittel sicherstellen. Die Bewilligungsgrundsätze sollen 
vom Zuwendungsempfänger vor Auszahlung der Zuwen­
dung schriftlich anerkannt werden. 

§ 43 

Kassenanordnungen 

(1) Die Kassenanordnungen sind schriftlich zu erteilen; 
sie müssen insbesondere den Grund und soweit möglich die 
Berechnung enthalten. Unterlagen, die die Zahlungen be­
gründen, sind beizufügen. Die Kassenanordnungen müssen 
rechnerisch geprüft und sachlich festgestellt sein. 

(2) Der Anordnungsberechtigte darf keine Kassenanwei­
sungen erteilen, die auf ihn· oder seinen Ehegatten lauten. 
Das gleiche gilt für Angehörige, die mit dem Anordnungs­
berechtigten bis zum 3. Grad verwandt, bis zum 2. Grad ver­
schwägert "oder durch Adoption verbunden sind. Für den 
Feststeller gelten die gleichen Grundsätze. 

(3) Eine Auszahlungsanordnung zu Lasten des Haushalts 
darf nur erteilt werden, wenn Mittel haushaltsrechtlich zur 
Verfügung stehen. § 33 bleibt unberührt. 

(4) Die Kasse kann durch allgemeine schriftliche Anord­
nungen jeweils für ein Haushaltsjahr beauftragt werden, 
Einnahmen anzunehmen oder Ausgaben zu leisten, die re­
gelmäßig wiederkehren und die nach Art und Höhe be­
stimmt sind. 

(5) Bei den nachstehend aufgeführten wiederkehrenden 
Ausgaben darf die Kasse aufgrund allgemeiner schriftlicher 
Anordnungen die Abbuchung durch das Lastschrifteinzugs­
verfahren vereinbaren: 

a) Bezahlung von Scheck-, Postgiro- und Depotgebühren, 

b) Bezahlung von Fernmelde- und Rundfunkgebühren 
(Hörfunk und Fernsehen), 

c) Bezahlung von Zeitungsgeld, 

d) Bezahlung von Strom-, Gas- und Wassergebühren, 

e) Bezahlung von anderen wiederkehrenden Leistungen, 

· sofern die Wirtschafts- und Kassenordnung es zuläßt. 

Die förmlichen· Kassenanordnungen für diesen Berejch 
können, sofern der Jahresbetrag im voraus nicht feststeht, 
nachträglich für das Haushaltsjahr erteilt werden. 

(6) Das Weitere über die Anordnungsbefugnis, die rech­
nerische und sachliche Feststellung sowie Form und Inhalt 
von Kassenanordnungen regelt die Wirtschafts- und 
Kassenordnung. 

§.44 

Haftung 

Wer entgegen den Vorschriften eine Zahlung angeordnet 
oder eine Maßnahme getroffen oder unterlassen hat, durch 
die ein Schaden entstanden ist, ist im Rahmen des 
Beamten-, Tarif- und Bürgerlichen Rechts ersatzpflichtig. 

Abschnitt IV' 

Kassen- und Buchführung 

§ 45 

Aufgaben und Organisation 

(1) Innerhalb einer Körperschaft hat eine Kasse (Ein­
heitskasse) den gesamten Zahlungsverkehr abzuwickeln, 
Sparbücher, Wertpapiere und Wertsachen aufzubewahren 
und zu verwalten, die Buchungen vorzunehmen, die Rech-
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nungsbelege zu sammeln und die Rechnungslegung vorzu­
bereiten. 

(2) Sonderkassen dürfen nur eingerichtet werden, wenn 
ein unabweisbarer Bedarf.besteht. 

(3) Für mehrere Körperschaften kap.n eine gemeinsame 
Kasse gebildet werden (z.R Kirchliches Verwaltungsamt). 

(4) Kassengeschäfte können ganz oder teilweise einer an­
deren Stelle übertragen werden. 

(5) Wer KassenanOrdnungen erteilt, darf an Zahlungen 
oder Buchungen nicht beteiligt sein. 

(6) Die Kasse ist schriftlich zu unterrichten über Art und 
Umfang der Anordnungsbefugnis aller Anordnungsberech­
tigten. 

(7) Bestehen gegen eine Kassenanordnung Bedenken in 
haushaltsmäßiger, kassentechnischer, rechnerischer, rechtli­
cher oder sonstiger sachlicher Hinsicht, so hat die Kasse 
diese dem Anordnungsberechtigten vorzutragen. 

(8) Näheres über die Aufgaben, Organisation und Kas­
senaufsicht regelt die Kassen- und Wirtschaftsordnung. 

§ 46 

Kassengeschäfte für Dritte 

Die Einheitskasse oder die gemeinsame Kasse kann mit 
der Besorgung von Kassengeschäften Dritter betraut werden 
( = fremde Kass.engeschäfte ), wenn gewährleistet ist, daß die 
Kassengeschäfte in die Prüfung der Einheitskasse oder der 
gemeinsamen Kasse einbezogen werden. ' 

§ 47 

Bürokassen 

(1) Für Portoausgaben und sonstige kleinere Ausgaben 
bestimmter Art können Bürokassen eingerichtet oder Hand­
vorschüsse (eiserne Vorschüsse) bewilligt werden. Sie sind 
innerhalb des Haushaltsjahres abzurechnen. 

(2) In Ausnahmefällen können Zahlstellen eingerichtet 
werden. Diese buchen die Zahlungsvorgänge in zeitlicher 
Ordnung und haben mindestens monatlich abzurechnen. 

Im übrigen gelten die Grundsätze über die Aufgaben und 
die Erledigung bei Zahlstellen (Bürokassen). 

§ 48 

Mitarbeiter in der Kasse 

(q In der Kasse dürfen nur Mitarbeiter beschäftigt wer­
den, deren Eignung und Zuverlässigkeit festgestellt worden 
ist. 

(2) Die in der Kasse beschäftigten Mitarbeiter dürfen 
weder untereinander noch mit Anordnungsberechtigten und 

. den die Kassenaufsicht führenden Personen verheiratet, bis 
zum 3. Grad verwandt, bis zum 2. Grad verschwägert oder 
durch Adoption verbunden sein. Ausnahmen bedürfen der 
Zustimmung der zuständigen Stelle. 

(3) Die Mitarbeiter in der Kasse dürfen auf ihren Jahres­
urlaub nicht verzichten, haben mindestens die Hälfte des 
Urlaubs zusammenhängend zu nehmen und sich während 
des Urlaubs jeder dienstlichen Tätigkeit in der Kassenver­
waltung zu enthalten. 

§ 49 

Geschäftsverteilung der Kasse 

(1) Ist die Kasse mit mehreren Mitarbeitern besetzt, so 
müssen Buchhalter- und Kassiergeschäfte von verschiede­
nen Mitarbeitern wahrgenommen werden. 

(2) Buchhalter und Kassierer sollen sich regelmäßig nicht 
vertreten. 

(3) Ausnahmen bedürfen der Zustimmung der zuständi­
gen Stelle. 

§50 

Verwaltung des Kassenbestandes 

(1) Der Kassenbestand (Barbestand, Bestand auf Konten 
bei Geldanstalten) ist wirtschaftlich zu verwalten. Der Bar­
bestand sowie der Bestand auf niedrigverzinslichen Konten 
soll nicht höher sein, als er für den voraussichtlich anfallen­
den Zahlungsverkehr erforderlich ist. 

(2) Die anordnende Stelle hat die Kasse frühzeitig zu ver­
ständigen, wenn mit größeren Einnahmen zu rechnen ist 
oder größere Zahlungen zu leisten sind. 

(3) Ist eine Verstärkung des Kassenbestandes durch Kas­
senkredit (§ 15) erforderlich, so ist die zuständige Stelle 
rechtzeitig zu verständigen. 

§51 

Konten für den Zahlungsverkehr 

(1) Für die Abwicklung des Zahlungsverkehrs soll die 
Kasse nur bei besonderem Bedarf mehr als ein Giro- und ein 
Postgirokonto haben. 

(2) Die zuständige Stelle regelt, welche Konten unterhal­
ten werden und welche Mitarbeiter in der Kasse Verfü­
gungsberechtigung über die Konten erhalten. 

(3) Gelder und Wertpapiere sind bei Sparkassen, Banken 
und anderen Geld- und Kreditinstituten auf den Namen des 
Rechtsträgers, niemals auf den Namen der Person eines 
Amtsträgers zu hinterlegen. 

§52 

Aufbewahrung und Beförderung von Zahlungsmitteln 

(1) Zahlungsmittel, Scheckvordrucke, Gebührenmarken 
u.ä. sind in geeigneten Kassenbehältern sicher aufzubewah­
ren. Sind Geldstücke und Geldscheine in größerer Stückzahl 
vorhanden, sollen sie nach den Richtlinien der Bundesbank 
verpackt sein. 

(2) Die zuständige Stelle bestimmt durch Dienstanwei­
sung, ob und welche Mitarbeiter die Kassenbehälter unter 
Mitverschluß zu nehmen haben und wie die Doppelstücke 
der Schlüssel aufzubewahren sind. 

(3) Private Gelder und Gelder anderer Stellen, deren Kas­
sengeschäfte der Kasse nicht nach§ 46 übertragen sind, dür­
fen nicht im Kassenbehälter aufbewahrt werden. 

(4) Für die Beförderung von Zahlungsmitteln sind die er­
forderlichen Sicherungsvorkehrungen zu treffen . 

( 

§53 

Verwahrung von Wertsachen und Dokumenten 

Für die Einlieferung von Wertsachen und Dokumenten 
zur Aufbewahrung bei der Kasse sind der,Kasse schriftliche 
Einlieferungsaufträge, für die Auslieferung schriftliche 
Auslieferungsaufträge zu erteilen. 

§54 

Erledigung von Kassengeschäften durch andere 

(1) Bedient sich eine kirchliche Körperschaft zur Erledi­
gung ihrer Kassengeschäfte anderer Stellen(§ 45 Abs. 3 und 
4), so muß insbesondere gesichert sein, daß 

a) die geltenden Vorschriften beachtet, 



112 AMTSBLATT Heft4, 1992 

b) Zahlungs- und ähnliche Termine eingehalten, 

c) den für ihre Prüfung zuständigen Stellen ausreichende 
Prüfungsmöglichkeiten auch hinsichtlich der Program­
mierung und des Ablaufs von maschinellen Rechenvor­
gängen gewährt werden und 

d) die betraute Stelle im Falle eines Verschuldeus gegen­
über der auftraggebenden Stelle oder Dritten in glei­
chem Umfang für Schäden eintritt, in dem ihr selbst ein 
Rückgriffsrecht gegenüber den Verantwortlichen zu­
steht. 

(2) Eine kirchliche Körperschaft kann sich zur Erledi­
gung ihrer Kassengeschäfte nur solcher anderer Stellen be­
dienen, die von der Aufsichtsbehörde für geeignet erklärt 
worden sind. Im übrigen ist sicherzustellen, daß die Kassen­
aufsicht gewährleistet ist. 

§55 

Zahlungen 

(1) Kassengeschäfte' dürfen nur von Kassen erledigt wer­
den. Alle bei anderen Einrichtungen der Dienststellen oder 
bei Personen eingehende kirchliche Gelder sind unbescha­
det ihrer Zweckbestimmung von der Kasse zu ~rfassen. 

(2) Ausgaben dürfen nur aufgrund einer Auszahlungsan-
ordnung geleistet werden. · 

(3) Einzahlungen sind regelmäßig nur aufgrundeiner An­
nahmeail.ordnung anzunehmen. Bei Geldeingängen ohne 
Annahmeanordnung ist diese sofort zu beantragen. Annah­
meanordnungen sind nicht erforderlich für Einnahmen, die 
zur Abdeckung von Vorschüssen eingehen oder als Ver­
wahrgeider behandelt werden. 

(4) Die zuständige Stelle kann zulassen, daß Auszahlun­
gen ohne Anordnung geleistet werden, wenn 

a) Rückläufer eingehen, die sich durch ein Versehen der 
Kasse ergeben haben, 

b) der Betrag irrtümlich eingezahlt wurde und an den Ein­
zahler zurückgezahlt oder an die richtige Stelle weiter­
geleitet wird, 

c) Einzahlungen aufgrund gesetzlicher Vorschriften oder 
nach Maßgabe getroffener Vereinbarungen vorliegen, 
die an den Berechtigten weiterzuleiten sind. 

§56 

Einziehung von Forderungen, Reitreibung 

(1) Forderungen sind zum Zeitpunkt der Fälligkeit einzu­
ziehen. Ist keine Frist gesetzt, sind sie sobald wie möglich 
einzuziehen.' 

(2) Werden Beträge nicht rechtzeitig entrichtet, hat die 
Kasse die anweisende Stelle zur Einleitung der Reitreibung 
zu unterrichten. 

§57 

Einzahlungen 

(1) Zahlungsmittel, die der Kasse von dem Einzahlenden 
übergeben werden, sind in dessen Gegenwart auf ihre Echt­
heit, Vollzähligkeit und Vollständigkeit zu prüfen. 

(2) Wertsendungen, die der Kasse zugehen, sind in Ge­
genwart eines Zeugen zu öffnen und ~u prüfen. Enthalten 
andere Sendungen Zahlungsmittel, so ist zu der Prüfung ein 
Zeuge zuzuziehen. 

(3) Wechsel dürfen nicht in Zahlung genommen werden. 
Schecks dürfen nur unter dem Vorbehalt ihrer Einlösung als 
Zahlungsmittel angenommen werden; sie sind unverzüglich 

der Bank .zur Gutschrift vorzulegen. Eine Herauszahlung 
auf Schecks ist unzulässig. 

(4) Zahlungspflichtige sollen zur bargeldlosen Zahlung 
aufgefordert werden. 

§58 

Nachweis der Einzahlungen (Quittungen) 

(1) Die Kasse hat über jede Bareinzahlung dem Einzahler 
eine Quittung zu erteilen. Wird die Einzahlung durch Über­
gabe eines Schecks oder in ähnlicP.er Weise nur erfüllungs­
halber bewirkt, ist mit dem Zusatz "Eingang vorbehalten" 
oder einem entsprechenden Vorbehalt zu quittieren. Der 
Einzahler bestätigt die Richtigkeit derAngaben der Quittung 
durch schriftliche Anerkennung. Für Einzahlungen durch 
Übersendung von Zahlungsmitteln oder Überweisung ist 
dem Einzahler nur auf sein V erlangen die Einzahlung zu be­
stätigen. 

(2) Wird eine Quittung berichtigt, müssen sowohl der 
Einzahler als auch die Kasse die Berichtigung schriftlich be­
stätigen. 

(3) Die zuständige Stelle bestimmt durch Dienstanwei­
sung 

a) die Form der Quittung (gegebenenfalls Doppelunter­
schrift), 

b) ob und wie auf die Form der von der Kasse erteilten 
Quittungen hingewiesen werden soll, 

c) in welcher Form für laufend numerierte Einzahlungs­
quittungen ein Bestands- und Verbrauchsnachweis ge­
führt wird. 

§59 

Einzahlungstag 

Als Tag der Einzahlung gilt 

a) bei Übergabe oder Übersendung von Zahlungsmitteln 
an die Kasse der Tag des Eingangs, 

b) bei Überweisung auf ein Konto der Kasse der Tag, an 
dem der Betrag gutgeschrieben worden ist. 

§ 60 

Auszahlungen 

(1) Auszahlungen sind unverzüglich oder zu dem in der 
Kassenanordnung bestimmten Zeitpunkt zu leisten. Fristen 
für die Gewährung von Skonto sind zu beachten. 

(2) Auszahlungen sind nach Möglichkeit bargeldlos zu 
bewirken. Wenn möglich, ist mit eigenen Forderungen auf­
zurechnen. Es ist unzulässig, Wechsel auszustellen oder zu 
akzeptieren. 

(3) Vor Übergabe von Zahlungsmitteln hat sich die Kasse 
über die Person des Ernpfarrgers zu vergewissern. Ein Be­
auftragter (Bevollmächtigter) des Ernpfarrgers hat sich über 
seine Empfangsberechtigung auszuweisen. 

(4) Bestehen Zweifel hinsichtlich der Person des Ernp­
farrgers (z.B. wegen Todesfalls), hat die Kasse die Entschei­
dung des Anordnungsberechtigten herbeizuführen. 

§ 61 

Nachweis der Auszahlungen (Quittungen) 

(1) Die Kasse hat über jede Auszahlung, die durch Über­
gabe von Zahlungsmitteln geleistet wird, von dem Ernpfarr­
ger eine Quittung zu verlangen. 

(2) Die Quittung, die bei der Übergabe von Zahlungsmit~ 
teln vom Ernpfarrger zu verlangen ist, ist unmittelbar auf der 
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Kassenanordnung anzubringen oder ihr beizufügen. Kann 
ein Empfänger nur durch Handzeichen quittieren, muß die 
Anbringung des Handzeichens durch Zeugen bescheinigt 
werden. Zeugen dürfen nicht an der Auszahlung beteiligt 
sein. 

(3) Werden Auszahlungen in anderer Form als durch 
Übergabe oder Übersendung von Zahlungsmitteln bewirkt, 
ist auf der Kassenanordnung zu bescheinigen, an welchem 
Tag und über welche Geldanstalt (Konto) oder auf welchem 
anderen Weg der Betrag ausgezahlt worden ist. 

(4) Werden die Überweisungsträger mit Hilfe von elek­
tronischen Datenverarbeitungsanlagen hergestellt, so ist der 
Auszahlungsbescheinigung nach Absatz 3 eine Bestätigung 
über die Übereinstimmung der Einzelbeträge in den Aus­
zahlungslisteil und Überweisungsträgem beizufügen. Die 
Bescheinigung ist Bestandteil der Auszahlungsbescheini­
gung der Kasse. 

(5) Werden Zahlungsverpflichtungen durch Aufrechnung 
erfüllt, ist auf den Belegen gegenseitig auf die Verrechnung 
zu verweisen. Das gl~iche gilt für Erstattungen innerhalb 
des Haushalts. 

§ 62 

Buchführung (Zeitbuchung, Sachbuchung) 
Belegpflicht 

(1) Die Einnahmen und Ausgaben sind in zeitlicher und 
sachlicher Ordnung zu buchen. Die Buchungen sind zu be­
legen. 

(2) Die Ordnung für die sachliche Buchung folgt der 
Gliederung des Haushaltsplans. Vorschüsse und Verwahr­
gelder sind gleichfalls nach einer sachlichen Ordnung zu bu­
chen. 

Aufträge zur Einrichtung; Änderung oder Löschung von 
Sachkonten sind vom Wirtschafter kraft Amtes der Kasse 
schriftlich aufzugeben. Die Übertragung von Einnahme­
und Ausgaberesten ist der Kasse durch Kassenanordnung 
aufzugeben. Einnahme- und Ausgabereste sind im folgen­
den Haushaltsjahr bei den gleichen Haushaltsstellen abzu­
wickeln, bei denen sie entstanden sind. Bei der Abwicklung 
unerledigter Vorschüsse und Verwahrgelder ist in gleicher 
Weise zu verfahren . 

(3) Die Übernahme der Haushaltsansätze aus dem Haus­
haltsplan erledigt die Kasse aufgrund eines schriftlichen 
Auftrages der zuständigen Stelle. Zu- und Abgänge bei 
Haushaltsansätzen dürfen von der Kasse nur aufgrund von 
schriftlichen Soll-Veränderungsaufträgen der zuständigen 
Stelle vorgenommen werden. 

(4) Bei elektronischer Datenverarbeitung sind grundsätz­
lich alle für die Buchführung gespeicherten Daten der Ein­
zelvorgänge in Klarschrift auszudrucken. Längste Aus­
druckperiodeist das Haushaltsjahr. Anstelle des Ausdrucks 
kann die zuständige Stelle eine Mikroverfilmung der Daten 
in Klarschrift aus maschinellen Speichern zulassen, wenn 
das V erfahren nach der technischen und organisatorischen 
Seite sicher geregelt ist. Die richtige Datenerfassung, Da­
tenverarbeitung und Datenausgabe und die vollständige 
Durchführung aller im Rechenzentrum vorgesehenen Kon­
trollen hat die für die Druckausgabe im Rechenzentrum ver­
antwortliche Dienstkraft durch unterschriftliche Bescheini­
gung »maschinell richtig" unter Angabe des Datums abzu­
geben. 

§ 63 

·Zeitliche Buchung der Einzahlungen und Auszahlungen 

(1) Einzahlungen sind zu buchen 

a) bei Übergabe von Zahlungsmitteln an den Empfänger 
am Tag des Eingangs in der Kasse, 

b) bei Überweisung auf ein Konto der Kasse an dem Tag, 
an dem die Kasse von der Gutschrift Kenntnis erhält. 

(2) Auszahlungen sind zu buchen 

a) bei Übergabe von Zahlungsmitteln an den Empfänger 
am Tag der Übergabe, 

b) bei Überweisung auf ein Konto des Empfängers und bei 
Einzahlung mit Zahlkarte oder Postanweisung am Tag 
der Hingabe des Auftrags an die Geldanstalt, 

c) bei Abbuchung vom Konto der Kasse aufgrund eines 
Abbuchungsauftrags oder einer Abbuchungsvollmacht 
(Einzugsermächtigung) an dem Tag, an dem die Kasse 
von der Abbuchung Kenntnis erhält. 

§ 64 

Sachliche Buchung der Einnahmen und Ausgaben 

Nach der zeitlichen Buchung ist alsbald die sachliche Bu­
chung vorzunehmen, sofern nicht beide Buchungen in 
einem Arbeitsgang vorgenommen werden. 

§ 65 

Vermögensbuchführung 

Die Buchführung über das Vermögen und die Schulden 
kann mit der Buchführung über die Einnahmen und Ausga­
ben verbunden werden. 

§ 66 

Wirtschaftsbetriebe 

(1) Für Wirtschaftsbetriebe, für die Entgelte oder Ge­
bühren erhoben werden, sind Kostenrechnungen aufzustel­
len, die auch Wirtschaftlichkeitsvergleiche erlauben. 

(2) Wirtschaftsbetriebe können sich mit Zustimmung der 
zuständigen Stelle der kaufmännischen Buchführung bedie­
nen. 

§ 67 

Führung der Bücher 

(1) Welche Bücher, außer Zeit- und Sachbuch, im einzel­
nen zu führen sind und in welcher Form, regelt die zuständi­
ge Stelle. 

(2) Die Büchersind so zu führen, daß 

a) sie zusammen mit den Belegen beweiskräftige Unterla~ 
genfür die Jahresrechnung sind, 

b) Unregelmäßigkeiten (z.B. unbefugte Eintragungen, Ent­
fernen von Blättern) nach Möglichkeit ausgeschlossen 
sind, 

c) die Zahlungsvorgänge in ihrer richtigen Ordnung darge­
stellt werden, 

d) die Übereinstimmung der zeitlichen und sachlichen Bu­
chung gewährleistet und leicht nachprüfbar ist. 

(3) In den Büchern müssen Buchungsdatum, Betrag, in 
Kurzbezeichnung der Grund der Einnahme oder Ausgabe, 
der Einzahler oder Empfänger erlaßt, Einzelheiten in Ve~­
bindung mit den Belegen feststellbar sein. 

(4) Berichtigungen in Büchern müssen so vorgenommen 
werden, daß die ursprüngliche Eintragung erkennbar bleibt. 

(5) Im Regelfall dürfen Einnahmen nicht durch Kürzung 
von Ausgaben und Ausgaben nicht durch Kürzung von Ein­
nahmen gebucht werden. 
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§ 68 

Ablage der Belege 

Belege für die Sachbuchführung sind geordnet nach 
Haushalts-, oder Buchungs stellen, innerhalb dieser nach den 
Belegnummern oder - soweit bei Anwendung elektroni­
scher Datenverarbeitung Belegnummern entfallen- in zeit­
licher Folge nach dem Buchungsdatum zu sammeln. 

§ 69 

Vorsammlung der Buchungsfälle 

(1) Häufig wiederkehrende, sachlich zusammengehören­
de Ein- oder Auszahlungen können jeweils zusammenge­
faßt und müssen mindestens einmal monatlich in das Zeit­
buch übernommen werden. In gleicher Weise kann bei der 
Sachbuchung verfahren werden. Bei maschineller Buch­
führung kann die zuständige Stelle eine Verlängerung der 
Frist bis zu einem Haushaltsjahr zulassen, wenn die Summe 
der Sachkonten unter Einbeziehung vorgesammelter Bu­
chungsfälle jederzeit festgestellt werden kann. 

(2) Die Zusammenfassung nach Absatz 1 kann in Listen 
(Vorbücher zu Zeitbuch und Sachbuch) oder unmittelbar 
nach den Belegen auf Additionsstreifen vorgenommen wer­
den. Die Belege sind bis zur Buchung getrennt zu sammeln 
und sicher aufzubewahren. Die Additionsstreifen sind mit 
den Belegen zu den Rechnungsakten zu nehmen. 

§ 70 

Eröffnung der Bücher 

Die Bücher können bei Bedarf schon vor Beginn des 
Haushaltsjahres eröffnet werden. 

§71 

Tagesabschluß 

(1) An jedem Tag, an dem Zahlungen stattgefunden 
haben, ist aufgrund der Ergebnisse der Zeitbücher der Buch­
bestand (Kassensollbestand) zu ermitteln und mit dem 
tatsächlich vorhandenen Bar- und Guthabenbestand (Kas-

~ senistbestand) zu vergleichen. Die Ergebnisse sind in einem 
Tagesabschlußbuch oder im Zeitbuch nachzuweisen und 
vom mit den Kassierergeschäften beauftragten Mitarbeiter 
schriftlich anzuerkennen. Für den Tagesabschluß kann eine 
längere Frist zugelassen und im übrigen bestimmt werden, 
daß sich der Tagesabschluß an den Zwischentagen auf den 
baren Zahlungsverkehr beschränken kann. 

(2) Wird ein Kassenfehlbetrag festgestellt, so ist dies 
beim Abschluß zu vermerken. Wird er nicht sofort ersetzt, 
so ist er zunächst als Vorschuß zu buchen. Die Kassenauf­
sicht ist unverzüglich zu unterrichten. 

(3) Kassenüberschüsse sind als Verwahrgeld zu buchen. 
Können sie aufgeklärt werden, dürfen sie dem Empfangsbe­
rechtigten nur aufgrund einer Auszahlungsanordnung aus­
gezahlt werden. Können sie nicht aufgeklärt werden, sind 
sie im Haushalt zu vereinnahmen. 

§72 

Zwischenabschlüsse 

(1) In bestimmten Zeitabständen, mindestens vierteljähr­
lich ist ein Zwischenabschluß der Zeit- und Sachbücher zu 
fertigen und die Übereinstimmung untereinander und mit 
dem Kassenbestand zu prüfen. Die Ergebnisse sind unter­
schriftlich anzuerkennen. 

(2) Die zuständige Stelle kann zulassen, daß auf den Zwi­
schenabschluß verzichtet wird, wenn die zeitliche und die 
sachliche Buchung in einem Arbeitsgang durch Buchungs-

maschinen oder aufgrund des gleichen Datenträgers und 
eines geprüften und von der zuständigen Stelle anerkannten 
Programms mit einer elektronischen Datenverarbeitungsan­
lage vorgenommen werden. 

§ 73 

Abschluß der Bücher 

(1) Die Bücher sind jährlich abzuschließen. Sie sollten 
spätestens einen Monat nach Ablauf des Haushaltsjahres ge­
schlossen werden. Nach diesem Zeitpunkt dürfen nur noch 
kassenunwirksame Buchungen vorgenommen werden; sie 
sind in den Zeitbüchern a:ls Nachträge zu kennzeichnen. 

(2) Die der Kasse angeschlossenen Sonderkassen und 
Zahlstellen (Bürokassen) und die ihr gegenüber zur Abrech­
nung verpflichteten Personen und Stellen müssen alle Ein­
nahmen und Ausgaben des abzuschließenden Haushaltsjah­
res spätestens 3 Tage vor dem Buchungsabschluß abgerech­
nethaben. 

(3) Der Abschluß der Bücher obliegt der Kasse. 

(4) Der Kassenleiter bescheinigt durch seine Unterschrift, 
daß die Sachkonten bzw. die Vermögenskonten richtig, 
vollständig und ordnungsgemäß geführt sind, jede Buchung 
belegt und der Abschluß rechnerisch richtig ist sowie die 
Zusammenstellungen alle Sachkonten bzw. Vermögenskon­
ten richtig und vollständig erfassen. Die Unterschrift ist mit 
dem Zusatz "Für die Richtigkeit" unter Angabe des Datums 
abzugeben. 

§ 74 

Abschluß im Bereich der Vorschüsse und Verwahrgelder 

(1) Bei den Vorschüssen und den Verwahrgeldem sind 
gemäß § 62 Abs. 2 die bis zum Jahresabschluß nicht aus­
geräumten Beträge nach Zweckbestimmungen getrennt auf 
das neue Haushaltsjahr zu übernehmen. 

(2) Vor Übernahme der nicht ausgeräumten V orschuß­
und Verwahrgeld-Beträge ist unter Angabe der Bezeich­
nung des Kontos der dort verbuchte~ Gesamt-Einnahmen 
und -Ausgaben eine Aufstellung der im abgelaufenen Haus­
haltsjahr bei.der Kasse geführten einzelnen VorschuB- und 
Verwahrgeldkonten . zu fertigen. Die Aufstellung ist der 
Haushaltsrechnung als Anlage beizufügen. 

§ 75 

Kassenmäßiger Abschluß 

In dem kassenmäßigen Abschluß sind nachzuweisen: 

a) die Summe der Ist-Einnahmen, 

b) die Surr1me der Ist-Ausgaben, 

c) der Unterschied aus a) und b) (kassenmäßiges Jahreser­
gebnis). 

Abweichungen sind zu erläutern. · 

Abschnitt V 

Rechnungslegung 

§ 76 

Bestandteile der Rechnungslegung 

(1) Die zuständigen Stellen haben für jedes Haushaltsjahr 
Rechnung zu legen. 

(2) Die Rechnungslegung besteht aus der abgeschlosse­
nen Buchführung (einschließlich Vorschüsse undVerwah­
rungen) und aus der Haushalts- und der Vermögensrech­
nung (Jahresrechnung). 
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§77 

Haushaltsrechnung 

(1) Die Haushaltsrechnung ist auf der Grundlage der ab­
geschlossenen Buchführung und ihrer Rechnungsunterlagen 
aufzustellen. In der Haushaltsrechnung sind die Einnahmen 
und Ausgaben für jede Haushaltsstelle nach der Ordnung 
des Haushaltsplanes darzustellen. Zum Vergleich sind die 
Ansätze des Haushaltsplanes (einschl. Veränderungen) auf­
zuführen und die Abweichungen auszuweisen. Haushaltsre­
ste sind in der Haushaltsrechnung nachzuweisen. Erhebli­
che Abweichungen (Mehr- oder Minderbetrag) sind in einer 
Anlage zur Jahresrechnung zu erläutern. 

(2) In der Haushaltsrechnung sind die Summen der Ist­
Einnahmen und Ist-Ausgaben sowie der Unterschied zwi­
schen diesen Summen (Ist-Überschuß oder Ist-Fehlbetrag) 
nachzuweisen. Enthält das Sachbuch auch das Anordnungs­
soll, so sind in den Jahresabschluß zusätzlich einzubezie­
hen: 

die Summe des Apordnungssolls der Einnahmen, 

die Summe des Anordnungssolls der Ausgaben, 

die Summe der Haushaltsreste, 

die Summe der Haushaltsvorgriffe. 

Auf dieser Grundlage ist der Soll-Überschuß oder Soll­
Fehlbetrag zu ermitteln. 

Enthält das Sachbuch nicht das Anordnungssoll, so ist der 
Ist-Abschluß um die Summe der Haushaltsreste und der 
Haushaltsvorgriffe zu bereinigen (modifizierter Ist-Ab­
schluß). 

(3) Haushaltsquerschnitte unter Einbeziehung der Ist­
Zahlen sollen in der im § 23 Abs. 2 Buchst. a genannten 
Form der Haushaltsrechnung beigefügt werden. 

§ 78 

Unterlagen der Rechnungslegung 

(1) Rechnungsunterlagen ~ind die Kassenanweisungen 
mit den Einzahlungsbelegen oder Zahlungsbeweisen, die 
Sachkonten, die Vermögenskonten sowie die Zusammen­
stellungen der abgeschlossenen Buchführung, Aufträge zur 
Änderung der Haushaltsansätze und Einrichtung, Änderung 
oder Löschung von Sachkonten. 

(2) Durch geeignete Maßnahmen ist dafür Sorge zu tra­
gen, daß die Vollständigkeit der Rechnungsunterlagen gesi­
chert ist. 

(3) Bücher, Kontenkarten, Rechnungsbelege ~nd Unter­
lagen für die Zeitbuchführung dürfen herausgegeben wer­
den an 

a) Prüfungsberechtigte, 

b) Wirtschafter mit Genehmigung des Kassenleiters. 

Über die Herausgabe hat die Kasse einen Nachweis zu 
führen. 

§ 79 

Aufbewahrungsfristen 

(1) Die Rechnungsunterlagen sind nach Haushaltsjahren 
geordnet aufzubewahren. Die Jahresrechnungen und Sach­
bücher sind dauernd, sonstige Bücher mindestens 10 Jahre, 
die Belege sowie die Unterlagen fili eine Prüfung der ma­
schinellen Buchungen mindestens 5 Jahre geordnet aufzu­
bewahren. Die Fristen laufen vom Tage der Entlastung an. 

(2) Anstelle der Bücher und Belege können nach Erledi­
gung der Prüfung gemäß § 83 Mikrokopien aufbewahrt wer-

den, wenn die Übereinstimmung mit den Urschriften gesi­
chert ist. 

(3) Im übrigen bleiben Vorschriften über die Akten- und 
Archivordnung unberührt. 

Abschnitt VI 

Prüfung und Entlastung 

§ 80 

Allgemeines 

(1) Für die Prüfungen im Haushalts-, Kassen- und Rech­
nungswesen und in der Vermögensverwaltung gemäß§§ 82 
bis 85 ist unbeschadet der hierzu im Rahmen der Dienst­
oder Fachaufsicht verpflichteten Stellen überörtlich als un­
abhängige Prüfungsstelle der Rechnungshof der Evangeli­
schen Kirche in Berlin-Erandenburg zuständig. 

(2) Die vom Rechnungshof der Evangelischen Kirche in 
Berlin-Erandenburg geprüften Stellen haben zu den im 
Zuge seiner Prüfungen getroffenen Beanstandungen Stel­
lung zu nehmen und ihm über die veranlaßten Maßnahmen 
zu berichten. 

§ 81 

Rechnungshof 

Stellung, Aufgaben und Organisation des Rechnungshofs 
regelt das Kirchengesetz über den Rechnungshof der Evan­
gelischen Kirche in Berlin-Brandenburg. 

§ 82 

Kassenprüfungen 

(1) Die ordnungsgemäße Kassenführung wird durch re­
gelmäßige und durch unvermutete Kassenprüfungen festge­
stellt. 

(2) Bei diesen Prüfungen ist insbesondere zu ermitteln, 
ob 

a) der Kassenbestand mit dem Ergebnis in den Zeitbüchern 
übereinstimmt, 

b) die Eintragungen in den Sachbüchern denen in den Zeit­
büchern entsprechen, 

c) die erforderlichen Belege vorhanden sind, 

d) das Kapitalvermögen mit den Eintragungen in den 
Büchern oder sonstigen Nachweisen übereinstimmt, 

e) die Bücher und sonstige Nachweise richtig geführt, 

f) die Vorschüsse und die Verwahrgelder rechtzeitig und 
ordnungsgemäß abgewickelt und 

g) im übrigen die Kassengeschäfte ordnungsgemäß erle­
digt werden. 

(3) Über die Kassenführung ist eine Niederschrift anzu­
fertigen, die auch der Kasse zuzuleiten ist. Das Nähere über 
Kassenprüfungen regelt die Kassen- und Wirtschaftsord­
nung. 

§ 83 

Rechnungsprüfungen 

(1) Die ordnungsgemäße Haushaltsführung und Vermö­
genswirtschaft ist durch Rechnungsprüfungen festzustellen. 

(2) Im Laufe des Haushaltsjahres sind, wenn erforderlich, 
auch im Zusammenhang mit Kassenprüfungen, Wirtschaft­
lichkeitsprüfungen durchzuführen. 

(3) Die Prüfungen erstrecken sich insbesondere darauf, 
ob 
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a) bei der Ausführung des Haushaltsplans und in der Ver­
mögensverwaltung nach geltendem Recht verfahren 
wurde, 

b) die einzelnen Rechnungsbeträge sachlich und rechne­
risch begründet und belegt sind, 

c) die Einnahmen rechtzeitig und vollständig erhoben und 
die Ausgaben ordnungsgemäß geleistet worden sind, 

d) der Haushaltsplan eingehalten und im übrigen wirt­
schaftlich und sparsam verfahren wurde, 

e) die Jahresrechnung ordnungsgemäß aufgestellt ist und 

f) das Vermögen und die Schulden richtig nachgewiesen 
sind. 

(4) Das Ergebnis ist in einem Prüfungsbericht.festzuhal­
ten und der geprüften Stel.le zuzuleiten. 

§ 84 

Organisationsprüfungen 

(1) Unbeschadet der Rechnungsprüfungen sollen Organi­
. sationsprüfungen durchgeführt werden. Sie können mit der 
Rechnungsprüfung verbunden werden oder gesondert statt­
finden. 

(2) Organisationsprüfungen erstrecken sich auf Fragen 
der Zweckmäßigkeit und der Wirtschaftlichkeit, insbeson­
dere darauf, ob die Aufgaben mit geringerem Personal- und 
Sachaufwand oder auf andere Weise wirksamer erfüllt wer­
denkönnen. 

(3) § 83 Abs. 4 gilt entsprechend. 

§ 85 

Betriebswirtschaftliche Prüfungen 

(1) Bei Wirtschaftsbetrieben im Sinne des§ 21 sollen un­
beschadet der Prüfungen nach§§ 82 bis 84 regelmäßig by­
triebswirtschaftliche Prüfungen durchgeführt werden. S1e 
beziehen sich insbesondere auf 

a) die Wirtschaftlichkeit, 

b) die Selbstkostenberechnung und 

c) den Kostenvergleich. 

(2) § 83 Abs. 4 gilt entsprechend. 

§ 86 

Prüfungen bei Stellen außerhalb der verfaßten Kirche 

Bei Zuwendungen an Stellen außerhalb der verfaßten 
Kirche wird aufgrund von Bewilligungsbedingungen ge­
prüft(§ 42). 

§ 87 

Entlastung 

(1) Das die Entlastung erteilende Organ nimmt unbescha­
det der Prüfungen nach den§§ 82 bis 85 die Kontrolle des 
Haushalts~, Kassen- und Rechnungswesens sowie der Ver­
mögensverwaltung wahr. 

(2) Aufgrund der Jahresrechnung und des Berichts über 
das Ergebnis der Rechnungsprüfung ist über die Entlastung 
zu beschließen. Ergeben die Prüfungen keine Beanstandun­
gen oder sind die Beanstandungen ausgeräumt, so ist das 
Prüfungsverfahren durch Erteilen der Entlastung abzu­
schließen. Die Entlastung kann mit Einschränkungen erteilt 
oder mit Auflagen verbunden werden. 

(3) Die Entlastung ist der Stelle zu erteilen, die für den 
Vollzug des.Haushaltsplans und für die Ausführung der Be­
schlüsse zuständig ist. 

( 4) Durch die Entlastung wird die Verantwortlichkeit der 
Wirtschafter und Dienstkräfte für die einzelnen Maßnahmen 
nicht berührt 

Abschnitt VII 

Schlußbestimmungen 

§ 88 

Begriffsbestimmungen 

Bei Anwendung dieser Ordnung sind die nachfolgenden 
Begriffe zugrunde zu legen: 

1. Anlagekapital: 

Das für das Anlagevermögen von kostenrechnenden 
Einrichtungen gebundene Kapital (Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten abzüglich Abschreibungen). 

2. Anlagevermögen: 

Die Teile des Vermögens, die dauernd der Aufgabener­
füllung dienen, im einzelnen: 

a) unbewegliche Sachen (Grundstücke), 

b) bewegliche Sachen mit Ausnahme der geringwerti­
gen Wirtschaftsgüter im Sinne des Einkommensteu­
ergesetzes, 

c) dingliche Rechte, 

d) Beteiligungen sowie Wertpapiere, die zum Zweck 
der Beteiligu'ng erworben wurden, 

e) Forderungen aus Darlehen, die aus dem Haushalt ge­
währt wurden, 

f) Kapitaleinlagen in Zweckverbänden oder anderen 
Zusammenschlüssen, 

g) das in Sondervermögen eingebrachte Eigenkapital. 

3. Außerplanmäßige Ausgaben: 

Ausgaben, für die der Haushaltsplan keine Zweckbe, 
stimmung und keinen Ansatz enthält und auch keine 
Haushaltsreste vorhanden sind. 

4. Durchlaufende Gelder: 

Beträge, die für Dritte lediglich vereinnahmt und ver­
ausgabt werden. 

5. Erlaß: 

Verzicht auf einen Anspruch (mit buchmäßiger Bereini­
gung). 

6. Fehlbetrag: 

a) Ist-Fehlbetrag: 

Der Betrag, um den die Ist-Ausgaben höher sind als 
die Ist-Einnahmen; · 

b) Soll-Fehlbetrag: 

Der Betrag, um den unter Berücksichtigung der 
Haushaltsreste und Haushaltsvorgriffe die Soll-Aus­
gaben höher sind als die Soll-Einnahmen. 

7. Finanz bedarf: 

Die Summe der erforderlichen AusgabemitteL 

8. Haushaltsansatz: 

Der im Haushaltsplan bei der Haushaltsstelle veran­
schlagte Betrag. 

9. Haushaltsquerschnitt 

. Übersicht über Einnahmen und Ausgaben, geordnet 
nach Funktionen und Arten. 

' 

I' 

• 

., ' 
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10. Haushaltsreste: 

In das folgende Haushaltsjahr zu übertragende Haus­
haltsmittel bis zur Höhe des Unterschieds zwischen 
Haushaltsansatz und Rechnungsergebnis. 

11. Haushaltsvermerke: 

Mit dem Haushaltsplan beschlossene einschränkende 
oder erweiternde Bestimmungen zu Ansätzen des Haus­
haltsplans (z.B. Deckungsfähigkeit, Übertragbarkeit, 
Zweckbindung, Sperrvermerke ). 

12. Haushaltsvorgriffe: 

Mehrausgaben, die in das folgende Haushaltsjam über­
tragen und dort haushaltsmäßig abgedeckt werden. 

13. Innere Darlehen: 

Die vorübergehende Inanspruchnahme von Rücklagen 
oder Sondervermögen anstelle einer Kreditaufnahme. 

14. Investitionsausgaben: 

Ausgaben für die Veränderung des Anlagevermögens. 

15. Ist-Ausgaben: 

Die tatsächlich geleisteten Ausgaben. 

16. Ist-Einnahmen: 

Die tatsächlich eingegangenen Einnahmen. 

17. Kassen-Anordnungen: 

Auftrag an die kassenführende Stelle, Einzahlungen an­
zunehmen oder Auszahlungen zu leisten und bei den an­
gegebenen Haushaltsstellen zu buchen. 

18. Kassenfehlbetrag (-überschuß): 

Unterschiedsbetrag zwischen dem Kassensollbestand 
und dem Kassenistbestand. 

19. Kassenreste: 

Beträge, um die die Soll-Einnahmen lt. Kassenanord­
nung höher sind als die Ist-Ausgaben (Kassen-Ein­
nahmereste) oder die Soll-Ausgaben lt. Kassenanord­
nung höher sind als die Ist-Ausgaben (Kassen-Ausgabe­
reste) und die in das folgende Haushaltsjahr zu übertra­
gen sind. 

20. Kredite: 

Das unter der Verpflichtung zur Rückzahlung von Drit­
ten aufgenommene Kapital. 

21. Niederschlagung: 

Buchmäßige Bereinigung einer Forderung ohne Ver­
zicht auf den Anspruch selbst. 

22. Rechnungsbelege: 

Unterlagen, die Buchungen begründen. 

23. Sammelnachweis: 

Zusammenfassung gleichartiger, verwaltungsmäßig zu­
sammengehöriger Einnahmen oder Ausgaben in einer 
Anlage zum Haushaltsplan. Der Sammelnachweis ist 
vorläufige Buchungsstelle; die Bewirtschaftung wird 
zentral von einer Stelle vorgenommen. 

24. Schulden: 

Zahlungsverpflichtungen aus Kreditaufnahmen und aus 
wirtschaftlich gleichkommenden Vorgängen. 

25. Soll-Ausgaben: 

Die aufgrund von Auszahlungsanordnungen zu leisten­
den Ausgaben. 

26. Soll-Einnahmen: 

Die aufgrund von Annahmeanordnungen einzuziehen­
den Einnahmen. 

27. Sonderkassen: 

Selbständige Kassen der Wirtschaftsbetriebe und Stif­
tungen, für die Sonderrechnungen mit eigenem Rech­
nungsabschluß geführt werden. 

28. Tilgung von Krediten: 

a) Ordentliche Tilgung: 

Die Leistung des im Haushaltsjahr zurückzuzahlen­
den Betrages bis zu der in den Rückzahlungsbedin­
gungen festgelegten Mindesthöhe; 

b) Außerordentliche Tilgung: 

Die über die ordentliche Tilgung hinausgehende 
Rückzahlung sowie Umschuldung. 

29. Überschuß: 

a) Ist-Überschuß: 

Der Betrag, um den die Ist-Einnahmen höher sind 
als die Ist-Ausgaben; 

b) Soll-Überschuß: 

Der Betrag, um den unter Berücksichtigung der 
Haushaltsreste und Haushaltsvorgriffe die Soll-Ein­
nahmen höher sind als die Soll-Ausgaben. 

30. Überplanmäßige Ausgaben: 

Ausgaben, die den Haushaltsansatz unter Einschluß der 
Haushaltsreste übersteigen. 

31. Umschuldung: 

Die Ablösung von Krediten durch andere Kredite. 

32. Verwahrgelder: 

Einzahlungen, die vorläufig gebucht werden und später 
abzuwickeln. sind, oder die für einen anderen lediglich 
angenommen und an diesen weitergeleitet werden 
(durchlaufende Gelder). 

33. Vorschüsse: 

Ausgaben, bei denen die Verpflichtung zur Leistung 
zwar feststeht, die endgültige Buchung aber noch nicht 
möglich ist. 

34, Wirtschafter: 

Wer mit der Ausführung des Haushaltsplans beauftragt 
ist. 

35. Wirtschaftsplan: 

Andere Form des Haushaltsplans für Einnahmen und 
Ausgaben (Erträge und Aufwendungen) der. Wirt­
schaftsbetriebe. 

36. Zahlstellen: 

Außenstellen der Kasse zur Annahme von Einzahlungen 
und zur Leistung von Auszahlungen. 

§ 89 

Abweichungen von den Bestimmungen dieser Ordnung 

Wenn die Technik der Buchungseinrichtung es erfordert, 
können ergänzende Regelungen getroffen werden; diese 
müssen den Zielen dieser Ordnung entsprechen. 

§ 90 

Ausführungsbestimmungen 

Die Kirchenleitung wird ermächtigt, durch Rechtsverord­
nung Ausführungsbestimmungen zu erlassen. 

- -------, 



118 AMTSBLATT Heft 4, 1992 

§ 91 

Schlußbesümmungen 

(1) Diese Ordnung gilt für die Evangelische Kirche in 
Berlin-Brandenburg, ihre Kirchenkreise, Kirchengemein­
den und deren Zusammenschlüsse. 

(2) Sie ist sinngemäß auf selbständige kirchliche Werke, 
Anstalten und Fonds anzuwenden, sofern nicht durch deren 
Satzungen Abweichungen bedingt sind oder gestattet wer- · 
den. 

(3) Alle Vorschriften, die dieser Ordnung entgegenste­
hen, insbesondere die 

a) Verwaltungsordnung für die östlichen Provinzen vom 
17. Juni 1893, 

b) Ordnung für das Kassen- und Rechnungswesen der kir­
chenregimentlichen Kassen der altpreußischen Union 
vom 5. September 1934, 

c) Ordnung für die Haushalts-, Kassen- und Rechnungs­
führung der Kirchengemeinden der Kirchenprovinz 
Berlin-Erandenburg vom 27. Juni 1946, 

d) provinzialkirchliche Haushaltsordnung vom 8. Februar 
1951, 

treten außer Kraft. 

Nr.53 Bekanntmachung der Neufassung des Kir­
chengesetzes über die Verwaltung des Ver­
mögens und die Aufsicht in Finanzangelegen­
heiten. 

Vom 20. Dezember 1991. (KABl. S. 193) 

Aufgrund von Arükel 2 § 2 des Kirchengesetzes über die 
Geltung haushalts- und vermögensrechtlicher Ordnungen in 
der Evangelischen Kirche in Berlin-Erandenburg vom 14. 
November 1991 (KABl. S. 182) wird nachstehend der Wort­
laut des Kirchengesetzes über die Verwaltung des V ermö­
gens und die Aufsicht in Finanzangelegenheiten vom 19. 
November 1988 (KABl. S. 86) in der vom 1. Januar 1992 an 
im gesamten Kirchengebiet geltenden Fassung bekanntge­
macht 

Be r 1 in- Tiergarten, den 20. Dezember 1991 

Konsistorium 

Wildner 

Kirchengesetz 
über die Verwaltung des Vermögens 

und die Aufsieht in Finanzangelegenheiten 
(Vermögensgesetz) 

In der Fassung vom 20. Dezember 1991 
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I. Allgemeine Bestimmungen und Grundsätze 

§ 1 

Zweckbindung 

Kirchliches Vermögen urnfaßt alle Sachen und geldwer­
tenRechte und darf nur zur Erfüllung des kirchlichen Auf­
trags erworben und verwendet werden. 

§2 

Gliederung nach der Zweckbestimmung 

(1) Nach seiner Zweckbestimmung gliedert sich das Ver­
mögen in folgende Vermögensteile: 

1. Sondervermögen, 

2. Treuhandvermögen, 

3. Pfarrvermögen, 

4. Allgemeines Kirchenvermögen. 

Die Schulden, zu denen alle geldwerten Verpflichtungen 
gehören, gliedern sich entsprechend. 

(2) Sondervermögen sind der Köperschaft zustehende 
zweckgebundene Vermögensbestände 

a) deren Erträge aufgrund Herkommens od~r eines Rechts­
geschäfts des Stifters zur Erfüllung bestimmter Zwecke 
verwendet werden sollen, insbesondere das Vermögen 
rechtlich unselbständiger Stiftungen, oder 

b) für die nach gesetzlichen Vorschriften oder vertragli­
chen Vereinbarungen Sonderrechnungen geführt wer­
den sollen, z.B. Wirtschaftsbetriebe ohne eigene Rechts­
persönlichkeit, Grabpflegevorauszahlungen. 

(3) Treuhandvermögen sind fremde Vermögensbestände, 
die der Körperschaft von Dritten zur treuhändensehen Ver­
waltung übertragen worden sind, insbesondere selbständige 
Stiftungen und in Kassengemeinschaften und Fonds geführ­
tes Vermögen. 

(4) Zum allgemeinen Kirchenvermögen gehören alle 
Vermögensbestände, für die keine der vorgenannten 
Zweckbestimmungen zutrifft. 

(5) Die Zweckbestimmung erstreckt sich auf die Erträge 
und das an die Stelle eines veräußerten Vermögensteils tre­
tende Ersatzvermögen. Eine andere Verwendung ist nur 
zulässig, wenn die Zweckbestimmung geändert oder aufge­
hoben wird. 

(6) Die Zweckbestimmung darfnur geändert oder aufge­
hoben werden, wenn und soweit der Vermögensteil für den 
bisherigen Zweck nicht mehr oder für einen anderen oder 
erweiterten Zweck dringender benötigt wird und die Ände­
rung oder Aufhebung sachlich und wirtschaftlich vertretbar 
ist. Der Stifterwille ist zu beachten. 

§ 3 

(1) Nach der Art der Anlage gliedern sich die Ver­
mögensteile in 

1. Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte, 

2. bewegliche Sachen mit Ausnahme der geringwertigen 
Wirtschaftsgüter und Vorräte, 

3. Kapitalvermögen und Rücklagen, 

4. Beteiligungen, 

5. Nutzungen und Rechte auf wiederkehrend.e Leistungen. 

(2) Hierbei dienen dem kirchlichen Auftrag 

a) die dem Gottesdienst und der Seelsorge gewidmeten 
sowie die für die Aufgabenerfüllung in Diakonie und 

Verwaltung benötigten Vermögensgegenstände vor­
J?.ehmlich unmittelbar durch Gebrauch (Zweckvermö­
gen), 

b) die übrigen, keinem speziellen Aufgabenbereich zuge­
ordneten Vermögensgegenstände mittelbar durch ihre 
Erträge (Finanzvermögen). 

§4 

Grundsätze und Aufgaben der Vermögensverwaltung 

(1) Es ist Aufgabe der für die Vermögensverwaltung zu­
ständigen Organe, dafür zu sorgen, daß die Anlage des Ver­
mögens dem kirchlichen Auftrag nicht widerspricht und 

a) das kirchliche Vermögen sparsam und wirtschaftlich 
verwaltet wird und nach Möglichkeit in seinem Bestand ' 
und für die durch Gesetze, Stiftung, Widmung, Vertrag 
oder Satzung bestimmten Zwecke ungeschmälert erhal­
ten bleibt, 

b) aus dem kirchlichen Vermögen, soweit es nach seiner 
Zweckbestimmung dazu geeignet ist, angemessene Er­
träge erzielt werden, ~ 

c) durch rechtzeitiges Planen und plangemäßes Bewirt­
schaften der Einnahmen und Ausgaben die Erfüllung 
der kirchlichen Aufgaben gesichert wird, 

d) über die gesamte Vermögensverwaltung Rechnung ge­
legt und gegenüber den zuständigen Organen Rechen­
schaft gegeben wird, 

e) Bestandsnachweise geführt und die für die Vermögens­
und Rechtsverhältnisse wichtigen Urkunden und 
Schriftstücke sicher und geordnet aufbewahrt werden. 

(2) Das für die Vermögensverwaltung zuständige Organ 
bestellt - unbeschadet seiner bestehenbleibenden Gesamt­
verantwortung - für die Geschäfte der laufenden V erwal­
tung einen Wirtschafter und kann Einzelpersonen zu be­
stimmten Verwaltungshandlungen ermächtigen. 

§5 

Erbschaften, Vermächtnisse, Schenkungen 

(1) Erbschaften, Vermächtnisse und Schenkungen dürfen 
nur angenommen werden, wenn sie nicht überschuldet sind 
und keine Zweckbestimmung oder Auflage enthalten, die 
dem Auftrag der Kirche entgegenstehen. Dies gilt entspre­
chend für den Anfall von Vermögen bei Auflösung juristi­
scher Personen. 

(2) Im Falle der Einsetzung als Erbe oder Miterbe muß 
die Entscheidung über die Annahme oder Ausschlagung der 
Erbschaft umgehend getroffen werden.*) 

II. Besondere Bestimmungen 
zu den Vermögensbestandteilen 

1. Grundvermögen 

§6 

Widmung 

(1) Gottesdienstliche Räume werden durch den Bischof 
oder einen von ihm Beauftragten eingeweiht. Mit der Ein-

*) Eine Ausschlagung muß binnen sechs Wochen gegenüber dem 
Nachlaßgericht in öffentlich beglaubigter Form erklärt werden 
(§ 1944 BGB). Diese Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der 
Erbe von dem Anfall der Erbschaft und dem Grund der Berufung 
durch Mitteilung des Nachlaßgerichts Kf?pntnis erlangt. Stellt sich 
nach Ablauf der Ausschlagungsfrist die Uberschuldung des Nach­
lasses heraus, ist von der Möglichkeit der Beschränkung der Erben­
haftung auf den Nachlaß(§§ 1975 ff. BGB) Gebrauch zu machen. 
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weihung ist das Gebäude oder der Raum der Nutzung für 
gottesdienstliche Zwecke gewidmet. 

(2) Bei Pfarrhäusern, Gemeindehäusern und sonstigen 
kirchlichen Zwecken dienenden Gebäuden gilt die erstmali­
ge Ingebrauchnahme als Widmung. 

§7 

Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte 

(1) Die zum Zweckvermögen gehörenden Grundstücke 
und grundstücksgleichen Rechte sind nach Herkommen und 
Widmung grundsätzlich unveräußerlich. Sie dürfen nur ent­
widmet und veräußert werden, wenn besondere kirchliche, 
öffentliche, soziale oder wirtschaftliche Gründe vorliegen. 

(2) Bei zum Finanzvermögen gehörenden Grundstücken 
und grundstücksgleichen Rechten richten sich Erwerb und 
Veräußerung hauptsächlich nach langfristigen wirtschaftli­
chen Gesichtspunkten. 

(3) Der Veräußerun.gserlös ist vorzugsweise zum Erwerb 
von gleichwertigem und rentierlichem Grundbesitz zu ver­
wenden. Ist dies nicht möglich oder unzweckmäßig, so ist 
der Erlös zugunsten des bisherigen Vermögenszwecks als 
Kapitalvermögen anzulegen; Ausnahmen zur Erhaltung an­
deren Vermögens der Körperschaft sind zulässig. 

(4) Bemessungsgrundlage für Kauf, Tausch und Ver­
äußerung ist der Verkehrswert. Verkehrswert ist der Preis, 
der zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses im gewöhnli­
chen Geschäftsverkehr nach Lage und Beschaffenheit unter 
Berücksichtigung der rechtlichen Gegebenheiten und 
tatsächlichen Eigenschaften zu erzielen ist. Persönliche 
Verhältnisse sind nicht zu berücksichtigen. 

§ 8 

Pflege des Grundbesitzes 

(1) Die kirchlichen Körperschaften sind verpflichtet, die 
ihnen gehörenden oder von ihnen genutzten Grundstücke 
und Gebäude ordentlich zu unterhalten bzw. die ordentliche 
Unterhaltung zu überwachen, soweit diese vertraglich 
einem Dritten obliegt. 

(2) Zur Bauunterhaltung gehören: 

a) die Erhaltung von Gebäuden in Dach und Fach, 

b) die Erhaltung der Benutzbarkeit der Räume, 

c) die Erhaltung der Installationen und betrieblichen Ein­
bauten, 

d) die Erhaltung der Außenanlagen, 

e) der Ersatz von erneuerungsbedürftigen Bauteilen. 

(3) Der Zustand des kirchlichen Grundbesitzes und seiner 
Einrichtungen ist laufend zu überwachen und regelmäßig 
durch eine Begehung festzustellen. Diese soll bei bebauten 
Grundstücken mindestens alle zwei Jahre, bei unbebauten 
Grundstücken alle vier Jahre unter Hinzuziehung eines 
Sachkundigen durchgeführt werden. Über die Feststellun­
gen bei der Begehung ist eine Niederschrift aufzunehmen. 
Auftretende Mängel sind alsbald zu beseitigen, notwendige 
Verbesserungen rechtzeitig vorzubereiten und nach Mög­
lichkeit durchzuführen. 

§9 

Denkmalschutz 

(1) Bau-, Natur- und Kunstdenkmäler bedürfen wegen 
ihres geschichtlichen, wissenschaftlichen oder künstleri­
schen Wertes oder wegen ihrer Bedeutung für das Stadtbild 
in erhöhtem Maße des Schutzes und der Pflege. 

(2) Baudenkmäler und ihre Umgebung unterliegen nach 
staatlichem Denkmalschutzrecht gesteigerten Anforderun­
gen an die Erhaltung und Unterhaltung. 

(3) Bei Bau- und Kunstdenkmälern ist vor jeglicher bau­
lichen Maßnahme oder Nutzungsänderung und vor der er­
forderlichen Beteiligung der staatlichen Denkmalschutz­
behörde die Beratung des Konsistoriums einzuholen. 

§10 

Vergabe von Erbbaurechten 

(1) Die Vergabe von Erbbaurechten an Grundstücken 
dient der langfristigen Erhaltung des kirchlichen Grundver­
mögens und ist zulässig, wenn die Grundstücke in absehba­
rer Zeit nicht zum Gebrauch für kirchliche Zwecke benötigt 
werden. 

(2) Der Erbbauzins ist auf der Grundlage des Verkehrs­
wertes des Erbbaugrundstückes festzusetzen. Wenn der 
Erbbauzins nicht durch eine Einmalentschädigung abgegol­
ten wird, ist sein Wert durch eine Geldwertsicherungsklau­
sel abzusichern. 

§11 

Vermietung und Verpachtung 

Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte sowie Teile 
davon, die nicht unmittelbar kirchlich genutzt werden und 
an denen auch keine Erbbaurechte bestellt sind oder alsbald 
bestellt werden sollen, sind zu den ortsüblichen Sätzen zu 
vermieten, zu verpachten oder anderweitig ertragbringend 
zu nutzen. Die Verträge bedürfen der Schriftform. 

§ 12 

Nachweis, Erfassung 

(1) Alle Grundstücke und grundstücksgleichen Rechte 
müssen auf den Namen des Berechtigten im Grundbuch ein­
getragen sein. Gleiches gilt für Miteigentumsanteile sowie 
für dingliche Rechte kirchlicher Rechtsträger an Grund­
stücken und grundstücksgleichen Rechten Dritter. Subjek­
tiv-dingliche Rechte kirchlicher Rechtsträger (z.B. Grund­
dienstbarkeiten) sollen auch im Bestandsverzeichnis des 
Grundstücks des kirchlichen Berechtigten vermerkt werden. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Grundstücke und Rechte 
sind außerdem in einem kirchlichen Grundbesitznachweis 
mit ihren wesentlichen Merkmalen einschließlich ihrer 
Zweckbestimmung zu verzeichnen. Der Grundbesitznach­
weis ist auf dem laufenden zu halten. Seine Form wird vom 
Konsistorium durch Verwaltungsbestimmungen festgelegt. 

(3) Der Grundbesitznachweis und die erforderlichen Un­
terlagen (Grundbuchauszüge, grundbuchamtliche Benach­
richtigungsschreiben, Katasterauszüge, katasteramtliche 
Handzeichnungen bzw. Pläne, Flur karten, Kaufverträge 
usw.) müssen geordnet und sicher aufbewahrt werden. Je 
ein weiterer Grundbesitznachweis einschließlich aller we­
sentlichen Unterlagen in Zweitschriften, beglaubigten Ab­
schriften oder Ablichtungen sollen bei dem zuständigen 
Kirchlichen Verwaltungsamt oder einer entsprechenden 
Dienststelle des Kirchenkreises und dem Konsistorium auf­
bewahrt werden. 

2. Bewegliche Sachen 

§13 

Bewegliches Vermögen 

(1) Zum beweglichen V~rmögen gehören Gebrauchs­
und Einrichtungsgegenstände, die nicht mit einem Gebäude 
fest verbunden sind, sowie Gegenstände, die einen ge-
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schichtlichen,wissenschaftlichen oder Kunstwert haben. Sie 
sind in einem Inventarverzeichnis zu erfassen. Für die In­
standhaltung ist zu sorgen. Instandsetzungskosten müssen 
in einem angemessenen Verhältnis zum Wert des Inventar­
teils stehen. 

(2) Erwirbt eine Körperschaft nicht mehr gültige Brief­
marken, .Schmuck, Wert- oder Kunstgegenstände durch 
Schenkung oder von Todes wegen, so ist, gegebenenfalls 
unter Hinzuziehung von Sachverständigen und unter Bezug­
nahme auf gängige Kataloge, ihr Bestand in einer Anlage 
zum Inventarverzeichnis zu erfassen, ihr Wert zu ermitteln 
und für sichere Aufbewahrung zu sorgen. Eine alsbaldige 
Veräußerung ist anzustreben, sofern nicht besondere Grün­
de dem entgegenstehen. 

3. Kapitalvermögen und Rücklagen 

§ 14 

Anlage und Verwaltung 

(1) Das Kapitalverinögen urnfaßt das Geldvermögen. 
Hierzu gehören nicht die Mittel der laufenden Haushalts­
wirtschaft. 

(2) Über das Kapitalvermögen ist Buch zu führen. Die 
Buchführung soll mit der Buchführung über die Einnahmen 
und Ausgaben der Haushaltswirtschaft verbunden werden. 
Die Vorschriften der Ordnung für das kirchliche Haus­
halts-, Kassen- und Rechnungswesen sind sinngemäß anzu­
wenden. 

(3) Das Kapitalvermögen ist sicher und ertragbringend 
bei angemessener Mischung und Streuung anzulegen. Dabei 
hat der Grundsatz der Sicherheit Vorrang. Die Kapitalanla­
ge ist zulässig 

1. in Forderungen, für die ein sicheres Grundpfandrecht an 
einem inländischen Grundstück besteht, 

2. in Darlehen an kirchliche Körperschaften, sofern nach 
der bisherigen und der zu erwartenden Entwicklung der 
Ertrags- und Vermögenslage die vertraglich vereinbarte 
Verzinsung und Rückzahlung gewährleistet scheinen, 

3. in festverzinslichen, auf Deutsche Mark lautenden Wert­
papieren, die an einer inländischen Börse zum amtlichen 
Handel zugelassen sind, 

4. in Forderungen, die in das Schuldbuch des Bundes oder 
eines Bundeslandes eingetragen sind, sowie in Mobiii­
sierungs- und Liquiditätspapieren (§ 42 Abs. 1 und 
§ 42 a Abs. 1 des Gesetzes über die Deutsche Bundes­
bank), 

5. in Anteilen an Renten- und (offenen) Immobilienfonds, 
deren Ausgabe- und Rücknahmepreise börsentäglich 
veröffentlicht werden, 

6. in Beteiligungen an kirchlichen Darlehens- bzw. Kredit­
genossenschaften. 

( 4) Das Konsistorium kann den Kirchengemeinden und 
Kirchenkreisen, die Kirchenleitung für die Evangelische 
Kirche in Berlin-Erandenburg in begrenztem Umfang eine 
andere Anlageform als die in den vorstehenden Absätzen 
vorgeschriebene gestatten. 

(5) Richtlinien für die Anlage des Kapitalvermögens er­
läßt die Kirchenleitung im Benehmen mit dem Ständigen 
Haushaltsausschuß der Synode. 

(6) Es ist zulässig, Kapital- und Rücklagebestände unter 
Beachtung der Anlagegrundsätze der Absätze 3 bis 5 als 
Wertpapiersondervermögen (Fonds) bei einer inländischen 
Kapitalanlagegesellschaft verwalten zu lassen. 

(7) Das Konsistorium ist berechtigt und bei genügender 
Nachfrage verpflichtet, ein Wertpapiersondervermögen 
(Fonds) aufzulegen oder von einer inländischen Kapital­
anlagegesellschaft verwalten zu lassen; an dem die kirch­
lichen Körperschaften Anteile erwerben können. Anlage­
Grundsätze legt die Kirchenleitung im Einvernehmen mit 
dem S~ändigen Haushaltsausschuß der Synode fest. 

§ 15 

Rücklagen 

(1) Das Rücklagevermögen besteht aus Kapitalbestän­
den, die aus der laufenden Haushaltswirtschaft ausgeschie­
den und für einen bestimmten späteren Verwendungszweck 
zurückgelegt sind; es dient 

a) der Sicherung der Haushaltswirtschaft (Betriebsmittel-, 
Ausgleichs-, Tilgungs- undBürgschaftssicherungsrück­
lage), 

b) der Deckung des Ausgabebedarfs für Investitionen, 

c) sonstigen, allgemein zugelassenen Zwecken (z.B. Vor­
sorge für spätere Verpflichtungen, Versorgungslasten); 
für die Zulassung gilt§ 14 Abs. 4 entsprechend. 

Im Beschluß über die Bildung einer Rücklage gemäß 
Buchst. b oder Buchst. c soll die Zweckbestimmung der 
Rücklage festgelegt und näher erläutert werden. Die Höhe 
des. anzusanunelnden Kapitals soll der Zweckbestimmung 
entsprechen. 

(2) Das Rücklagevermögen ist so anzulegen, daß es bei 
Bedarf für seine.n Zweck verfügbar ist. § 14 Abs. 2 bis 4 gilt 
entsprechend. 

(3) Mehrere Rücklagen gemäß Absatz 1 Buchst. a können 
in einer Sanunelrücklage zusanunengefaßt werden. Vor­
schriften über die Höhe der einzelnen Rücklagen bleiben 
davon unberührt. 

§ 16 

Verpflichtung zur Ansammlung von Rücklagen 

(1) Es ist eine Betriebsmittelrücklage zu bilden, damit die 
rechtzeitige Leistung der Ausgaben gesichert ist. Der Min­
destbestand soll 8 v.H. des durchschnittlichen Haushaltsvo­
lumens der vorangegangenen drei Haushaltsjahre erreichen, 
ihr Höchstbestand 15 v.H. dieses Durchschnitts nicht über­
steigen. Eine Inanspruchnahme dieser Rücklage soll bis 
zum Ende des Haushaltsjahres wieder ausgeglichen werden. 

(2) Zum Ausgleich von Schwankungen bei den Haus­
haltseinnahmen ist eine allgemeine Ausgleichsrücklage zu 
bilden. Ihr Mindestbestand soll 10 v.H. des durchschnittli­
chen Haushaltsvolumens der vorangegangenen drei Haus­
haltsjahre erreichen, ihr Höchstbestand 25 v.H. dieses 
Durchschnitts nicht übersteigen. 

(3) Für Darlehen, die mit dem Gesamtbetrag fällig wer­
den, soll eine Tilgungsrücklage angesammelt werden. 

(4) Sind Bürgschaften oder Verpflichtungen aus Gewähr­
und ähnlichen Verträgen übernommen worden, so soll zur 
Sicherung gegen unerwartete Inanspruchnahmen eine Bürg­
schaftssicherungsrücklage gebildet werden. Sie ist bis zu 5 
v.H. der Bürgschaftsverpflichtungen anzusanuneln. 

(5) Bei der Bemessung der Mindest- und Höchstbestände 
in den Absätzen 1 und 2 bleiben einmalige Baumaßnahmen 
mit Kosten ab 100.000,- DM und der Bedarf für Einrichtun­
gen, für die besondere Haushalts- oder Wirtschaftspläne ge­
führt werden, sowie bei den Kirchenkreisen und den dem 
Finanzausgleich angeschlossenen Kirchengemeinden der 
Bedarf für Personalausgaben außer Ansatz. 
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(6) Für Einrichtungen mit besonderen Haushalts- oder 
Wirtschaftsplänen sind eigene Rücklagen zu bilden. Ihre 
Mindest- und Höchstbestände werden durch Rechtsverord­
nung festgelegt, die die Kirchenleitung im Einvernehmen 
mit dem Ständigen Haushaltsausschuß erläßt. · 

(7) Zinsen VonRücklagen sollen diesen wieder zugeführt 
werden, solange die Rücklage den Höchstbetrag oder - falls 
ein solcher nicht festgelegt ist - eine angemessene Höhe 
noch nicht erreicht hat. 

(8) Eine Verpflichtung, Rücklagen anzusammeln und 
durch Zuführungen zu verstärken, besteht grundsätzlich nur 
insoweit, als dies mit der jeweiligen Haushaltslage zu ver­
einbaren ist. 

4. Beteiligungen 

§ 17 

(1) Eine kirchliche Körperschaft darf sich an der Grün­
dung eines Unternehmens in einer Rechtsform des privaten 
Rechts oder an einem solchen bestehenden Unternehmen 
nur beteiligen, wenn 

a)' daran ein wichtiges, zum eigenen Wirkungskreis 
gehörendes Interesse besteht und sich der angestrebte 
Zweck nicht besser und wirtschaftlicher auf andere 
Weise erreichen läßt, 

b) die Einzahlungsverpflichtung und die Haftung der Kör­
perschaft auf einen ihrer Leistungsfähigkeit entspre­
chenden Betrag begrenzt werden, 

c) die Körperschaft einen angemessenen Einfluß im Über­
wachungsorgandes Unternehmens erhält, 

d) eine ordnungsgemäße Buchführung, Rechnungslegung 
und Kontrolle gewährleistet sind. Eine Prüfung durch 
den Kirchlichen Rechnungshof soll vorgesehen werden. 

Körperschaften, die sich beteiligt haben, müssen im Ab­
stand von fünf Jahren prüfen, ob das wichtige Interesse an 
der Beteiligung fortbesteht. 

(2) Als Beteiligung im Sinne dieser Vorschrift gelten 
nicht 

a) Mitgliedschaftell in einer Wirtschaftsgenossenschaft 
oder Genossenschaftsbank, die nur erworben werden, 
um die satzungsmäßigen Voraussetzungen für die Auf­
nahme einer Geschäftsverbindung zu schaffen, 

b) der Erwerb von Geschäftsanteilen an einer kirchlichen 
Genossenschaftsbank zum Zwecke der Kapit,alanlage. · 

5. Nutzungen und Rechte 

§ 18 

(1) Die auf Gesetz, Vertrag oder Herkommen beruhenden 
Nutzungen und Rechte (z.B. aus Baulast- und Patronatsver­
pflichtungen) sind zu erhalten und wahrzunehmen. 

(2) Die Ablösung oder Umwandlung von Rechten dinf 
nur erfolgen, wenn ein besonderes Interesse an der Ablö­
sung oder Umwandlung oder eine Verpflichtung hierzu be­
steht. Die Ablösung ist nur gegen einen der Nutzung oder 
dem Recht angemessenen Wertausgleich zulässig. 

6. Versicherungen 

§ 19 

(1) Zur Sicherung des kirchlichen Vermögens ist für 
einen ausreichenden Versicherungsschutz zu sorgen. 

(2) Die Evangelische Kirche in Berlin-Erandenburg si­
·chert die Kirchengemeinden, Kirchenkreise und sich selbst 

durch eine Sammelhaftpflichtversicherung gegen Haft­
pflichtansprüche Dritter wegen Schäden auf kirchlichen 
Grundstücken, in kirchlichen Gebäuden, bei kirchlichen 
Veranstaltungen oder durch ein Verhalten kirchlicher Mitar­
beiter, für das die kirchliche Körperschaft einzutreten hat. 
Das Nähere regelt das Konsistorium. 

(3) Der Schutz der Gebäude gegen die Folgen von Feuer­
schäden, gegen Bauwesenschäden und gegen Haftpflicht­
ansprüche aus dem Tankanlagenwagnis muß durch objekt­
bezogene Einzelverträge, ggf. innerhalb von Rahmenverträ­
gen, erfolgen.· · 

(4) Der Schutz des Sachvermögens der dem Finanzaus­
gleich angeschlossenen Kirchengemeinden, der Kirchen­
kreise und der Evangelischen Kirche in Berlin-Erandenburg 
gegen die Folgen von Feuer-, Sturm-, Leitungswasser- und 
Einbruchschäden erfolgt, soweit nicht Absatz 3 zutrifft, 
ohne Abschluß von Versicherungsverträgen durch die Ei­
genversicherung. Das Nähere über den Umfang des Versi­
cherungsschutzes und die von den kirchlichen Körperschaf­
ten zu beachtenden Obliegenheiten regelt das Konsistorium. 

111. Schulden, Darlehen und Bürgschaften 

§ 20 

Schulden 

(1) Schulden im Sinne dieses Gesetzes sind alle geldwer­
ten Verpflichtungen mit Ausnahme der Verpflichtungen der 
laufenden Kassenwirtschaft 

(2) In den Nachweis über die Schulden sind aufzuneh­
men: 

a) Verpflichtungen aus Hypotheken und Grundschulden, 

b) Darlehensscpulden (einschließlich innerer Darlehen), 

c) sonstige in Geld zu erfüllende Verpflichtungen (z.B. 
Renten) mit Ausnahme derjenigen aus der laufenden 
Verwaltung (z.B. Dienst- und Versorgungsbezüge, Um-
lagen), · 

d) Bürgschaften und Gewährverpflichtungen. 

§ 21 

Darlehensaufnahme 

(1) Darlehen für Bauaufgaben dürfen aufgenommen wer­
den, wenn der Schuldendienst und die dauernden Lasten der 
Unterhaltung und Verwaltung des Gebäudes aus laufenden 
Einnahmen gedeckt werden können. 

(2) Für alle übrigen Aufgaben dürfen Darlehen nur zur 
Bestreitung eines außerordentlichen Bedarfs aufgenommen 
werden, der aus anderen Mitteln, insbesondere aus Rückla­
gen, nicht gedeckt werden kann. Die Zins- und Tilgungsver­
pflichtungen müssen mit der finanziellen Leistungsfähigkeit 
des Darlehensnehmers im Einklang stehen. 

(3) Anstelle einer Darlehensaufnahme ist die vorüberge­
hende Inanspruchnahme von Rücklagen oder Sondervermö­
gen (inneres Darlehen) zulässig, wenn diese für den vorge­
sehenen Zweck einstweilen nicht benötigt werden und die 
Rückzahlung binnen angemessener Frist sichergestellt ist. 
Tilgung und Verzinsung sind festzulegen. 

§ 22 

Bürgschaften 

Bürgschaften dürfen nur in Ausnahmefällen und nur bei 
Vorliegen eines kirchlichen Interesses übernommen wer­
den. 

• 
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IV. Rechnungslegung 

§ 23 

Vermögensrechnung 

Die Vermögensrechnung ist auf der Grundlage der abge­
schlossenen Buchführung und ihrer Rechnungsunterlagen 
aufzustellen. Ihr sind folgende Anlagen beizufügen: 

a) Bestandsliste über das am Schluß des Haushaltsjahres 
vorhandene Grundvermögen nach Lage und Fläche, 

b) ein Vermerk über die Beachtung der Inventarordnung, 

c) eine Übersicht über den Stand, der Schulden und Bürg­
schaften. 

§ 24 

Bewertung des Vermögens und der Schulden 

(1) Das Grundvermögen und die beweglichen Sachen 
werden mit ihrem Bestand erlaßt, aber nicht bewertet. 

(2) Forderungen alis Geldanlagen und Darlehen sind mit 
ihrem jeweiligen Stand, Beteiligungen mit dem Betrag der 
Einlage, Wertpapiere mit dem Kurswert, Anteile an Renten­
und offenen Immobilienfonds sowie Wertpapier-Sonder­
fonds mit dem Rücknahmewert auszuweisen. 

(3) Schulden sind mit dem Nennwert zu bewerten. Bei 
Darlehensschulden muß der Nennwert der Höhe der Rück­
zahlungsverpflichtung entsprechen. Bei Bürgschaften sind 
die Valutierungen der Hauptverpflichtung bei Jahresschluß 
anzugeben. 

(4) Alle Bewertungen sind in Deutscher Mark vorzu­
nehmen. 

V. Bauberatung und Bauplanung 

§ 25 

(1) Zur Unterstützung der Kirchengemeinden und Kir­
chenkreise bei der Planung und Durchführung von Baumaß­
nahmen führt das Konsistorium eine Bauberatung durch. 
Bei genehmigungsbedürftigen Bauvorhaben ist das Konsi-. 
storium so frühzeitig zu unterrichten, daß es noch vor der 
endgültigen Beschlußfassung seine Anregungen und Hin-· 
weise geben kann. Das Konsistorium hat darauf zu achten, 
daß die wesentlichen baulichen, liturgischen und künstleri­
schen Gesichtspunkte zur Geltung kommen und daß spar­
sam nach den allgemein anerkannten Regeln der Baukunst 
in einer möglichst geringe Folgekosten verursachenden 
Weise gebaut wird. 

(2) Das Konsistorium nimmt die im staatlichen Baurecht 
den Trägern öffentlicher Belange eingeräumten . Beteili­
gungsrechte bei der Aufstellung von Bauleitplänen wahr 
und gibt die erforderlichen Stellungnahmen nach Fühlung­
nahme mit den betroffenen Kirchengemeinden und Kir­
chenkreisen ab, sofern die betroffenen Kirchengemeinden 
und Kirchenkreise nichtselbst Stellung nehmen. 

(3) Die Kirchenleitung wird ermächtigt, im Einverneh­
men mit deni Ständigen Haushaltsausschuß der Synode 
durch Rechtsverordnung (Kirchliche Bauordnung) das 
Nähere über 

a) die Aufgaben des Bauherrn bei Neubauten und Bau­
unterhaltungsmaßnahmen, 

b) die Planung, Finanzierung und Genehmigung größerer 
Bauvorhaben, 

c) das Orgel- und Glockenwesen und 

d) die verwaltungstechnische Abwicklung von Baumaß­
nahmen zu regeln. 

VI. Kirchenaufsicht 
über die Kirchengemeinden und Kirchenkreise, 

Genehmigung kirchlicher Rechtsakte 

§ 26 

Aufsicht 

(1) Das Konsistorium übt die Aufsicht in Finanzangele­
genheiten durch Beratung und Prüfung von genehmigungs­
bedürftigen Beschlüssen aus. Die Aufsicht soll den Kir­
chengemeinden und Kirchenkreisen dazu verhelfen, ihre 
Aufgaben in Bindung an die kirchlichen Ordnungen zu er­
füllen, sie vor Schaden bewahren und ihre Verbundenheit 
mit der ganzen Kirche fördern und zur Geltung bringen. Sie 
soll so gehandhabt werden, daß Entschlußkraft und Verant­
~ortungsfreude der Kirchengemeinden und Kirchenkreise 
gefördert werden. 

(2) In Ausübung der Aufsicht kann das Konsistorium 
Auskünfte, Berichte und die Vorlage von Unterlagen for­
dern, Prüfungen veranlassen und Besichtigungen vorneh­
men. 

§ 27 

Rechtswirkung der Genehmigung 

(1) Beschlüsse und Rechtsgeschäfte, für die eine Geneh­
migung erforderlich ist, werden erst wirksam, wenn diese 
erteilt ist. Sie dürfen vorher nicht vollzogen werden. 

(2) Der Antrag auf Erteilung der Genehmigung ist zum 
frühestmöglichen Zeitpunkt schriftlich und auf dem Dienst­
weg zu stellen. Ihm sollen alle zur Beurteilung erforderli­
chen Unterlagen beigefügt werden. Rechtsgeschäfte, die der 
notariellen Beurkundung bedürfen, dürfen erst nach Vor­
prüfung eines Vertragsentwurfs abgeschlossen werden. 

(3) Die Genehmigung gilt als erteilt, wenn das Konsisto­
rium nicht binnen drei Monaten nach Eingang des Antrages 
mitteilt, welche Gründe der Genehmigung entgegenstehen. 

( 4) Ist das schuldrechtliche Geschäft genehmigt, so be­
dürfen die ihm entsprechenden Erfüllungsgeschäfte (Auf­
lassung, Einigung und Übergabe) keiner besonderen Geneh­
migung mehr. 

§ 28 

Genehmigungsbedürftige Bes<:hlüsse und 
Rechtsgeschäfte 

(1) Beschlüsse und Rechtsgeschäfte über folgende Ge­
genstände bedürfen der Genehmigung des Konsistoriums: 

1. Erwerb, Veräußerung, Belastung, Inhaltsänderung (z.B. 
Rangänderung), Übertragung oder Aufgabe von Grund­
stücken, Rechten an Grundstücken oder grundstücks­
gleichen Rechten, 

2. Erklärungen, durch die öffentlich-rechtliche Baulasten 
übernommen werden, 

3. Änderung der Zweckbestimmung und Verwendung des 
kirchlichen Vermögens und seiner Erträge zu anderen 
als den bestimmungsgernäßen Zwecken, innere Darle­
hen, 

4. Schuldanerkenntnisse, Schuldversprechen, Aufnahme 
und Gewährung von Darlehen sowie die Übernahme 
von Bürgschaften, Garantien und sonstigen Gewährlei­
stungen, soweit diese nicht aus laufenden Einnahmen 
bis zum Ende des nächsten Rechnungsjahres erfüllt oder 
getilgt werden können, 

5. Verträge aller Art, von denen sich die kirchliche Kör­
perschaft nicht spätestens zum Ablauf des fünften Jahres 



124 AMTSBLATT Heft4, 1992 

durch ordentliche Kündigung lösen kann, ausgenommen 
Grabpflegeverträge, 

6. Leasingverträge, bei denen die gesamte Zahlungsver­
pflichtung für drei Jahre 15.000,- DM übersteigt, 

7. Annahme und Ausschlagung von Schenkm;gen, Ver­
mächtnissen oder Erbschaften, soweit diese mit Aufla­
gen oder Lasten verbunden sind, ausgenommen Grab­
pflegestiftungen, 

8. Verträge über den Abbau von Bodenbestandteilen, 

9. Pacht- und Betriebsführungsverträge über Einrichtun­
gen und wirtschaftliche Unternehmen sowie zu deren 
Betrieb erlassene Ordnungen oder Satzungen, 

10. Anlage von Kapitalien in anderer Art, als sie für Mün­
delgeld vorgeschrieben oder in § 14 Abs. 3 dieses Ge­
setzes zugelassen ist, 

11. Veräußerung oder wesentliche Änderung von Gegen­
ständen, welche einen geschichtlichen, wissenschaftli­
chen oder Kunstwert haben, 

12. Vermögensauseinandersetzungen kirchlicher Körper­
schaften, 

13. Errichtung, Übernahme, wesentliche Änderung oder 
Aufgabe von Unternehmen oder eine über 10.000,- DM 
hinausgehende Beteiligung an ihnen, 

14. Einführung, Änderung oder Aufhebung von Gebühren, 

15. Entwidmung von Zweckvermögen, 

16. Verzicht aufund Ablösung oder Umwandlung von Nut­
zungen und Rechten, 

17. Erhebung einer Klage vor einem staatlichen Gericht 
oder Erledigung eines Rechtsstreits durch Vergleich, so­
weit nicht die Amtsgerichte für den Rechtsstreit s~chlich 
zuständig sind, 

18. in Bauangelegenheiten 

a) das Raumprogramm, die Wahl der Architekten 
(auch für Plangutachten und Wettbewerbe), Verträ­
ge mit Architekten, bildenden Künstlern und Son­
derfachleuten, die Ausführungsplanung und der auf 
Ausschreibungsergebnissen beruhende Finanzie­
rungsplan bei 

aa) Neubauten einschließlich Wiederaufbau abge­
rissener oder zerstörter Gebäude, 

bb) Erweiterungen, Umbauten oder Instandsetzun­
gen, durch die die bauliche Grundgestalt, die 
Fassade, die Ralllllaufteilung, der konstruktive 
Bestand oder die künstlerische Ausstattung 
geändert werden oder wenn die Kosten der Ge­
samtrnaßnahme 100.000,- DM übersteigen, 

cc) Kirchhofserweiterungen, die Anlage neuer 
Grabfelder, der Bau von Umenwänden, · 

b) bei gottesdienstlichen Räumen die Gestaltung des 
Innenraums und die Fassade sowie die Beschaffung, 
Restaurierung und Veräußerung von Orgeln, 
Glocken, Ausstattungsgegenständen und Kunstwer­
ken (z.B. Kanzel, Altar, Taufe, Gestühl, künstlerisch 
gestaltete Fenster, Beleuchtungskörper, Skulpturen), 

c) Abbruch von Gebäuden oder Gebäudeteiler, 

d) bauliche Arbeiten an Gebäuden, die unter Denkmal­
schutz stehen, oder Kirchen, die vor dem Jahr 1910 
erbaut worden sind, 

e) Ein- und Umbau von Sammelheizungen. 

(2) Ferner bedürfen unabhängig von ihrem Gegenstand 
Rechtsgeschäfte mit ehren-, haupt- oder nebenamtlichen 
Mitarbeitern sowie mit deren Ehegatten, Kindem und 
Schwiegerkindem der kirchenaufsichtliehen Genehmigung, 
soweit sie nicht die kurzfristige Überlassung von Räumen 
und Ggenständen betreffen. 

(3) Genehmigungsvorbehalte in anderen Rechtsvor­
schriften bleiben unberührt. 

§ 29 

Genehmigungsgrundsätze 

(1) Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn die beabsich­
tigte Maßnahme rechtmäßig ist und die in § 4 Abs. 1 Buchst. 
a und b sowie§ 14 Abs. 3 aufgeführten Grundsätze für die 
Vermögensverwaltung eingehalten sind. 

(2) In den Fällen des § 28 Abs. 1 Nr. 5 bis 9 kann die Ge­
nehmigung lediglich wegen einer· für den Antragsteller wirt­
schaftlich ungünstigen rechtlichen Gestaltung versagt wer­
den. 

(3) In den Fällen des§ 28 Abs. 1 Nr. 3 und 12 bis 15 kann 
die Genehmigung versagt werden, wenn der Vollzug den In­
teressen der Evangelischen Kirche in Berlin-Erandenburg 
zuwiderläuft. 

(4) In den Fällen des§ 28 Abs. 1 Satz 1 Nr. 10, 11 und 18 
oder wenn eine Ausnahme von den Grundsätzen der Ver­
mögensverwaltung (§ 4 Abs. 1) notwendig ist, insbesondere 
bei Änderung oder Aufgabe der Zweckbestinunung eines 
Vermögensteiles, entscheidet das Konsistorium über die 
Genehmigung unter den Gesichtspunkten der Zweckmäßig­
keit der Maßnahme und der Vertragsgestaltung, ihre Wirt­
schaftlichkeit und Sparsamkeit, des Bedarfs und der Lei­
stungsfähigkeit des Antragstellers und gesamtkirchlichen 
Interessen. 

VII. Schlußbestiminungen 

§ 30 

Erlaß von Rechtsverordnungen 

Die Kirchenleitung kann im Benehmen mit dem Ständi­
gen Haushaltsausschuß der Synode durch Rechtsverord­
nung nähere Regelungen über 

a) den Nachweis und die Sicherung des Vermögens, 

b) Mitteilungspflichten über vermögensrechtlich bedeutsa­
me Vorgänge und 

c) Mitteilungspflichten über Rechtsstreitigkeiten treffen. 

§ 31 

Geltungsbereich 

Dieses Gesetz gilt für die Kirchengemeinden, die Kir­
chenkreise und die Evangelische Kirche in Berlin-Eranden­
burg sowie ihre Zusammenschlüsse, Körperschaften, An­
stalten und unselbständigen Werke. 

§ 32 

Veröffentlichung 

Die Vorschriften dieses Gesetzes, die die Rechtswirk­
samkeit kirchlicher Rechtsakte von der kirchenaufsichtli­
ehen Genehmigung abhängig machen, sollen auch im Amts­
blatt für Berlin und im Amtsblatt für das Land Brandenburg 
bekanntgegeben werden. 

• 

• 
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Nr.54 Ordnung des Theologischen Prüfungsamtes 
der Evangelischen Kirche in Berlin-Branden­
burg. 

Vom 17. November 1991. (KABl. S. 199) 

Die Synode der Evangelischen Kirche in Berlin-Branden­
burg hat aufgrund von § 2 Abs. 2 des Kirchengesetzes über 
die Ausbildung der Pfarrer in der Evangelischen Kirche der 
Union (Pfarrerausbildungsgesetz) vom 2. Dezember 1965-
zuletzt geändert für den Bereich Ost durch Kirchengesetz 
der Evangelischen Kirche der Union vom 18. Mai 1980, für 
den Bereich West durch Kirchengesetz der Evangelischen 
Kirche der Union vom 2. April 1984 - das folgende Kir­
chengesetz beschlossen: 

§ 1 

Aufgaben 

Das Theologische Prüfungsamt nimmt die theologischen 
Prüfungen ab. 

§2 

Zusammensetzung 

Das Theologische Prüfungsamt besteht aus den Mitglie­
dern des Kollegiums nach § 3 und weiteren Mitgliedern 
nach § 4, die nicht Mitglieder des Kollegiums sind. 

§3 

Das Kollegium 

(1) Dem Kollegium gehören an: 

1. Mitglieder kraft Amtes nach Absatz 2, 

2. Synodale nach Absatz 3, 

3. von der Kirchenleitung berufene Mitglieder nach Absatz 
.4. 

(2) Mitglieder kraft Amtes sind 

1. die Bischöfin oder der Bischof, 

2. die theologische Dezernentirr oder der theologische De­
zernent, die oder der die Geschäfte des Theologischen 
Prüfungsamtes führt. 

(3) Die Synode wählt für die Dauer ihrer Amtszeit aus 
ihrer Mitte vier Mitglieder. 

(4) Die Kirchenleitung beruft für die Dauer von sechs 
Jahren 

1. eine Pröpstin oder einen Propst, 

2. eine Generalsuperintendentirr oder einen Generalsuper­
intendenten, 

3. eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden des Evange­
lisch-reformierten Moderamens, 

4. eine juristische Dezernentirr oder einen juristischen De­
zernenten des Konsistoriums, 

5. zwei Vorsitzende von Kreiskirchenräten, 

6. sechs Hochschullehrerinnen oder Hochschullehrer für 
evangelische Theologie aus den Disziplinen Altes Te­
stament, Neues Testament, Kirchengeschichte, Syste­
matische Theologie, Praktische Theologie und einer 
weiteren theologischen Disziplin (z.B. Religions-, Mis­
sionswissenschaft und Ökumenik), davon je drei ordent­
lichen bzw. planmäßige außerordentliche Professorin­
nen oder Professpreu der Evangelisch-Theologischen 
Fakultät der Humboldt-Universität und der Kirchlichen 
Hochschule Berlin, 

7. eine weitere Hochschullehrerin oder einen weiteren 
Hochschullehrer, 

8. eine Dozentin oder einen Dozenten der Predigerschule 
Paulinum, 

9. eine Dozentin oder einen Dozenten der Evangelischen 
Ausbildungsstätte für Gemeindepädagogik, 

10. eine Studienleiterin oder einen Studienleiter oder eine 
Dozentin oder einen Dozenten, die oder der Mitglied der 
Dozentenkonferenz am Praktisch-Theologischen Aus-
bildungsinstitut (Predigerseminar) ist, ' 

11. eine Mentorirr oder einen Mentor, die oder der Mitglied 
der Mentorenkonferenz am Praktisch-Theologischen 
Ausbildungsinstitut (Predigerseminar) ist, 

12. eine Dozentin oder einen Dozenten der Predigersemina-
re Brandenburg, Gnadau oder Wittenberg, 

13. eine Vikariatsleiterin oder einen Vikariatsleiter, 

14. eine Leiterin oder einen Lriter eines Pastoralkollegs, 

15. zwei in kirchlichen Ämtern oder Diensten tätige Mitar­
beiterinnen oder Mitarbeiter mit nichttheologischer 
Qualifikation, 

16. eine Pastorin oder einen Pastor im Hilfsdienst oder eine 
Pastorin oder einen Pfarrer in der Entsendung. 

(5) Das Mitglied nach Absatz 2 Nr. 1leitet das Theologi­
sche Prüfungsamt und führt den Vorsitz im Kollegium. Das 
Mitglied nach Absatz 4 Nr. 1 hat den stellvertretenden V ar­
sitz im Kollegium inne. 

§4 

Weitere Mitglieder 

(1) Als weitere Mitglieder gehören dem Theologischen 
Prüfungsamt an: 

1. Mitglieder kraft Amtes nach Absatz 2, 

2. Synodale nach Absatz 13, 

3. von der Kirchenleitung berufene Mitglieder nach Absatz 
4. 

(2) Weitere Mitgliederkraft Amtes sind 

1. die theologischen Dezernentinnen und Dezernenten des 
Konsistoriums, 

2. die Generalsuperintendentinnen und Generalsuperinten­
denten, 

3. die Vorsitzenden der Kreiskirchenräte, 

. 4. die Lehrstuhlinhaberinnen und Lehrstuhlinhaber, die 
Professorinnen und Professoren sowie die Dozentinnen 
und Dozenten der Evangelisch-Theologischen Fakultät 
der Humboldt-Universität und der Kirchlichen Hoch­
schule Berlin, 

5. die Dozentinnen und Dozenten der Predigerschule Pau­
linum, 

6. die Dozentinnen und Dozenten der Ausbildungsstätte 
für Gemeindepädagogik Potsdam, 

7. die Dozentinnen und Dozenten an den Predigersemina­
ren Brandenburg, Gnadau und Wütenberg sowie dem 
Prakisch-Theologischen Ausbildungsinstitut (Prediger­
seminar) Beriin und die Mentorinnen und die Mentoren 
sowie die Vikariatsleiterinnen und Vikariatsleiter, die 
dem Theologischen Prüfungsamt nicht bereits als Mit­
glieder des Kollegiums nach § 3 angehören. 

(3) Die Synode wählt für die Dauer ihrer Amtszeit aus 
ihrer Mitte vier weitere Mitglieder. 
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(4) Die Kirchenleitung beruft für die Dauer von sechs 
Jahren bis zu 30 Personen, unter ihnen mindestens 

1. eine juristische Dezernentirr oder einen juristischen De­
zernenten im Konsistorium, 

2. eine Hochschullehrerin oder einen Hochschullehrer für 
evangelische Theologie, 

3. eine Religionspädagogin oder einen Religionspädago­
gen oder eine Kateehetin oder einen Katecheten (ein­

, schließlich der Referentinnen und Referenten der Erzie­
hungskammer und der Dozentinnen und der Dozenten 
des Instituts für katechetischen Dienst), 

4. eine in kirchlichen Ämtern oder Diensten tätige Mitar­
beiterin oder einen Mitarbeiter mit nichttheologischer 
Qualifikation. 

§5 

Amtszeit 

(1) Die dem Thoologischen Prüfungsamt i:J.icht kraft 
Amtes angehörenden Mitglieder bleiben bis zur Wahl oder 
Berufung ihrer Nachfolgerinnen und Nachfolger im Amt. 

(2) Die Mitgliedschaft im Theologischen Prüfungsamt 
endet vorzeitig, sobald das Mitglied aus der Funktion aus­
scheidet, aufgrund derer es gewählt oder berufen wurde. 

§6 

Prüfungskommissionen und Prüfungsausschüsse 

(2) Das Kollegium ist beschlußfähig, wenn mindestens 
die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. 

(3) Bei Abstimmungen entscheidet die Mehrheit der 
Stimmen. Stimmenthaltungen werden nicht mitgezählt. 

(4) Das Kollegium hört in Zusammenhang mit Entschei­
dungen gemäß § 7 Nr. 2 bis 4 die Vertretung der Studieren­
den, Vikarinnen und Vikare, der Pastorinnen und Pastoren 
im Hilfsdienst sowie der Pastorinnen und Pfarrer in der Ent­
sendung. 

§9 

Irrkrafttreten 

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 1992 in Kraft. 
Gleichzeitig treten die entgegenstehenden Bestimmungen 
außer Kraft. Mit dem Irrkrafttreten enden die Ämter der Mit­
glieder der beiden Theologischen Prüfungsämter; soweit 
Prüfungsverfahren noch andauern, bleiben die Mitglieder 
bis zum Abschluß im Amt. 

.B erli n- Span da u, den 17. November 1991 

DerPräses 

Reihlen 

(1) Aus den Mitgliedern des Theologischen Prüfungsam- Nr. 55 Ordnung für die Frauenbeauftragte und den 
Frauenrat in der Evangelischen Kirche. in 
Berlin-Brandenburg 

tes wird für jede theologische Prüfung eine Prüfungskom~ 
mission mit den erforderlichen Prüfungsausschüssen gebil-
det. Dabei ist auf die Fachkompetenz der Prüfungskornmis-
sion und Prüfungsausschüsse und auf eine möglichst gleich-
mäßige Heranziehung der Fachprüferinnen und Fachprüfer 
zu achten. 

(2) Bei der Bildung der Prüfungskornmissionen und der 
Prüfungsausschüsse soll darauf geachtet werden, daß die 
Mitglieder nach § 3 und § 4 Abs. 3 regelmäßig an den Prü­
fungen teilnehmen. 

(3) Das Nähere regeln die Prüfungsordnungen. 

§7 

Aufgaben des Kollegiums 

Das Kollegium des Theologischen Prüfungsamtes hat 

1. die Themen der als wissenschaftliche Hausarbeiten an­
zufertigenden Prüfungsarbeiten zu beraten, 

2 .. die Prüfungspraxis zu beobachten, die Prüfungserfah­
rungen auszuwerten und Empfehlungen zum Prüfungs­
verfahren auszusprechen, 

3. die Synode, ihre mit Themen der Berufsausbildung be­
faßten Ausschüsse, die Kirchenleitung und das Kon­
sistorium bei der Vorbereitung allgemeiner Prüfungsre­
gelungen zu beraten, 

4. in der Regel alle zwei Jahre einen Bericht über die Ar­
beit des Theologischen Prüfungsamtes mit einer Aus­
wertung der Prüfungstätigkeit zu erstellen, der der Kir­
chenleitung und allen Mitgliedern des Theologischen 
Prüfungsamtes vorgelegt wird. 

§8 

Geschäftsordnung des Kollegiums 

( 1) Sitzungen des Kollegiums finden bei Bedarf statt. Das 
Kollegium muß einberufen werden, wenn' mindestens ein 
Drittel der Mitglied\!r die Einberufung beantragt. 

Vom 6. Dezember 1991. (KABL S. 217) 

Abschnitt I 

Aufgaben und Befugnisse der Frauenbeauftragten 

1. Die Frauenbeauftragte hat die Aufgabe, die Lebenswirk­
lichkeit, die Erfahrungen und die Interessen von Frauen 
in allen Bereichen der Kirche zur Sprache zu bringen 
und Zur Weiterentwicklung der partnerschaftliehen Zu­
sammenarbeit von Frauen und Männem in der Kirche 
beizutragen. 

2. Die Frauenbeauftragte ist Anlaufstelle und Gesprächs­
partnerin für alle Frauen in der Kirche. Sie nimmt Anre­
gungen, Fragen und Probleme von Frauen in der Kirche 
auf und leitet sie gegebenenfalls an die zuständigen 
kirchlichen Gremien zur Bearbeitung weiter. Für die Be­
arbeitung kann sie Anregungen geben. 

3. Die Frauenbeauftragte hat die Aufgabe, der Benachteili­
gung von Frauen in allen Bereichen kirchlichen Lebens 
entgegenzuwirken. Sie beobachtet und begleitet die 
rechtliche und tatsächliche Gleichstellung von Frauen in 
der Kirche, auch im Hinblick auf die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf für Frauen und Männer. 

4. Die Frauenbeauftragte ermutigt Frauen, sich in allen Be­
reichen kirchlichen Lebens zu beteiligen. Sie tritt für 
eine yerstärkte Vertretung von Frauen auch in leitenden 
kirchlichen Ämtern und Gremien ein und erarbeitet dazu 
Vorschläge. Sie regt Fort- und Weiterbildungsangebote 
an, die Frauen zur Übernahme von Leitungsaufgaben 
befähigen und ihre Bereitschaft zur Übernahme von 
Verantwortung stärken. ' 

5. Die Frauenbeauftragte hat die Aufgabe, den Erlaß eines 
Frauenförderplans anzuregen und den zuständigen 
kirchlichen Gremien Vorschläge für den Inhalt eines 
solchen Frauenförderplans zu unterbreiten. 

• 
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6. Die Frauenbeauftragte sammelt Informationen über 
Frauenprojekte und Themen, an denen Frauen in der 
Kirche gearbeitet haben oder arbeiten. 

7. Die Frauenbeauftragte initiiert und unterstützt Arbeits­
vorhaben, die Frauen in der Kirche Gelegenheit zu theo­
logischer Arbeit und Raum für eigene geistliche Erfah­
rungen geben. 

8. Die Frauenbeauftragte fördert eine Sprache, die Frauen 
und Männer einbezieht. 

9. Die Frauenbeauftragte arbeitet mit Einrichtungen für 
Frauen und Frauengruppen innerhalb der Kirche zusam­
men, tauscht ihre Erfahrungen mit anderen landeskirch­
lichen Frauenbeauftragten und Frauenreferaten aus und 
hält Verbindung zu entsprechenden ökumenischen Ein­
richtungen (z.B. Konferenz christlicher Frauen in Euro­
pa, Abteilung Frauen beim Weltkirchenrat; Teilnahme 
an den Konsultationen nach Absprache mit dem Frauen­
rat). Sie beobachtet die gesellschaftlichen Entwicklun­
gen bei frauenrelevanten Themen und pflegt auch Kon­
takte zu Frauenorganisationen außerhalb des kirchlichen 
Bereichs . 

10. Die Frauenbeauftragte kann die Öffentlichkeit im Rah­
men der kirchlichen Ordnung über ihre Arbeit informie­
ren. Vor der Veröffentlichung von Stellungnahmen soll 
sie sich mit der Kirchenleitung (Abschnitt II Nr. 2) bera-
ten. , 

11. Die Frauenbeauftragte kann die für ihre Tätigkeit erfor­
derlichen Informationen vom Konsistorium anfordern 
und sich von allen Dezernaten des Konsistoriums bera­
ten lassen. Das Konsistorium ist der Frauenbeauftragten 
insoweit informationspflichtig. Vor dem Erlaß von 
Rechtsvorschriften wird der Frauenbeauftragten Gele­
genheit gegeben, zu den Entwürfen Stellung zu nehmen. 

Der Frauenbeauftragten wird nach Maßgabe der Ge­
schäftsordnungen die Teilnahme an den Sitzungen des 
Kollegiums des, Konsistoriums und der Kirchenleitung 
gestattet, wenn dies im Hinblick auf die Aufgaben der 
Frauenbeauftragten sachdienlich ist. Die Tagesordnun­
gen der Sitzungen sowie die Vorlagen zu den Verhand­
lungsgegenständen, an deren Beratung sie teilnehmen 
kann, werden der Frauenbeauftragten regelmäßig vor 
den Sitzungen zugeleitet. Sie erhält zudem die Proto­
kollauszüge dieser Verhandlungsgegenstände. 

Abschnitt II 

Berufung und organisatorische Einbindung 
der Frauenbeauftragten 

1. Die Frauenbeauftragte wird von der Kirchenleitung für 
die Dauer von fünf Jahren berufen. 

2. Die Frauenbeauftragte ist der Kirchenleitung zugeord­
net. Die Dienstaufsicht führt die oder der Vorsitzende 
der Kirchenleitung. Die Dienstaufsicht kann delegiert 
werden. 

3. Die Frauenbeauftragte berichtet der Kirchenleitung re­
gelmäßig über ihre Arbeit. Einmal im Jahr erstellt sie 
einen schriftlichen Bericht für die Synode. 

Abschnitt 111 

Frauenrat 

1. Zur Unterstützung und Beratung der Frauenbeauftragten 
wird ein Frauenrat gebildet. Dem Frauenrat gehören an: 

a) eine Vertreterin aus jedem Kirchenkreis, 

b) die Pfarrerin/Studienleiterin für Frauenarbeit im 
Evangelischen Bildungswerk sowie je eine Vertrete-

rin für die Bereiche Berlin und Brandenburg der 
Evangelischen Frauen- und Familienarbeit, 

c) die Studienleiterin für Familien-Bildungsstätten-Ar­
beit im Evangelischen Bildungswerk, 

d) je eine von der Jugendkammer zu benennende Ver­
, treterin der Jugendarbeit in Berlin (ehemals Ost), in 

Berlin (ehemals West) und in Brandenb'llrg, 

e) eine vom Beirat für mediale Verkündigung zu be­
nennende V ertreterin der kirchlichen Medienarbeit, 

f) zwei Frauen aus der Synode, 

g) vier von der Kirchenleitung zu benennende Frauen, 
darunter zwei Frauen aus dem Bereich der Diakonie. 

Für jedes Mitglied des Frauenrates soll eine Stellver­
treterin benannt werden. 

Die Vertreterinnen aus den Kirchenkreisen werden 
von den Kreissynoden aus den Vorschlägen der durch 
die Kreiskirchenräte einzuberufenden, Frauenversamm­
lungen in den Kirchenkreisen gewählt. In den Frauen­
versammlungen sollen die in derXirche aktiven Frauen 
und Frauengruppen vertreten sein. 

Die V arschläge der Frauenversammlung bedürfen 
einer einfachen Mehrheit der stimmberechtigten Anwe­
senden; stimmberechtigt sind nur Frauen, die Glieder 
einer Gemeinde des Kirchenkreises sind. 

2. Aufgaben des Frauenrates sind: 

a) die Unterstützung und Beratung der Frauenbeauf­
tragten bei der Durchführung ihrer Arbeit und die 
gemeinsame Entwicklung von Arbeitsschwerpunk­
ten; 

b) die Sammlung und Vermittlung von Fragen und Pro­
blemen von Frauen aus Kirchenkreisen, Gemeinden 
und kirch~ichen Werken und Einrichtungen; 

c) die Vermittlung der Arbeit der Frauenbeauftragten 
in die Kirchenkreise, Gemeinden, Werke und Ein­
richtungen; 

d) die Mitwirkung bei der Berufung der Frauenbeauf­
tragten durch die Kirchenleitung. 

3. Die Amtszeit des Frauenrates beträgt drei Jahre vom 
Zeitpunkt der konstituierenden Sitzung an. Zur konstitu­
ierenden Sitzung lädt die Pfarrerin/Studienleiterin für 
Frauenarbeit im Evangelischen Bildungswerk nach Ab­
schluß der Wahlen in den Kirchenkreisen ein. Der Frau­
enrat tritt mindestens einmal im Jahr zusammen. Er gibt 
sich eine Geschäftsordnung. 

4. Der Frauenrat wählt für die Dauer seiner Amtszeit aus 
seiner Mitte einen aus zwölf Frauen bestehenden Vor­
stand. Im Vorstand müssen Frauen aus allen Teilen des 
Kirchengebiets vertreten sein. 

Der Vorstand wählt aus seiner Mitte eine Vorsitzende 
und zwei Stellvertreterinnen. Von ihnen soll eine aus 
dem Gebiet der ehemaligen Region West, eine aus dem 
Gebiet Berlin (ehemals Ost) sowie eine aus dem Gebiet 
Brandenburg stammen. 

Der Vorstand gibt sich eine Geschäftsordnung, die 
der Zustimmung des Frauenrates bedarf. Er tritt in der 
Regel mindestens alle drei Monate zusammen. Der Vor­
stand ist in besonderer Weise für die Wahrnehmung der 
Aufgaben nach Nummer 2 Buchst. a bis c verantwort­
lich. Er beruft den Frauenrat ein, bereitet die Sitzungen 
vor und führt die Beschlüsse aus. 

5. Die Frauenbeauftragte nimmt mit beratender Stimme an 
den Sitzungen des Frauenrates und des Vorstandes teil. 
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Abschnitt IV 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

1. Mit Irrkrafttreten dieser Ordnung tritt die Ordnung für 
die Frauenbeauftragte und den Frauenrat in der Evimge­
lischen Kirche in Berlin-Erandenburg (Berlin West) 
vom 24. Juli 1990 außer Kraft. Der bisherige Frauenrat 
setzt seine Arbeit nach Maßgabe der Ordnung vom 
24. Juli 1990 bis zur Konstituierung eines Frauenrates 
nach Abschnitt 111 fort. Für das Mitwirkungsrecht bei 
der Berufung einer Frauenbeauftragten gilt jedoch nach 
Irrkrafttreten dieser Ordnung Nummer 2. 

2. Erfolgt die erstmalige Berufung einer Frauenbeauftragten 
vor der Konstituierung des Frauenrates nach Abschnitt 
111, nimmt die Kirchenleitungsarbeitsgruppe »Gemein­
schaft von Frauen und Männern in der Kirche« das Mit­
wirkungsrecht nach Abschnitt III Nr. 2 Buchst. d wahr. 

3. Werden die Aufgaben der Frauenbeauftragten von mehre­
ren Frauen gemeinsam wahrgenommen, können sie die 
Arbeitsbereiche unter sich aufteilen. Die Kirchenleitung 
und der Frauenrat sind von der Aufteilung zu unterrichten. 

4. Die Einrichtung einer Frauenbeauftragten ist zunächst 
auf fünf Jahre befristet. Nach Ablauf von zwei Jahren er­
folgt eine Überprüfung und gegebenenfalls Anpassung 
dieser Ordnung an die Erfordernisse. Dabei soll in Zu­
sammenarbeit mit dem Ständigen Ordnungsausschuß 
der Synode auch die Überführung der Ordnung in eine 
gesetzliche Regelung bedacht werden. 

5. Diese Ordnung tritt am 1. Januar 1992 in Kraft. 

B erl in- Tiergarten, den 6. Dezember 1991 

Kirchenleitung 

Kru s e 

Evangelische Kirche in Hessen und Nassau 

Nr. 56 · Wahlordnung zum Kirchengesetz über Mit­
arbeitervertretungen in der Evangelischen 
Kirche in Hessen und Nassau. 

Vom 1. Oktober 1991. (ABI. 1992 S. 26) 

Die Kirchenleitung hat am 1. Oktober 1991 auf Grund 
von§ 10 Abs. 2 des Kirchengesetzes über Mitarbeitervertre­
tungen in der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau 
folgende Wahlordnung beschlossen, die wir nachstehend 
veröffentlichen. 

Darmstadt, den 21. Januar 1992 

Evangelische Kirche in Hessen und Nassau 

- Kirchenverwaltung -

Tempel 

Wahlordnung zum 
Kirchengesetz über Mitarbeitervertretungen in der 

Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau 

Vom 1. Oktober 1991 

Aufgrund von § 10· Abs. 2 des Kirchengesetzes über Mit­
arbeitervertretungen in der Evangelischen Kirche in Hessen 
und Nassau vom 2. Dezember 1988 (ABI. 1989 S. 17) erläßt 
die Kirchenleitung folgende Wahlordnung: 

§ 1 

Wahlvorstand 

1. Die Wahl der Mitarbeitervertretungen wird von einem 
Wahlvorstand vorbereitet und durchgeführt. Er besteht 
aus drei, in Dienststellen mit mehr als 50 Mitarbeitern 
aus fünf wahlberechtigten Mitgliedern und der entspre­
chenden Zahl von Ersatzmitgliedern. 

2. Mitglieder und Ersatzmitglieder dürfen keiner Mitarbei­
tervertretung angehören. Werden Mitglieder des Wahl­
vorstandes zur Wahl aufgestellt, so scheiden sie aus dem 
Wahlvorstand aus. An ihre Stelle treten die Ersatzmit­
glieder. 

Sinkt dadurch die Zahl der Mitglieder oder Ersatzmit­
glieder des Wahlvorstandes unter die vorgeschriebene 
Zahl gemäß Abs. 1, so ist unverzüglich ein neuer Wahl­
vorstand zu wählen. Für seine Bildung .gelten die allge­
meinen Bestimmungen. 

§2 

Bildung des Wahlvorstandes 

1. Der Wahlvorstand wird in einer durch die Mitarbeiter­
vertretung spätestens drei Monate vor Ablauf ihrer 
Wahlperiode einzuberufenden Mitarbeiterversammlung 
durch Zuruf und offene Abstimmung mit einfacher 
Mehrheit der Anwesenden gewählt. In den Fällen des § 
52 Abs. 2c des Gesetzes erfolgt die Einberufung unver­
züglich. Mit Mehrheit der Anwesenden kann eine 
schriftliche Abstimmung beschlossen werden. 

2. Besteht noch keine Mitarbeitervertretung, so beruft die 
Gesamtmitarbeitervertretung nach Rücksprache mit der 
Dienststellenleitung eine Mitarbeiterversammlung ein. 
Besteht 6 Wochen vor der Neuwahl noch kein Wahlvor­
stand, so kann die Gesamtmitarbeitervertretung eine 
Wahlversammlung mit dem Ziel der Wahl eines Wahl­
vorstandes einberufen. Dasselbe gilt bei Fristversäumnis 
im Falle des Abs. 1. Die Mitarbeiterversammlung wählt 
sich einen Vorsitzenden aus ihrer Mitte. 

3. Die Dienststellenleitung hat der Gesamtmitarbeiterver­
tretung die Adressenliste der wahlberechtigten Mitarbei­
ter sowie geeignete Räumlichkeiten zur Verfügung zu 
stellen. Bei Dekanatsmitarbeitervertretungen (§ 6 Abs. 1 
und 2 MAVG) ist mit dem Vorsitzenden des Dekanats­
synodalvorstandes Rücksprache zu nehmen. 

§3 

Geschäftsführung des Wahlvorstandes 

1. Der Wahlvorstand wählt aus seiner Mitte einen Vorsit­
zenden und einen Schriftführer. Hierzu beruft das älteste 
Mitglied den Wahlvorstand binnen einer Woche nach 
seiner Wahl ein. 

2. Über alle Sitzungen und die in der Wahlordnung vorge­
sehenen Handlungen des Wahlvorstandes sind Nieder­
schriften anzufertigen. Sie werden von dem Vorsitzen­
den und dem Schriftführer unterzeichnet. 

§4 

Wählerliste 

1. Der Wahlvorstand stellt für jede Wahl eine Liste der 
Wahlberechtigten (Wählerliste) auf. Die Liste wird auf 
die Dauer von einer Woche bei allen Dienststellen, für 

• 
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welche die Mitarbeitervertretung gebildet werden soll, 
zur Einsicht ausgelegt. 

2. Jeder Mitarbeiter kann innerhalb einer Frist von einer 
Woche nach der Auslegung gegen die Wählerliste Ein­
spruch einlegen. Der Wahlvorstand entscheidet unver­
züglich, spätestens binnen drei Tagen, über den Ein­
spruch und erteilt darüber einen schriftlichen Bescheid. 
Der Bescheid muß einen Hinweis auf die Möglichkeit 
der Wahlanfechtung gemäß § 12 der Verordnung enthal­
ten. Gegebenenfalls ist die Wählerliste zu berichtigen. 

3. Die kirchlichen Dienststellen leisten bei Aufstellung der 
in Abs. 1 genannten Liste Amtshilfe. 

§5 

Wahlausschreiben 

1. Spätestens vier Wochen nach seiner Bildung und späte­
stens sechs Wochen vor dem Wahltag hat der Wahlvor­
stand das Wahlausschreiben zu erlassen und den Wahl­
berechtigten bekapntzugeben. Die Bekanntgabe erfolgt 
durch schriftliche Mitteilung. 

2. Das Wahlausschreiben muß Angaben enthalten über: 

a) Ort und Tag des Erlasses des Wahlausschreibens; 

b) Ort, Tag und Zeit der Wahl; 

c) die Zahl der zu wählenden Mitglieder der Mitarbei­
tervertretung; 

d) Aufforderung zur Abgabe von Wahlvorschlägen; 

e) Bekanntgabe der Fristen zur Einreichung der Wahl-
vorschläge; 

f) Ort und Zeit der Auslegung der Wählerliste; 

g) Ort und Zeit der Auslegung der Wahlordnung; 

h) den Hinweis auf die Möglichkeit, Einsprüche gegen 
die Wählerliste beim Wahlvorstand binnen einer 
Woche anzubringen; 

i) die Voraussetzungen für die Briefwahl; 

k) Hinweis auf§ 8 Abs. 2 des Kirchengesetzes über die 
Mitarbeitervertretungen in der Evangelischen Kir­
che in Hessen und Nassau. 

§6 

Wahlvorschläge 

1. Jeder Wahlberechtigte kann innerhalb einer Frist von 
zwei Wochen seit Bekanntgabe des Wahlausschreibens 
einen Wahlvorschlag bei dem Wahlvorstand einreichen. 
Der Wahlvorschlag ist in Dienststelltm ab 20 Wahlbe­
rechtigten von drei und in Dienststellen ab 100 W ahlbe­
rechtigten von fünfWahlberechtigten zu unterschreiben. 

2. Der Wahlvorschlag muß mindestens so viele Namen 
enthalten, wie Mitarbeiter zu wählen sind. 

3 .. Der Wahlvorstand hat unverzüglich die Ordnungs­
mäßigkeit der Wahlvorschläge und die Wählbarkeit der 
Vorgeschlagenen zu prüfen. Er stellt auch das Einver­
ständnis der Vorgeschlagenen mit ihrer Benennung fest. 
Eventuelle Beanstandungen sind den Antragstellern um­
gehend mitzuteilen. Sie können bis spätestens drei Tage 
nach Ablauf der Einreichungsfrist behoben werden. 

§7 

Gesamtwahlvorschlag 

1. Der Wahlvorstand stellt alle gültigen Wahlvorschläge 
zu einem Gesamtvorschlag zusammen und führt darin 
die Namen der Vorgeschlagenen in alphabetischer Rei-

herrfolge auf. Dabei sind Berufsbezeichnung und 
Dienststelle des Vorgeschlagenen ebenso wie die Anga­
be zu vermerken, ob er haupt- oder nebenberuflich be­
schäftigt ist. 

2. Der Gesamtwahlvorschlag ist den Wahlberechtigten 
spätestens eine Woche vor der Wahl in geeigneter Weise 
(z.B. Aushang, schriftliche Mitteilung) bekanntzugeben. 

3. Die Stimmzettel sind entsprechend der Gliederung des 
Gesamtvorschlages (Abs. 1) herzustellen. Sie müssen 
die gleiche Größe, Farbe, Beschaffenheit und Beschrif­
tung haben und die Zahl der zu wählenden Mitglieder 
angeben. 

§8 

Durchführung der Wahl 

1. Die Wahl findet in Anwesenheit von mindestens zwei 
Mitgliedern des Wahlvorstandes statt. Diese führen die 
Wählerliste und bezeichnen darin die W ahlbeteiligten, 
die gewählt haben. V ör Beginn der Stimmabgabe hat der 
Wahlvorstand festzustellen, daß die Wahlurnen leer 
sind. Sie sind bis zum Abschluß der Wahlhandlung ver­
schlossen zu halten. 

2. Das Wahlrecht wird durch Abgabe eines, dem Wahlbe­
rechtigten vor der Stimmabgabe im Wahllokal aus­
gehändigten Stimmzettels ausgeübt, der zusammenge­
faltet im Wahlumschlag in eine verschlossene Wahlurne 
gelegt wird. Vor Aushändigung des Stimmzettels ist 
festzustellen, ob der Wähler wahlberechtigt ist. 

3. Erweist sich die Einrichtung mehrerer Stimmbezirke als 
zweckmäßig, so kann derWahlvorstand seine Ersatzmit­
glieder zur Durchführung der Wahl heranziehen. Ein 
Mitglied des Wahlvorstandes muß jedoch in jedem 
Stimmbezirk bei der Durchführung der Wahl anwesend 
sein. Für die nötigen Arbeiten im Wahlraum kann der 
Wahlvorstand Wahlhelfer zuziehen. Bei der Entschei­
dung über die Zweckmäßigkeit der Einrichtung mehre­
rer Stimmbezirke sind auch die räumliche Entfernung 
der an der Mitarbeitervertretung beteiligten Dienststel­
len sowie der für das Zusammenkommen am Wahlort 
erforderliche Zeit- und Kostenaufwand zu berücksichti­
gen. 

4. Jeder Wahiberechtigte darfhöchstens so viele Namen an 
der vorgesehenen Stelle auf dem Gesamtvorschlag an­
kreuzen, wie Mitglieder in die Mitarbeitervertretung zu 
wählen sind. 

5. Die unbeobachtete Kennzeichnung der Stimmzettel ist 
durch den Wahlvorstand sicherzustellen. Körperlich be­
hinderte Mitarbeiter können sich der Hilfe einer Person 
ihres Vertrauens bedienen. 

§9 

Stimmabgabe durch Briefwahl 

1. Wahlberechtigte und in die Wählerliste eingetragene' 
Mitarbeiter, die aus dienstlichen oder persönlichen 
Gründen verhindert sind, zur Wahl zu kommen, können 
ihr Wahlrecht im Wege der Briefwahl ausüben. 

2. Auf Antrag wird solchen Mitarbeitern der Stimmzettel, 
ein neutraler Wahlumscl].lag und ein mit Anschrift ver­
sehener freigemachter Wahlbriefumschlag durch den 
Wahlvorstand übersandt bzw. ausgehändigt. Der Antrag 
soll spätestens fünf Tage vor der Wahl beim Wahlvor- · 
stand vorliegen. Wer den Antrag für einen anderen 
Wahlberechtigten stellt, muß nachweisen, daß er dazu 
berechtigt ist. Eine Ablehnung ist. dem Antragsteller un­
verzüglich mitzuteilen. 
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3. Im Wege der Briefwahl abgegebene Stimmen werden 
. nur berücksichtigt, wenn sie bis zum Ende der Wahlzeit 
beim Wahlvorstand eingegangen sind. 

4. Der Wahlvorstand sammelt die eingehenden Wahlbriefe 
und bewahrt sie bis zum Schluß der Wahlhandlung ge­
sondert auf. Er vermerkt die Stimmabgabe in der 
Wählerliste, in der auch die Aushändigung des Wahl­
briefes zu vermerken ist. Nach Abschluß der W ahlhand­
lung öffnet der Wahlvorstand alle bis dahin vorliegen­
den Wahlbriefe, entnimmt ihnen die Wahlumschläge 
und legt diese in die Wahlurne. 

5. Ein Wahlbrief ist ungültig, wenn er erst nach Beendi­
gung der Wahlhandlung eingegangen ist. Ein ungültiger 
Wahlbrief ist samt seinem Inhalt auszusondern und zu 
den Wahlunterlagen zu nehmen. 

§10 

Feststellung und Bekanntgabe d~s Wahlergebnisses 

1. Nach Beendigung .der Wahl stellt der Wahlvorstand un­
verzüglich fest, wieviele Stimmen auf die einzelnen 
Vorgeschlagenen entfallen sind und ermittelt die Rei­
henfolge der Gewählten nach der StimmenzahL Ersatz­
mitglieder sind die Vorgeschlagenen, auf welche in der 
Reihenfolge die nächstniedrigeren Stimmenzahlen ent­
fqllen. Bei Stimmengleichheit entscheidet jeweils das 
Los. 

2. Die Auszählun& der Stimmen ist für die W ahlberechtig­
ten öffentlich. Uber die Feststellung des W ahlergebnis­
ses ist eine Niederschrift anzufertigen, die vom Wahl­
vorstand unterzeichnet wird. 

3. Sind mehrere Stimmbezirke eingerichtet, so stellt der 
W abivorstand alsbald nach Abschluß der Wahlhandlung 
das Ergebnis aller Stimmbezirke fest. Absatz 1 Satz 2 
gilt entsprechend. 

4. Ungültig sind Stimmzettel, 

a) die nicht in einem Wahlumschlag abgegebc:n sind; 

b) die nicht vom Wahlvorstand ausgegeben wurden; 

c) aus denen sich die Willensäußerung des Wählers 
nicht zweifelsfrei ergibt; 

d) bei denen mehr Namen als zulässig oder kein Name 
angekreuzt sind; 

e) die einen Zusatz enthalten. 

5. Der Wahlvorstand gibt das Wahlergebnis unverzüglich 
durch Aushang oder auf andere geeignete Weise be­
·kannt und benachrichtigt die Gewählten schriftlich. Er­
klärt der Gewählte nicht innerhalb von drei Arbeitstagen 
nach Erhalt der Benachrichtigung dem W ahlvorstand, 
daß er die Wahl ablehnt, so gilt sie als angenommen. 
Lehnt ein Gewählter ab, so rückt an seine Stelle der Vor­
geschlagene mit der nächstniedrigeren StimmenzahL 
Der Wahlvorstand beauftragt das älteste gewählte Mit­
glied der Mitarbeitervertretung gemäß § 11 Abs. 1 dieser 
Wahlordnung zu verfahren. 

§.11 

Konstituierung der Mitarbeitervertretung 

1. Das älteste Mitglied der neugewählten Mitarbeiterver­
tretung beruft innerhalb einer Woche nach Ablauf der 
Einspruchsfrist die konstituierende Sitzung ein und lei­
tet sie bis zur Wahl der/des Vorsitzenden. 

2. Die Mitarbeitervertretungen teilen den Dienststellenlei­
tungen ihres Zuständigkeitsbereiches, der Gesamtmitar­
beitervertretung sowie der Kirchenverwaltung unmittel-

bar nach der konstituierenden Sitzung die Namen, An­
schriften und Berufsbezeichnungen aller Mitglieder und 
der/des Vorsitzenden mit. 

§ 12 

Nachweis zur Mitarbeitervertretung 

1. Soll nach Entscheidung der Mitarbeiterversammlung 
gemäß §12 Abs. 3 MAVG eine Nachwahl zur Mitarbei­
tervertretung erfolgen, so nimmt die amtierende Mitar­
beitervertretung die Aufgaben des Wahlvorstandes 
wahr. 

2. Die Nachwahl zur Mitarbeitervertretung kann in der 
Mitarbeiterversammlung, in der die_ Entscheidung über 
die Nachwahl erfolgt, durchgeführt werden, wenn dies 
vorsorglich zum Gegenstand der Tagesordnung dieser 
Versammlung erhoben worden ist. 

3. Wahlvorschläge können per Akklamation erfolgen. Die 
Wahl ist geheim durchzuführen. 

§13 

Wahl der Gesamtmitarbeitervertretung 

1. Die amtierende Gesamtmitarbeitervertretung beruft spä­
testens bis zum Ablauf der Wahlperiode der Mitarbeiter­
vertretung den aus fünf Mitarbeitern bestehenden Wahl­
vorstand. Dieser tritt unverzüglich zusammen und kon­
stituiert sich gemäß§ 3. 

2. Der Wahlvorstand erstellt die Wählerliste der Wahlbe­
rechtigt~n (§ 43 Abs_. 1 des Kirchengesetzes) und gibt sie 
den Mitarbeitervertretungen bekannt. 

3. Spätestens 6 Wochen vor dem Wahltag hat der Wahl­
vorstand das W abiausschreiben zu erlassen und den 
W abiberechtigten schriftlich mitzuteilen. § ·5 Abs. 2 
Buchst. a-n findet Anwendung. 

4. Jeder Wahlberechtigte kann innerhalb einer Frist von 
zwei Wochen nach Bekanntgabe des Wahlausschreibens 
einen Wahlvorschlag bei dem Wahlvorstand einreichen. 
Dieser Wahlvorschlag muß von mindestens fünf Wahl­
berechtigten unterzeichnet sein und soll so viele Namen 
enthalten, wie Mitarbeiter in die Gesamtmitarbeiterver­
tretung zu wählen sind. § 6 Abs. 3 findet Anwendung. 

§ 14 

Gesamtwahlvorschlag 

1. Der Wahlvorstand stellt alle gültigen Wahlvorschläge 
zu einem Gesamtwahlvorschlag zusammen und führt 
dann die Namen der Vorgeschlagenen in alphabetischer 
Reihenfolge auf. 

Dabei sind Berufsbezeichnung und Dienststelle des 
Vorgeschlagenen ebenso wie die Angabe zu vermerken, 
ob er haupt-oder nebenberuflich beschäftigt ist. 

2. Der Gesamtwahlvorschlag ist den Wahlberechtigten 
spätestens eine Woche vor der Wahl schriftlich bekannt­
zugeben. 

3. Die Stimmzettel sind entsprechend der Gliederung des 
Gesamtwahlvorschlages (Abs. 1) herzustellen. Sie müs­
sen die gleiche Größe, Farbe, Beschaffenheit und Be­
schriftung haben und die Zahl der zu wählenden Mit­
glieder angeben. 

§ 15 

Wahlversammlung zur Durchführung der Wahl 

1. Die Wahlversammlung wird von dem Wahlvorstand 
einberufen. Bei der Vorbereitung ist die Kirchenverwal­
tung behilflich. 

• 

• 



(:( 

Heft4, 1992 AMTSBLATT 131 

2. Vor der Wahlhandlung kann eine Vorstellung der Vor­
geschlagenen stattfinden. 

3. Für die ordnungsgemäße Durchführung des Wahlablau­
fes ist der Wahlvorstand verantwortlich.§ 8 Abs. 1, 2, 4 
und 5 dieser Wahlordnung findet Anwendung. 

§ 16 

Feststellung und Bekanntgabe des Wahlergebnisses 

1. Für die Feststellung des Wahlergebnisses gilt §10 Abs. 
1, 2 und 4. 

2. Der Wahlvorstand gibt den Wahlberechtigten, den Mit­
arbeitervertretungeil und der Kirchenverwaltung das 
Wahlergebnis schriftlich bekannt. 

§ 17 

Anfechtung der Wahl 

1. Eine Wahl kann innerhalb einer Woche nach der Be­
kanntmachung des Wahlergebnisses bei der Schlich­
tungsstelle angefochten werden. Die Anfechtung hat 
schriftlich zu geschehen. 

2. Die Anfechtung erfolgt mit Begründung. Sie kann nur 
darauf gestützt werden, daß 

a) die Wahl behindert oder in unzulässiger Weise be­
einflußt worden ist; 

b) gegen wesentliche Vorschriften des Wahlrechtes, 
der Wählbarkeit oder des Wahlverfahrens verstoßen 
wurde. 

3. Stellt die Schlichtungsstelle fest, daß die Anfechtungs­
gründe auf das Ergebnis der Wahl ohne Einfluß geblie­
ben sind, bleibt die Wahl gültig. 

§ 18 

Wahlschutz 

Niemand darf die Wahl der Mitarbeitervertretung behin­
dern oder unlauter beeinflussen. Niemand darf bei der Aus­
übung seines aktiven oder passiven Wahlrechtes beein­
trächtigt werden. 

§ 19 

Wahlkosten und Wahlunterlagen · 

1. Die Dienststelle trägt die durch die Wahl entstehenden 
Kosten und stellt die erforderlichen Einrichtungen zur 
Verfügung. Unvermeidbarer Ausfall der Arbeitszeit in­
folge Ausübung des Wahlrechtes oder Beteiligung am 
Wahlvorstand hat keine Minderung• der Dienstbezüge 
zur Folge. 

2. Die Wahlunterlagen werden von der Mitarbeitervertre­
tung bis zur Beendigung ihrer Wahlperiode bei ihren 
Akten aufbewahrt. 

§ 20 

Irrkrafttreten 

Diese Wahlordnung tritt am 1. November 1991 in Kraft. 

Darmstadt, den 1. Oktober 1991 

Evangelische Kirche in Hessen nnd Nassau 

- Kirchenleitung -

D. S p eng 1 er 

Lippische Landeskirche 

Nr.57 Prüfungsordnung der Lippischen Landeskir­
chezurDurchführung der Ersten und Zwei­
ten theologischen Prüfungen. 

Vom 13. November 1991. (Ges. u. VOBl. Bd. 
10 s. 93) 

I. Theologische Prüfungskommission 

§ 1 

Zur Durchführung der theologischen Prüfungen in der 
Lippischen Landeskirche bildet der Landeskirchenrat eine 
theologische Prüfungskommission und beruft deren Mit­
glieder. 

§2 

(1) Mitglieder der Theologischen Prüfungskommission 
sind: 

a) Der Landessuperintendent oder die Landessuperinten­
dentin, der Präses oder die Frau Präses der Landessyn­
ode, der lutherische und der juristische Kirchenrat bzw. 
Kirchenrätin. 

b) Vom Landeskirchenrat beauftragte Professoren und Pro­
fessorinnen evangelischen, evangelisch-reformierten 
oder evangelisch-lutherischen Bekenntnisses. · 

c) Vom Landeskirchenrat beauftragte Pfarrstelleninhaber 
oder-inhaberinnen der Lippischen Landeskirche. 

(2) Mit Rücksicht auf die verschiedenen Prüfungsfächer 
sind die Professoren und Professorinnen als Fachvertreter 
oder Fachvertreterirr zu berufen. 

(3) Die Prüfungskommission besteht aus mindestens 12 
Mitgliedern. Bei der Ersten theologischen Prüfung beträgt 
die Zahl der Professoren oder Professorinnen in der Regel 
die Hälfte der Mitglieder, ausschließlich des Vorsitzenden 
oder der Vorsitzenden. Bei der Zweiten theologischen Prü­
fung wirken in der Regel mindestens zwei Hochschullehrer 
oder Hochschullehrerinnen als Mitglieder mit. 

§3 

(1) Der Landessuperintendent oder die Landessuperinten­
dentirr führt den Vorsitz in der Theologischen Prüfungs­
kommission. 

(2) Im Falle der persönlichen Verhinderung übernimmt 
der Präses oder die Frau Präses der Lippischen Landessyn­
ode ·den Vorsitz. 

(3) Die mündlichen Prüfungen in den einzelnen Fächern 
werden von mindestens drei Mitgliedern der Prüfungskom­
mission abgenommen. 

( 4) Die Mitglieder der Theologischen Prüfungskommissi­
on sind in ihrer Prüfungstätigkeit unabhängig. 

§4 

(1) Scheidet ein Mitglied aus seinem jeweiligen Amt aus, 
so erlischt grundsätzlich seine Mitgliedschaft in der Theolo-

I 

I 
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gischen Prüfungskommission. Über befristete Ausnahmen 
entscheidet der Landeskirchenrat 

(2) Die in§ 2 Abs. 1 Buchstabebund c genannten Mit­
glieder werden auf die Dauer von 8 Jahren berufen. Wieder­
berufung der ausgeschiedenen Mitglieder ist zulässig. 

(3) Scheidet ein Mitglied auf eigenen Antrag vor Ablauf 
seiner Amtszeit aus der Prüfungskommission aus, so beruft 
der Landeskirchenrat ein neues Mitglied, das der Prüfungs­
kommission für die restliche Amtszeit des ausgeschiedenen 
Mitglieds angehört. 

(4) Ist ein Mitglied an der Ausübung seines Amtes ver­
hindert, so kann der Vorsitzende oder die Vorsitzende ein 
Ersatzmitglied für einen Teil oder für die Dauer der folgen­
den Pf\ifung berufen. Er bzw. sie muß ein Ersatzmitglied be­
rufen, wenn andernfalls die Mindestzahl der Mitglieder der 
Prüfungskommission nach § 2 unterschritten wird. 

(5) Die Sitzungen der Theologischen Prüfungskommissi­
on sind nicht öffentlich. 

II. Erste theologische Prüfung 

§5 

(1) Die Erste theologische Prüfung hat die Aufgabe, 
durch schriftliche und mündliche Proben zu ermitteln, ob 
der Prüfling sich die notwendigen Kenntnisse in den einzel­
nen Disziplinen erworben hat und die Fähigkeit zeigt, 
selbständig theologisch zu arbeiten. 

(2) Die Meldung zur Ersten theologischen Prüfung ist je­
weils zum 1. Februar oder 1. September eines jeden Jahres 
bei dem Landeskirchenamt einzureichen. Bei der Meldung 
müssen die in den Bestimmungen der§§ 3 bis 5 des Pfarrer­
ausbildungsgesetzes aufgeführten Voraussetzun,gen vorlie­
gen. 

(3) Über die Zulassung zur Ersten theologischen Prüfung 
entscheidet das Landeskirchenamt · 

( 4) Die Zulassung kann vom Landeskirchenamt rückgän­
gig gemacht werden, wenn sich nachträglich herausstellt, 
daß die Voraussetzungen für die Zulassung bei der Ent­
scheidung fehlten oder wenn sie nachträglich entfallen sind. 

§6 

Der schriftlichen Meldung zur Ersten theologischen Prü­
fung sind beizufügen: 

a) Geburtsurkunde, Taufschein und Konfirmationsbeschei­
nigung in beglaubigten Abschriften oder beglaubigten 
Fotokopien; 

b) das Reifezeugnis und ggfs. Zeugnisse über abgelegte 
Sprachprüfungen (Latinum, Graecum, Hebraicum) 

c) - ein Verzeichnis über die in den einzelnen Semestern 
belegten Vorlesungen (Studienbücher) sowie 

zwei qualifizierte Hauptseminarscheine, von denen 
einer in einem biblischen Fach abgelegt sein muß 
und 

- der Nachweis über die bestandene Zwischenprüfung 
(Kolloquium), 

- zwei qualifizierte Proseminarscheine im Alten und 
Neuen Testament, die für die Anfertigung einer Pro­
seminararbeit ausgestellt worden sind, 

- eine Bescheinigung über die Teilnahme an einem 
Seminar in Religionspädagogik; 

d) ein handgeschriebener Lebenslauf einschließlich Licht­
bild, dem ein ausführlicher Studienbericht beizufügen 
ist. 

In ihm soll der Kandidat oder die Kandidatirr den 
Aufbau seines bzw. ihres Studiums, seinebzw. ihre wis­
senschaftlichen Interessen und den nach seiner bzw. 
ihrer Meinung bisher erreichten· Ausbildungsstand als 
Theologe bzw. Theoiogin darstellen. 

Aus dem Studienbericht müssen 

- die Studienschwerpunkte, 

das Schwerpunktfach für die wissenschaftliche 
Hausarbeit sowie 

- die Schwerpunktgebiete für die einzelnen mündli­
chen Fachprüfungen 

begründet ersichtlich sein; 

e) die Angabe des Schwerpunktfaches für die wissen­
schaftliche Hausarbeit sowie die Schwerpunktgebiete 
für die einzelnen mündlichen Fachprüfungen; 

f) in einem verschlossenen Umschlag ein Zeugnis des Ge­
meindepfarrers oder der Gemeindepfarrerin über die Be­
teiligung des Bewerbers oder der Bewerberirr am kirch­
lichen Leben, in begründeten Ausnahmefallen ist die 
Vorlage des Zeugnisses des Gemeindepfarrers oder der 
Gemeindepfarrerin am Studienort oder des Studenten­
pfarrers oder der Studentenpfarrerin möglich; 

g) eine Erklärung darüber, ob der Studierende oder die Stu­
dierende sich früher bereits bei einer anderen Stelle zu 
einer theologischen Prüfung gemeldet hat; 

h) der Nachweis eines mindestens achtwöchigen Prakti­
kums in einer Kirchengemeinde, in der Diakonie oder in 
der Arbeitswelt, wovon mindestens vier Wochen auf ein 
Gemeindepraktikum entfallen müssen. In begründeten 
Ausnahmefällen kann das Landeskirchenamt auf Antrag 
von dem Erfordernis des Nachweises eines Gemeinde­
prakti,kums befreien. 

§7 

Unvollständig oder verspätet eingehende Meldungen 
können nur in begründeten Ausnahmefällen angenommen 
werden. 

§8 

(1) Die Erste theologische Prüfung gliedert sich in einen 
schriftlichen und einen· mündlichen Teil. 

(2) Die schriftliche Prüfling besteht aus 

- einer wissenschaftlichen Hausarbeit, 

- einer praktisch-theologischen Arbeit (Predigt oder Kate-
chese), 

- zwei Klausuren. 

Die Themen der schriftlichen Prüfungsarbeiten legt der 
Vorsitzende oder die Vorsitzende im Einvernehmen mit den 
Mitgliedern der Theologischen Prüfungskommission fest. 

(3) Aufgrund einer abgeschlossenen und von einer theo­
logischen Fakultät angenommenen Dissertation oder Magi­
sterarbeit kann die wissenschaftliche Hausarbeit erlassen 
werden. Das Ergebnis bleibt bei der Ermittlung der Ex­
amensgesamtzensur unberücksichtigt. 

(4) Der Landeskirchenrat erläßt einen Stoffplan für die 
schriftlichen und mündlichen Prüfungen. 

§9 

(1) Die schriftlichen Hausarbeiten umfassen 

a) eine wissenschaftliche Hausarbeit 

Dem Prüfling werden mindestens zwei Themen aus 
der von ihm benannten theologischen Schwerpunktdis-

• 
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ziplin (Altes Testament, Neues Testament, Kirchen- und 
Dogmengeschichte, Systematische Theologie, Prakti­
sche Theologie) zur Wahl gestellt. Der Umfang dieser 
Arbeit darf einschließlich Anmerkungen ausgenommen 
Literaturverzeichnis 40 Schreibmaschinenseiten (DIN­
A4-Format) zuje 40 Zeilen und 50 Zeichen pro Zeile 
nicht überschreiten. Die Arbeit ist einseitig zu schrei­
ben, wobei links ein etwa sechs Zentimeter breiter Rand 
freizulassen ist. Die Arbeit ist gebunden und mit Schutz­
umschlag versehen in dreifacher Ausfertigung abzulie­
fern. Sie hat ein vollständiges Verzeichnis der benutzten 
Literatur zu entha].ten und die Versicherung, daß die Ar­
beit ohne fremde Hilfe angefertigt worden ist. 

b) eine praktisch-theologische Arbeit 

Dies ist in der Regel eine Predigt über einen von min­
destens zwei zur Auswahl gestellten Texten mit den 
Vorarbeiten, die erkennen lassen, wie der Prüfling vom 
Text zur Predigt gekommen ist. Diese Arbeit darf insge­
samt nicht mehr als zwanzig Schreibmaschinenseiten zu 
je vierzig Zeilen und 50 Zeichen pro Zeile umfassen. Im 
übrigen gelten die Bestimmungen des Buchstaben a). 

Die Predigt wird in einem Gemeindegottesdienst gehal­
ten. Sie ist spätestens vier Wochen nach dem Abgabetermin 
zu halten. Der zuständige Gemeindepfarrer oder die Ge­
meindepfarrerin berichtet über den Predigtvortrag. 

Auf den begründeten Wunsch des Prüflings hin kann die 
Prüfungskommission statt der Texte für eine Predigt Texte 
oder Themen für eine Unterrichtseinheit im kirchlichen Un­
terricht zur Wahl stellen. Es ist dann diese Unterrichtsein­
heit mit einer ausgeführten Einzelstunde und qer Schilde­
rung des Stundenverlaufes vorzulegen, nachdem sie in einer 
Konfirmandenklasse gehalten wurde. Der zuständige Ge­
meindepfarrer oder· die Gemeindepfarrerin .berichtet über 
den tatsächlichen Verlauf der Stunde. Für die Anfertigung 
der Katechese gelten im übrigen die Bestimmungen des vor­
stehenden Absatzes a). Der Umfang der ausgeführten Kate­
chese (einschließlich Vorarbeiten) darf zwanzig Schreibma­
schinenseiten zu je 40 Zeilen und 50 Zeichen pro Zeile nicht 
überschreiten. 

Der Termin des Gottesdienstes sowie der Unterrichts­
stunde ist demVorsitzenden oder der Vorsitzenden der Prü­
fungskommission mitzuteilen. 

Die schriftlichen Hausarbeiten sind dem Landeskirchen­
amt innerhalb von zehn Wochen nach Empfang der Themen 
als eingeschriebene Postsendung (Einschreiben) il). dreifa­
cher Ausfertigung zu übersenden oder bei der zuständigen 
Stelle. abzugeben. 

(2) Eine einmalige Fristverlängerung wird bei Vorliegen 
von außergewöhnlichen Umständen (Z. B. Erkrankungen, 
die durch ärztliche Bescheinigungen nachzuweisen sind) bis 
zu vierzehn Tagen gewährt. 

§10 

(1) Die Klausuren dienen dem Nachweis der Fähigkeit, 
ein Problem aus dem Bereich der wissenschaftlichen Theo­
logie in seinen wesentlichen Aspekten zu erörtern, indem 
der Prüfling sein Grundwissen in der betreffenden theologi­
schen Disziplin anwendet. Es werden je drei Themen für Es­
sayklausuren zur Wahl gestellt. Für die Bearbeitung stehen 
vier Zeitstunden zur Verfügung. Die Aufgaben der Klausu­
ren entstammen den Disziplinen, in denen keine wissen­
schaftliche Hausarbeit geschrieben wurde. Dabei scheidet 
Praktische Theologie aus. 

(2) Die zwei Klausuren werden aus folgenden Diszipli­
nen, zu denen jeweils drei Themen zur Wahl gestellt wer­
den, geschrieben: 

Altes bzw. Neues Testament, 

- Kirchen- und Dogmengeschichte bzw. Systematische 
Theologie. 

(3) Bei den Klausurarbeiten kann- je nach Themenstel­
lung - die Benutzung von Wörterbüchern gestattet werden. 
Andere wissenschaftliche Hilfsmittel können mit Zustim­
mung der Theologischen Prüfungskommission zugelassen 

·werden. 

( 4) Die Klausuren ·werden im Landeskirchenamt unter 
Aufsicht eines oder einer vom Vorsitzenden oder von der 
Vorsitzenden der Prüfungskommission beauftragten Beam­
ten oder Beamtin angefertigt. Über den Verlauf ist eine Nie­
derschrift vom Aufsichtsführenden oder von der Aufsichts­
führenden zu fertigen. 

§11 
(1) Die mündliche Prüfung berücksichtigt die Schwer­

punktgebiete, die der Prüfling bei seiner Meldung zum Ex­
amen benannt hat und dient dem Nachweis ausreichenden 
Überblickwissens. Die Schwerpunktgebiete müssen sich 
thematisch voneinander unterscheiden. 

(2) Sie erstreckt sich auf folgende Fächer: 

a) Altes Testament 25 Minuten 

b) Neues Testament 25 Minuten 

c) Systematische Theologie 25 Minuten 

d) Kirchen- und Dogmengeschichte 20 Minuten 
(vorzugsweise bis zum Ende 
des 18. Jahrhunderts) 

e) Praktische Theologie 20 Minuten 

f) Kenntnis der Heiligen Schrift 20 Minuten 

g) Philosophie 20 Minuten 

h) Katechismuskunde 15 Minuten 

(3) Die Prüfungen in den Fächern »Kenntnis der Heiligen 
Schrift« und »Katechismuskunde« sollen bis zum Beginn 
des sechsten Semesters abgelegt sein. Die Prüfung in diesen 
Fächern ist jeweils im Rahmen des Frühjahrs- oder Herbst­
examens möglich. Sie ist vor einem Ausschuß der Theologi­
schen Prüfungskommission der Lippischen Landeskirche 
abzulegen. Die Anmeldungen dazu müssen acht Wochen 
vor dem Termin der mündlichen Prüfungen mit dem dafür 
vorgesehenen Vordruck beim Landeskirchenamt erfolgen. 

(4) Die Prüfung im Fach »Philosophie« kann auf Antrag 
des Prüflings nach dem zweiten Studiensemester, frühestens 
jedoch nach Bestehen der erforderlichen Sprachprüfungen 
abgelegt werden. Für die Durchführung gilt Absatz 3 Satz 
zwei und drei sinngemäß. 

§ 12 

(1) Die mündliche Prüfung ist nicht öffentlich. Mit Ein­
verständnis des Prüflings und der Prüfungskommission kön­
nen Personen, die sich zum nächsten Prüfungstermin mel­
den werden, nur einmal bei der Ersten theologischen Prü­
fung als Zuhörer oder Zuhörerirr bei der mündlichen Prü­
fung zugelassen werden. Die Zuhörer oder Zuhörerinnen 
dürfen keinerlei Aufzeichnungen anfertigen. 

Die Zulassung als Zuhörer oder Zuhörerirr muß beim 
Vorsitzenden oder bei der Vorsitzenden der Theologischen 
Prüfungskommission spätestens acht Wochen vor Beginn 
der mündlichen Prüfung schriftlich beantragt werden. Ein 
Zuhörer oder eine Zuhörerirr kann ausgeschlossen werden, 
wenn durch seine oder ihre Anwesenheit die Prüfung beein­
trächtigt wird. 
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(2) Die mündlichen Prüfungsleistungen werden im Rah­
men von Einzelprüfungen erbracht. Gemeinschaftsprüfun­
gen finden nicht statt. 

(3) Über das Ergebnis der mündlichen Prüfung entschei­
den die jeweils beteiligten Mitglieder der Prüfungskommis­
sion. Stimmenthaltungen sind unzulässig. 

(4) Bei der mündlichen Prüfung wird über jeden einzel­
nen Prüfungsvorgang ein Protokoll angefertigt, das von dem 
Protokollführer oderder Protokollführerin und den beteilig­
ten Mitgliedern der Prüfungskommission unterschrieben 
wird. 

(5) Wenn die Bewertungen der Einzelleistungen im Ver­
lauf der mündlichen Prüfung ein Bestehen der Prüfung aus­
schließen, kann der Vorsitzende oder die Vorsitzende der 
theologischen Prüfungskommission die Prüfung für beendet 
erklären. 

(6) Aufgrund der Ergebnisse der schriftlichen und münd­
lichen Prüfungsleistungen stellt die Theologische Prüfungs­
kommission das Gesamtergebnis fest. Die Prüfungskom­
mission faßt ihre Beschlüsse mit Stimmenmehrheit. Stimm­
enthaltungen sind nicht zulässig. Bei Stimmengleichheit 
gibt die Stimme des Vorsitzenden oder der Vorsitzenden der 
Prüfungskommission den Ausschlag. 

. (7) Das Gesamtergebnis der Prüfung wird in einer Nie­
derschrift festgehalten. Sie enthält 

a) die Bewertung der schriftlichen Arbeiten, 

b) die Einzelergebnisse der mündlichen Prüfung, 

c) die Schlußentscheidung der Prüfungskommission. 

-Die Niederschrift ist von der Prüfungskommission zu un­
terschreiben. 

§ 13 

(1) Die Leistungen in den schriftlichen und mündlichen 
Prüfungen werden nas;h folgenden Noten bewertet: 

Sehr gut (1) Entsprechen 15/14/13 Punkte 
ist eihe den Anforderungen im 
besonderen Maße entsprechende 
Leistung 

Gut (2) Entsprechen 12111110 Punkte 
ist eine den Anforderungen voll 
entsprechende Leistung 

Befriedigend (3) == Entsprechen 9/8/7 Punkte 
ist eine im allgemeinen den 
Anforderungen entsprbchende 
Leistung 

Ausreichend (4) = Entsprechen 6/5/4 Punkte 
ist eine Leistyng, die zwar Mängel 
aufweist, aber im ganzen den 
Anforderungen noch entspricht 

Mangelhaft (5) Entsprechen 3/211 Punkte 
ist eine den Anforderungen nicht 
entsprechende Leistung, die jedoch 
erkennen läßt, daß die notwendigen 
Grundkenntnisse vorhanden sind und 
die Mängel in absehbarer Zeit behoben 
werden können 

Ungenügend (6) = Entsprechen 0 Punkte 
ist eine den Anforderungen nicht 
entsprechende Leistung, bei der 
selbst die Grundkenntnisse so 
lückenhaft sind, daß die Mängel 
in absehbarer Zeit nicht behoben 
werden können. 

(2) Wennaufgrund der Ergebnisse der schriftlichen Ar­
beiten ein Bestehen der Prüfung nicht mehr möglich ist, ist 
ein Ausschluß von der mündlichen Prüfung auszusprechen. 

§ 14 

(1) Aufgrund der Ergebnisse der Einzelprüfungen ent­
scheidet die Prüfungskommission über das Ergebnis der 
Prüfung. Dabei zählen 

a) die wissenschaftliche Hausarbeit dreffach 

die mündlichen Prüfungen in den Fächern 

b) Altes Testament 

c) Neues Testament 

d) Kirchen- und Dogmengeschichte zweifach 

e) Systematische Theologie 

t) Praktische Theologie 

g) die Klausuren zweifach 

h) die schriftliche Predigt 

i) Kenntnis der Heiligen Schrift 

j) Philosophie einfach 

k) Katechismuskunde 

(2) Die Leistungen entsprechen - abgesehen von §14 
Abs. 4 - nicht den Anforderungen, wenn 

a) die wissenschaftliche Hausarbeit mit >>Ungenügend« be­
wertet wurde oder 

b) mehr als drei Einzelleistungen mit »mangelhaft« oder 
>>Ungenügend« bewertet wurden oder 

c) mehr als eine Einzelleistung mit >>Ungenügend« bewer­
tet wurde oder 

d) mehr als zwei Einzelleistungen nach §14 Abs. 1 Buch­
stabe a) bis g) mit »mangelhaft« bewertet wurden. 

Die Prüfung ist für nicht bestanden zu erklären. 

(3) Die Leistungen entsprechen ferner nicht den Anforde­
rungen, wenn 

a) nicht für jede nicht » ausreichende » Einzelleistung ein 
Ausgleich durch zwei mindestens »befriedigende« Ein­
zelleistungen vorhanden ist.. 

Nicht »ausreichende« Einzelleistungen nach § 14 
Abs. 1 Buchstabe a) bis g) können nicht durch Leistun­
gen der Fächer nach§ 14 Abs. 1 Buchstabe h) bis k) aus­
geglichen werden, 

b) eine nicht » ausreichende » mündliche oder schriftliche 
Einzelleistung in einem exegetischen Fach (Altes Testa­
ment, Neues Testament) kann nur durch eine mindestens 
»befriedigende« Einzelleistung in diesen Fächern aus­
geglichen werden; eine nicht » ausreichende » mündli­
che oder schriftliche Einzelleistung in den historisch-sy­
stematischen Fächern (Kirchen- und Dogmengeschich­
te, Systematische Theologie) kann nur durch eine min­
destens »befriedigende« Einzelleistung in diesen 
Fächern ausgeglichen werden. 

Absatz 5 bleibt unberührt. 

( 4) Wird im Gesamtergebnis nicht eine Punktzahl von 
mindestens 5,0 erreicht, so entsprechen die Gesamtleistun­
gen nicht den Anforderungen; die Prüfung ist für niCht be­
standen zu erklären. 

(5) Die Prüfungskommission kann eine Nachprüfung ge­
statten, wenn zu erwarten ist, daß dadurch nicht »ausrei­
chende« Leistungen gern. Absatz drei ausgeglichen werden. 
Die Prüfungskommission entscheidet, in welchen Prüfungs-
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fächern eine Nachprüfung stattfindet. Die Nachprüfung 
kann höchstens zwei Fächer umfassen. Wird in einem Nach­
prüfungstach die Note »ausreichend« nicht erreicht, ist die 
Gesamtprüfung nicht bestanden. Bei einer Nachprüfung 
kann kein besseres Gesamtergebnis als »ausreichend» zuer­
kannt werden. 

(6) In allen nicht ausdrücklich geregelten Fällen entschei­
. det die Prüfungskommission. 

§ 15 

Die schriftlichen Arbeiten werden von je zwei Mitglie­
dern der Theologischen Prüfungskommission unabhängig 
voneinander begutachtet, wobei in der Regel der eine Re­
zensent ein Hochschullehrer oder eine Hochschullehrerin 
ist, der oder die andere im Dienst der Lippischen Landeskir­
che steht. Stimmt die Beurteilung der beiden Rezensenten 
um einen Punkt nicht überein, so wird die bessere Punktzahl 
als Note zugrunde gelegt, wenn ein Re~ensent mindestens 6 
Punkte gegeben hat. Stimmt die Beurteilung um zwei Punk­
te nicht überein, wird der mittlere Punktwert festgelegt. 
Stimmt die Beurteilung der beiden Rezensenten um drei 
oder mehr Punkte nicht überein, so ist die Entscheidung 
durch den Vorsitzenden oder die Vorsitzende der Theologi­
schen Prüfungskommission im Rahmen der gegebenen Zen­
suren zu treffen.§ 3 Abs. 2 gilt sinngemäß. 

§ 16 

(1) Der Vorsitzende oder die Vorsitz,ende der Theologi­
schen Prüfungskommission gibt dem Prüfling das Gesamt­
ergebnis mündlich bekannt. 

(2) Die Theologische Prüfungskommission legt dem Lan­
deskirchenrat das Ergebnis der Ersten theologischen Prü­
fung vor. Danach übersendet das Landeskirchenamt den 
Prüflingen den Bescheid über das Ergebnis der Prüfung. 
Prüflinge, die das Examen . bestanden haben, erhalten ein 
Zeugnis mit den Noten der einzelnen Prüfungsfächer und 
dem Gesamtergebnis der Prüfung. Prüflinge, die das Ex­
amen nicht bzw. noch nicht bestanden haben erhalten eine 
Notenübersicht 

(3) Im Falle einer bestandenen Nachprüfung wird das 
Zeugnis unter dem Datum ausgestellt, an dem die Prüfung 
endgültig bestanden ist. 

(4) Über das Ergebnis einet vorgezogenen Prüfung wird 
dem Prüfling. im Anschluß an die Prüfung eine schriftliche 
Bescheinigung erteilt. Die Note ist in das Zeugnis mit auf­
zunehmen. 

§ 17 

(1) Ein Rücktritt von der Prüfung ist nur bis zum Beginn 
der mündlichen Prüfung statthaft und ist gegenüber dem 
Vorsitzenden oder derVorsitzenden der Theologischen Prü­
fungskommission unter Darlegung der Gründe zu erklären. 

(2) Tritt ein Prüfling ohne Genehmigung des Vorsitzen­
den oder der Vorsitzenden der Theologischen Prüfungs­
kommission von der Prüfung zurück, so gilt die Prüfung als 
nicht bestanden. 

(3) Tritt ein Prüfling mit Genehmigung des Vorsitzenden 
oder der Vorsitzenden der Theologischen Prüfungskommis­
sion von der Prüfung zurück, so gilt die Prüfung als nicht 
unternommen. Die Genehmigung darf nur aus wichtigem 
Grund erteilt werden. 

( 4) Die Prüfung gilt als nicht unternommen, wenn der 
Vorsitzende oder die Vorsitzende der Theologischen Prü­
fungskommission nach Anhörung des Prüflings das Prü-

fungsverfahren abbr~cht, weil dessen sachgemäße Durch­
führung sich wegen einer ernsten Erkrankung des Prüflings 
oder aus einem anderen wichtigen Grund längere Zeit ver-
zögert hat oder verzögern wird. · 

(5) Als Rücktritt gilt, wenn der Prüfling ohne ausreichen­
den Grund die schriftlichen Hausarbeiten nicht fristgemäß 
geliefert oder ohne ausreichenden Grund dem Termin der 
Klausurarbeiten fernbleibt, die Klausurarbeiten nicht frist­
gemäß abliefert··oder zum Beginn der mündlichen Prüfung 
nicht erscheint. 

(6)In den Fällen der Absätze 2 bis 5 entscheidet die Prü­
fungskommission über die Anrechnung bereits erbrachter 
schriftlicher Arbeiten. 

(7) Bei zweimaligem Rücktritt nach Absatz 5 gilt die Prü­
fung als nicht bestanden. Das gilt in der Regel auch nach 
einem Rücktritt nach Absatz 3. 

(8) Die Absätze 1 bis 7 gelten entsprechend im Fall vor­
gezogener Prüfungen. 

§ 18 

(1) Wird die Erste theologische Prüfung nicht bestanden, 
so. kann sie einmal wiederholt werden. Die Ergebnisse der 
Prüfungen in den Fächern »Kenntnis der Heiligen Schrift«, 
»Philosophie« und » Katechismuskunde« bleiben bestehen. 
Die Wiederholungsprüfung darf nicht früher als ein halbes 
Jahr und soll nicht später als zwei Jahre nach der vorange­
gangenen Prüfung liegen. In begründeten Ausnahmefällen 
kann der Landeskirchenrat nach Anhörung der Theologi­
schen Prüfungskommission eine zweite Wiederholungsprü­
fung zulassen. 

(2) Sollte die Prüfungskommission schwerwiegende Be­
denken hinsichtlich der Eignung des Prüflings für den kirch­
lichen Vorbereitungsdienst haben, so teilt sie diese dem 
Landeskirchenrat mit (vgl. § 6 Abs. 4 Pfarrerausbildungsge­
setz). 

§ 19 

(1) Besteht der Verdacht, daß ein Prüfling versucht oder 
versucht hat, das Ergebnis der Prüfung durch Täuschung 
oder Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflus­
sen, oder verstößt er sonst gegen die Prüfungsordnung und 
ihre Ausführungsbestimmungen, so fertigt der jeweilige 
Prüfer bzw. Prüfetin oder Aufsichtsführende über das Vor­
kommnis einen Vermerk an, den er oder sie unverzüglich, 
frühestens jedoch nach Abschluß der Prüfungsleistung, dem 
Vorsitzenden oder derVorsitzenden der Theologischen Prü­
fungskommission vorlegt. Die Entscheidung darüber, ob ein 
begründeter Verdacht auf Täuschung vorliegt, trifft im Ver­
lauf der schriftlichen Prüfung der Vorsitzende oder die Vor­
sitzende der Prüfungskommission, im Verlauf der mündli­
chen -Prüfung die Prüfungskommission. Dem Prüfling ist 
vorher Gelegenheit zur Äußerung zu geben. Wird ein Täu­
schungsversuch festgestellt, wird für die betreffende Prü­
fungsleistung die Note »ungenügend« festgesetzt. 

(2) Bei schwerwiegenden Pflichtverletzungen wird der 
Prüfling von der Prüfungskommission von der weiteren 
Teilnahme an der Prüfung ausgeschlossen. Die Prüfung gilt 
dann insgesamt als nicht bestanden. 

(3) Die Entscheidungen sind dem Prüfling unverzüglich 
mitzuteilen und zu begründen. 

( 4) Wird ein Täuschungsversuch nach Aushändigen des 
Zeugnisses bekannt, so kann die Prüfung innerhalb einer 
Frist von drei Jahren seit dem Tag der mündlichen Prüfung 
für nicht bestanden erklärt werden. 

i i 

I, 
, I 

II 
I 
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111. Zweite theologische Prüfung 

§ 20 

(1) In der Zweiten theologischen Prüfung führt der Prüf­
ling den Nachweis, daß er sich die für den Dienst in der Kir­
che erforderlichen Kenntnisse und· Fähigkeiten angeeignet 
hat. Dieser Nachweis setzt die Erweiterung seiner im Ersten 
theologischen Examen nachgewiesenen wissenschaftlichen 
Befähig»ng durch die im praktischen Vollzug der Vikars­
ausbildung zusätzlich erworbenen Kenntnisse und Fähig­
keiten voraus. 

(2) Die Zweite theologische Prüfung soll der Prüfungs­
kommission und dem Vikar oder der Vikarin einen Einblick 
in dessen gegenwärtiges Problembewußtsein und seinen 
Lernstand vermitteln und zu einer differenzierten Beurtei­
lung der Praxis verhelfen. 

(3) Für die Meldung sind die Bestimmungen des §18 
Pfarrerausbildungsgesetz maßgebend. 

(4) Die Meldung zur Zweiten theologischen Prüfung ist 
jeweils zum 1 . Februar oder 1. September bei dem Landes­
kirchenamt einzureichen. 

§ 21 

Der schriftlichen Meldung sind beizufügen: 

a) eine Ergänzung des Lebenslaufes seit Ablegung der Er­
sten theologischen Prüfung. Dieser Bericht soll deutlich 
machen, wie der Vikar oder die Vikarin seine oder ihre 
Vikariatszeit zur Vertiefung seiner oder ihrer theologi­
schen Einsicht und zur theologischen und praktischen 
Vorbereitung auf das Pfarramt genutzt hat, 

b) eine Mitteilung, ob und ggfs. welche lebenden Fremd­
sprachen beherrscht werden, 

c) Mitteilung über Schwerpunktgebiete nach § 24 dieser 
Verordnung, 

d) praktisch-theologische Hausarbeiten, die aus dem Vika-
riat erwachsen sind, und zwar 

eine Predigt, 

eine Katechese und 

eine Kasualansprache 

in jeweils dreifacher gebundener Ausfertigung. 

§ 22 

(1) Die Zweite theologische Prüfung gliedert sich in 
einen schriftlichen und einen mündlichen Teil. 

(2) Die schriftliche Prüfung besteht aus: 

a) einer wissenschaftlichen Hausarbeit, 

b) einer Predigt, einer Katechese und einer Kasual­
ansprache, 

eine Zielgruppe bezogen sein. Die Hausarbeit soll er­
kennen lassen, daß der Prüfling in der Lage ist, das 
Thema in verständlicher Weise darzustellen. Die Dar­
stellung soll eine wissenschaftliche, didaktische und 
methodische Vorarbeit einschließen. Für die äußere 
Form der Arbeit gilt § 9 Abs. 1 Buchstabe a) entspre­
chend. Der Umfang dieser Arbeit einschließlich Anmer­
kungen ausschließlich Literaturhinweisen darf zwanzig 
Schreibmaschinenseiten (DIN A4) zu je vierzig Zeilen 
und 50 Zeichen pro Zeile nicht überschreiten. Die wis­
senschaftliche Hausarbeit ist dem Landeskirchenamt in­
nerhalb von acht Wochen nach Empfang der Themen als 
eingeschriebene Postsendung (Einschreiben) in dreifa­
cher Ausfertigung zu übersenden oder bei der zuständi­
gen Stelle abzugeben. 

2. Arbeiten, die aus der Zeit des kirchlichen Vorberei­
tungsdienstes (Vikariat) erwachsen und spätestens mit 
der Meldung zur Zweiten theologischen Prüfung vorzu­
legen sind. 

Diese Arbeiten sind: 

a) eine Predigt bei grundsätzlich freier Textwahl mit 
den Vorarbeiten, die den Weg vom Text zur Predigt 
erkennen lassen. Die Predigt muß in einem Gemein­
degottesdienst gehalten werden, 

b) eine Katechese bei grundsätzlich freier Text- oder 
Themenwahl, die den geplanten Verlauf einer Unter­
richtsstunde im Rahmen einer Unterrichtseinheit 
darstellt (ei~schließlich der erforderlichen theolo­
gisch-didaktischen Vorbesinnung) und den Stunden­
verlauf schildert, 

c) eine Kasualansprache nach eigener Wahl mit den 
Vorarbeiten, die den Weg zur Ansprache erkennen 
lassen. 

Text oder Thema der unter a) und b) genannten Ar­
beiten sind dem Vorsitzenden oder der Vorsitzenden der 
Prüfungskommission so rechtzeitig anzuzeigen, daß er 
oder sie ggfs. Einspruch erheben oder seine oder ihre 
Bedenken zum Zuge bringen kann. Die Arbeiten dürfen 
insgesamt nicht mehr als zwanzig Schreibmaschinensei­
ten (DIN A4) zu je vierzig Zeilen und 50 Zeichen pro 
Zeile umfassen. Für die äußere Anlage gelten die unter § 
9 Abs. 1 Buchstabe b) angeführten Bestimmungen. 

Für diese drei Arbeiten wird insgesamt eine vier­
zehntägige Dienstbefreiung gewährt. 

3. Eine Klausur 

Das Thema der Klausur wird dem Gebiet der Prakti­
schen Theologie entnommen. Es werden zwei Themen 
durch die Vorlage von Texten zur Wahl gestellt. Für die 
Klausur steht eine Bearbeitungszeit von drei Stunden 
zur Verfügung. Für die weitere Durchführung der Klau­
sur gilt § 10 entsprechend. 

c) einer Klausur. 
(4) Für die Abfassung der wissenschaftlichen Hausarbeit 

erhält der Vikar oder die Vikarin eine vierwöchige Dienst­
Die Themen der schriftlichen Prüfungsarbeiten legt der . befreiung. 

Vorsitzende oder die Vorsitzende im Einvernehmen mit den 
Mitgliedern der Theologischen Prüfungskommission fest. 

§ 23 

Die schriftlichen Arbeiten umfassen: 

1. Eine wissenschaftliche Hausarbeit. 

Es werden drei Themen aus dem Bereich der Prakti­
schen Theologie oder kirchlichen Praxis zur Auswahl 
gestellt. Die Hausarbeit besteht aus der schriftlichen Be­
handlung eines Themas aus einem Bereich kirchlicher 
Praxis. Sie soll auf eine Gemeindeveranstaltung oder 

§ 24 

Ausgehend von den Schwerpunktgebieten, die der Prüf­
ling bei der Meldung zum Examen angegeben hat, erstreckt 
sich die mündliche Prüfung auf folgende Fächer: 

a) Biblische Theologie 20 Minuten 
(Kenntnisse biblischer Theologie im 
Blick auf die Probleme und Aufgaben 
der Berufspraxis mit Übersetzung eines 
biblischen Textes aus der Ursprache je 
nach Schwerpunktgebiet aus dem Alten 
oder Neuen Testament) 
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b) SystematischeTheologie 20 Minuten 
(heutige Probleme der Dogmatik und 
Ethik, das Schwerpunktthema ist aus 
dem Bereich der Dogmatik oder Ethik zu 
wählen) 

c) Verkündigung und Gottesdienst 20 Minuten 
(heutige Probleme der Verkündigung, 
Verständnis und Geschichte des Gottes-
dienstes unter Berücksichtigung der vor-
gelegten Predigt) 

d) Religionspädagogik und Katechetik 20 Minuten 
(Kenntnis der entsprechenden Ansätze ab 
1930 und ihrer theologischen und 
pädagogischen Implikationen unter 
Berücksichtigung der vorgelegten Kate-
chese) 

e) Seelsorge 20 Minuten 
(Kenntnis der verschiedenen Seelsorge-
konzeptionen, ihrer theologischen Vor-
aussetzungen und' Konsequenzen für die 
Praxis) 

f) Neuere Kirchengeschichte 20 Minuten 
(Kirchengeschichte im 19. und 20. Jahr-
hundert mit Tendenzen seit der Reforma-
tion, insbesondere lippische Kirchenge-
schichte) 

g) Gemeindeaufbau, gemeindliches Leben, 
Diakonie 15 Mi:imten 
( ekklesiologische Leitvorstellungen, 
Grundfragen der Gemeindesoziologie, 
Strukturfragen) 

h) Ökumene, Mission 

i) Kirchenrechrund kirchliche Verwaltung 

§ 25 

15Minuten 

15 Minuten 

(1) Aufgrund der Ergebnisse der Einzelprüfungen ent­
scheidet die Prüfungskommission über das Ergebnis der 
Prüfung. Dabei zählen: 

a) die wissenschaftliche Hausarbeit 

b) die Predigt 

c) die Katechese 

die mündlichen Prüfungen in den Fächern 

d) Biblische Theologie 

e) Systematische Theologie 

f) Verkündigung und Gottesdienst 

g) Neuere Kirchengeschichte 

h) Seelsorge 

i) Religionspädagogik und Katechetik 

j) Gemeindeaufbau und gemeindliches Leben, 
Diakonie 

k) Ökumene, Mission 

1) Kirchenrecht und kirchliche Verwaltung 

m) die schriftliche Kasualansprache 

zweifach 

einfach 

n) die Klausur einfach 

(2) Wird im Gesamtergebnis nicht eine Punktzahl von 
mindestens 5,0 erreicht, so entsprechen die Gesamtleistun­
gen nicht den Anforderungen. Die Prüfung ist für nicht be­
standen zu erklären. 

(3) Die Leistungen entsprechen insgesamt nicht den An­
forderungen, wenn 

a) mehr als drei Einzelleistungen mit »mangelhaft« oder 
»ungenügend« bewertet wurden oder 

b) mehr als zwei Einzelleistungen nach Absatz 1 Buchsta­
be a) bis h) mit »mangelhaft« bewertet wurden oder 

c) mehr als eine Einzelleistung mit »ungenügend« bewer­
tet wurde. 

Die Prüfung ist für nicht bestanden zu erklären. 

( 4) Die Leistungen entsprechen ferner nicht den Anforde­
rungen, wenn 

a) nicht für jede nicht »ausreichende« Einzelleistung ein 
Ausgleich durch zwei mindestens »befriedigende« Ein­
zelleistungen vorhanden ist. Nicht »ausreichende« Ein­
zelleistungen nach Absatz 1 Buchstabe a), d) bis h) kön­
nen nicht durch Leistungen der übrigen in Absatz 1 ge­
nannten Prüfungsfächer ausgeglichen werden, 

b) eine Einzelleistung in den Fächern nach Absatz 1 Buch­
stabe a) bis h) mit »ungenügend« bewertet wurde, 

c) nicht »ausreichende« Leistungen in der schriftlichen 
Predigt können nur durch mindestens zwei »befriedi­
gende« Leistungen in den Fächern nach Buchstabe a), d) 
bis h) ausgeglichen werden, wobei eine »befriedigende« 
Leistung im Fach »Verkündigung und Gottesdienst« er­
reicht werden muß; nicht »ausreichende« Leistungen in 
der schriftlichen Katechese sind nur durch zwei minde­
stens » befriedigende » Leistungen in den Fächern nach 
Buchstabe a), d) bis h) auszugleichen, wobei eine »be­
friedigende« Leistung im Fach »Religionspädagogik 
und Katechetik« erreicht werden muß. 

Absatz 5 bleibt unberührt. 

(5) Die Prüfungskommission kann eine Nachprüfung ge­
statten, wenn zu erwarten ist, daß dadurch nicht »ausrei­
chende« Einzelleistungen gern. Absatz 4 ausgeglichen wer­
den. Die Prüfungskommission entscheidet, in welchen Prü­
fungsfächern eine Nachprüfung stattfindet. Die Nachprü­
fung kann höchstens zwei Fächer umfassen. Wird in einem 
Nachprüfungsfach die Note »ausreich{md« nicht erreicht, ist 
die Gesamtprüfung nicht bestanden. Bei einer Nachprüfung 
kann kein besseres Gesamtergebnis als »ausreichend« zuer­
kannt werden. 

(6) Wenn entweder nur die wissenschaftliche Hausarbeit 
oder zwei der aus dem Vikariat erwachsenen Hausarbeiten 
mit »mangelhaft« oder »ungenügend« bewertet worden ist, 
so kann die Prüfungskommission eine Wiederholung der 
betreffenden Arbeit mit einem neuen Thema oder Text an­
ordnen und von deren Ergebnis die Entscheidung über das 
Examen abhä11gig machen. 

IV. Sinngemäße Anwendung 
der §§ der Ersten theologischen Prüfung 

§ 26 

Soweit keine andere Regelung im Abschnitt ID dieser 
Ordnung getroffen worden ist, gelten die Bestimmungen des 
Abschnittes II sinngemäß. 

V. Schlußbestimmungen 

§ 27 

· Der Rechtsweg gegen Entscheidungen in Prüfungsange­
legenheiten, die den Prüfling in seinen Rechten verletzt 
haben könnten, istdurch Kirchengesetz vom 10. Juni 1980 
für die gemeinsame Verwaltungsgerichtsbarkeit geregelt. 

Die Klage vor dem.Kirchlichen Verwaltungsgericht setzt 
eine Beschwerde unter Darlegung der Gründe bei dem Vor-
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sitzenden oder der Vorsitzenden der Theologischen Prü- Nr. 59 
fungskomrnission voraus. Sie ist zulässig, wenn sie inner-

Neufassung des Kirchengesetzes vom 23. No­
vember 1983 über die dienstrechtlichen V er­
hältnisse der Pfarrvikare und Pfarrvikarin­
nen (Hilfsdienstgesetz). i. d. F. der Kirchenge­
setze vom 22. November 1985. (Ges. u. VOBl. 
Bd. 8 S. 129), vom 24. November 1987 (Ges. u. 
VOBl. Bd. 9 S. 42 und vom 26. November 
1991 (Ges. u. VOBl. Bd. 10 S. 104). 

halb einer Woche nach Zustellung des Bescheides eingelegt 
wird. Die Beschwerde ist nicht zulässig gegen die Beurtei-
lung einer einzelnen Prüfungsleistung. Bis zum Ablauf 
eines Monats nach Einlegung der Beschwerde kann die Be-
gründung schriftlich nachgereicht oder ergänzt werden. 

§ 29 

Das Landeskirchenamt kann Ausführungsbestimmungen 
erlassen. 

§ 30 

(1) Die Ordnung tritt am 1. Oktober 1992 in Kraft. 

(2) Kandidaten und Kandidatinnen, die ihre Erste oder 
Zweite theologische Prüfung nach der alten Ordnung nicht 
bestanden haben, legen ihre Wiederholungsprüfung nach · 
den ·Bestimmungen der' Prüfungsordnung vom 15. Januar 
1986 ab. 

(3) § 6 Buchstabe c) 4. Spiegelstrich gilt nicht für diejeni­
gen, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens die Zwischenprü­
fung (Kolloquium) abgelegt haben. 

Nr.58 Kirchengesetz zur Änderung der Verfassung 
der Lippischen Landeskirche. 

Vom 26. November 1991. (Ges. u. VOBl. 
Bd. 10 S. 103) 

Vom 11. Dezember 1991. (Ges. u. VOBl. Bd. 
10 S. 106) 

Die 28. ordentliche Landessynode hat zur Ausführung 
des Artikels 76 Absatz 5 des Kirchengesetzes über die Ord­
nung der reformierten und lutherischen Kirchengemeinden 
der Lippischen Landeskirche vom 18. März 1957 (Ges. u. 
VOBl. Bd. 4 S. 183) in ihrer Sitzung am 23. November 1983 
das folgende Kirchengesetz beschlossen, das hiermit ver­
kündet wird: 

§ 1 

Berufungsvoraussetzungen 

(1) Wer die nach den Bestimmungen des Pfarrerausbil­
dungsgesetzes vorgeschriebene wissenschaftliche und prak­
tische Ausbildung durchlaufen und die theologischen Prü­
fungen mit Erfolg abgelegt hat, kann durch den Landeskir­
chenrat in den Hilfsdienst der Lippischen Landeskirche be­
rufen werden. Der Landeskirchenrat kann Richtlinien für 
die Aufnahme in den Hilfsdienst bei nicht ausreichender 
Zahl der Hilfsdienststellen erlassen. 

(2) In den Hilfsdienst soll nur berufen werden, wer 

a) sich im Glauben an das Evangelium gebunden weiß, die 
erforderlichen Gaben hat und sich so verhält, wie es sei­
nem Auftrag entspricht,' 

b) vollberechtigtes Glied einer Kirche der Evangelischen 
Kirche in Deutschland ist, 

c) gesund und frei von solchen Gebrechen ist, die ihn an 
der Ausübung seines Dienstes hindern, 

Die 30. ordentliche Landessynode hat in ihrer Sit~ung am d) bereit ist, sich ordinieren zu lassen. 
26. November 1991 das folgende Kirchengesetz beschlos-
sen, das hiermit verkündet wird. § 2 

Artikel1 

Die Verfassung der Lippischen Landeskirche vom 17. 
Februar 1931- (Ges. u. VOBl. Bd. 3 S. 1), zuletzt geändert 
durch Kirchengesetz am 12. Juni 1990 (Ges. u. VOBl. Bd. 9 
s. 199), 

wird wie folgt geändert: 

Der bisherige§ 74 wird neuer§ 75, § 76 wir neuer§ 77 
und der dadurch frei gewordene § 74 erhält folgenden Wort­
laut: · 

»Kirchengesetze und Verordnungen beziehen sich glei-
chermaßen auf Männer und Frauen, es sei denn; daß es aus­
drücklich anders geregelt ist.« 

Artikel2 

Das Kirchengesetz tritt zum 1. Januar 1992 in Kraft. 

D e t m o 1 d, den 11. Dezember 1991 

Lippischer Landeskirchenrat 

Dr. H a a r b e c k N o 1 t e n s m e i e r 
Dr. E h n e s W e s n e r 
B ö t t c h e r Dr. B e c k e r W i n d m a n n 

Dienstverhältnis 

(1) Die Hilfsdienstzeit dient dem Ziel, die Eignung für 
den pfarramtliehen Dienst unter den besonderen Bedingun­
gen der praktischen Verantwortung für eine übertragene 
pfarramtliche Aufgabe festzustellen. 

(2) Das Hilfsdienstverhältnis wird durch die Aushändi­
gung der Berufungsurkunde begründet. Die Berufung wird 
mit dem Tage der Aushändigung der Berufungsurkunde 
wirksam, es sei denn, daß darin ein späterer Tag bestimmt 

:ist. Eine Berufung auf einen zurückliegenden Zeitpunkt ist 
unzulässig und insoweit unwirksam. 

(3) Der Termin für den Dienstantritt und der Zeitpunkt, 
von dem an das Diensteinkommen zu gewähren ist, können 
durch den Landeskirchenrat auf einen früheren Zeitpunkt 
festgelegt werden. 

(4) Die Berufungsurkunqe muß außer dem Namen, Ge­
burtsdatum und Geburtsort die ausdrückliche Erklärung ent­
halten, daß die Berufung zur Ableistung des kirchlichen 
Hilfsdienstes erfolgt. 

(5) Im übrigen finden auf die Berufung die§§ 8 und 9 des 
Pfarrerdienstgesetzes entsprechende Anwendung. 

(6) Bei der Begründung des Dienstverhältnisses erfolgt 
die Verpflichtung auf die gewissenhafte Einhaltung der 
kirchlichen Ordnung und auf die Erfüllung der Dienstoblie-

t 
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genheiten. Über die Verpflichtung ist eint< Niederschrift auf­
zunehmen. 

§ 2a 

Vorläufige Beauftragung zur öffentlichen 
Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung 

( 1) Die in den Hilfsdienst Berufenen erhalten für die 
Hilfsdienstzeit vom Landeskirchenamt eine vorläufige Be­
auftragung zur öffentlichen Wortverkündigung und Sakra­
mentsverwaltung. 

(2) Pfarrvikare und Pfarrvikarinnen führen die Dienstbe­
zeichnung Pastor oder Pastorin. 

§ 3 

Rechtsstellung 

Die in den Hilfsdienst Berufenen stehen während der 
Dauer des Hilfsdienstes in der Regel in einem öffentlich-· 
rechtlichen Dienstverhältnis auf Probe. 

§4 

Dauer der Hilfsdienstzeit 

(1) Der Hilfsdienst ist für die Dauer eines Jahres im un­
eingeschränkten Dienstverhältnis !?flicht. 

Die Pflichtzeit kann aus besonderen Gründen verkürzt 
oder um höchstens sechs Monate verlängert werden. 

Die Hilfsdienstzeit kann durch den Landeskirchenrat bis 
auf höchstens vier Jahre verlängert werden. 

Die genannten Fristen verlängern sich um die Mutter­
schutzfristen und um die Zeit des Erziehungsurlaubs. 

(2) Rechtzeitig vor Ablauf der Pflichtzeit entscheidet der 
Landeskirchenrat über die Zuerkennung der Anstellungs­
fahigkeit (Wahlfähigkeit als Pfarrer oder Pfarrerin) nach 
Maßgabe der Bestimmungen des Pfarrerdienstgesetzes. 
Versagt der Landeskirchenrat die Zuerkennung der Anstel­
lungsfähigkeit, ist der Pfarrvikar oder die Pfarrvikarin zu 
entlassen. 

(3) Nach Zuerkennung der Anstellungsfahigkeit bleibt 
der Pfarrvikar oder die Pfarrvikarin bis zur Berufung in ein 
Pfarramt im Hilfsdienst der Kirche. Diese Zeit darf die Zeit 
nach Absatz 1 Satz 3 nicht überschreiten. Mit Erreichen die­
ser Frist ist der Pfarrvikar oder die Pfarrvikarin aus dem 
Hilfsdienst entlassen. Das Landeskirchenamt stellt den Zeit­
punkt der Entlassung fest. 

I 

(4) Ist bei Ablauf der Zeit nach Absatz 3 der Pfarrvikar 
oder die Pfarrvikarin bereits in eine Pfarrstelle gewählt oder 
die Berufung zum Pfarrer oder Pfarrerin beschlossen, be­
ginnt das Dienstverhältnis aber erst nach Ablauf der Frist 
nach Absatz 3, endet die Hilfsdienstzeit mit dem Beginn des 
Dienstverhältnisses als Pfarrer oder Pfarrerin nach§ 6 Pfar­
rerdienstgesetz. 

§5 

Verwendung im Hilfsdienst 

(1) Über die Verwendung des Pfarrvikars oder der Pfarr­
vikarin beschließt der Landeskirchenrat nach den Erforder­
nissen der kirchlichen Arbeit. Der Hilfsdienst kann jeden 
der Ausbildung eines Pfarrers oder einer Pfarrerin entspre­
chenden kirchlichen Dienst umfassen. Die Beauftragung 
mit einer kirchlichen Sonderaufgabe im In- oder Rusland ist 
nicht ausgeschlossen. 

(2) Der für den Hilfsdienst erteilte Auftrag' kann durch 
einen anderen ersetzt werden. 

(3) Wird der Pfarrvikar oder die Pfarrvikarin mit der Ver­
waltung einer Pfarrstelle oder mit einem sonstigen pfarramt-

liehen Dienst in einer Kirchengemeinde beauftragt, so ist 
der Kirchenvorstand vorher zu hören. 

(4) Hilfsdienst in einer Gemeinde ist in einer Dienstord­
nung zu regeln, die vom Landeskirchenrat im Benehmen 
mit dem Kirchenvorstand, dem zuständigen Superintenden­
ten oder der zuständigen Supefintendentin und dem Pfarrvi­
kar oder der Pfarrvikarin aufgestellt wird. Wenigstens ein 
Aufgabenbereich ist dem Pfarrvikar oder der Pfarrvikarin in 
selbständiger Verantwortung zu übertragen. 

(5) An kirchlichen Fortbildungskursen und Tagungen hat 
der Pfarrvikar oder die Pfarrvikarin nach Anweisung des 
Landeskirchenamtes teilzunehmen. 

(6) Die Zugehörigkeit des Pfarrvikars oder der Pfarrvika­
rin zum Kirchenvorstand und Klassentag richtet sich nach 

. den Vorschriften des Kirchengemeindeverfassungsgesetzes 
und des Klassengesetzes. 

(7) Pfarrvikare oder die Pfarrvikarinnen sind verpflichtet, 
an den Pfarrkonventen und der amtlichen Pfarrkonferenz 
teilzunehmen. 

\ § 6 
' 

Freistellungen 

(1) Für Pfarrvikare und Pfarrvikarinnen finden außerhalb 
der Pflichtzeit nach§ 4 Abs. 1 die Vorschriften der§§ 62a, 
62b und 62e des Pfarrerdienstgesetzes entsprechende An­
wendung. An die Stelle des Wartestandes tritt die Beurlau­
bung ohne Dienstbezüge. Eingeschränkte Dienstverhältnis­
se können nur innerhalb der Fristen nach § 4 Abs. 1 ausge-
sprochen werden. · 

(2) Abweichend von Absatz 1 kann auf Antrag des. Pfarr­
vikars oder der Pfarrvikarin und durch Beschluß des Lan­
deskirchenrates in besonders begründeten Einzelfällen die 
Pflichtzeit durch Beurlaubung ohne Bezüge aus persönli­
chen Gründen bis zu einem Jahr unterbrochen werden. 

§7 

Versetzung in den Ruhestand 

(1) Pfarrvikare und Pfarrvikarinnen sind in den Ruhe­
stand zu versetzen, wenn sie infolge Krankheit, Verletzung 
oder sonstiger Beschädigung, die sie sich ohne grobes Ver­
schulden bei Ausübung oder Veranlassung des Dienstes zu­
gezogen haben, dienstunfahig geworden sind. 

(2) Nach Zuerkennung der Anstellungsfähigeit ist der 
Pfarrvikar oder die Pfarrvikarin auch dann in den Ruhestand 
zu versetzen, wenn aus anderen Gründen Dienstunfahigkeit 
gegeben ist. Dies setzt voraus, daß eine Dienstzeit von min­
destens fünf Jahren abgeleistet ist. Ist diese Voraussetzung 
nicht erfüllt, ist der Pfarrvikar oder die Pfarrvikarin zu ent­
lassen. § 9 Absatz 2 gilt entsprechend. 

(3) Vor Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit kann der 
Pfarrvikar oder die Pfarrvikarin unter den Voraussetzungen 
des Absatzes 2 in den Ruhestand versetzt werden, andern­
falls ist der Pfarrvikar oder die Pfarrvikarin zu entlassen. 

§8 

Beendigung des Dienstverhältnisses 

(1) Das Dienstverhältnis des Pfarrvikars oder der Pfarrvi­
karin endet durch Berufung in ein Pfarramt oder mit Ablauf 
der Hilfsdienstzeit 

(2) Das Dienstverhältnis endet ferner- außer durch Tod­
durch: 

- Entlassung aus dem Dienst, 
I 

- Ausscheiden aus dem Dienst, 

- Entfernung aus dem Dienst. 
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§ 9 Nr. 60 Neufassung des Kirchengesetzes vom 23. No­
vember 1976 über die Besetzung der Pfarr­
steifen in ·der Lippischen Landeskirche -
Pfarrstellenbesetzungsgesetz - PfBG i. d. F. 
der Kirchengesetze vom 22. November 1985 
(Ges. u. VOBl. Bd. 8 S. 129) und vom 26. No­
vember 1991 (Ges. u. VOBI. Bd. 10 S. 108). 

Entlassung, Ausscheiden und Entfernung 
aus dem Dienst 

(1) Der Pfarrvikar oder die Pfarrvikarin kann über die in 
diesem Kirchengesetz sonst geregelten Fälle hinaus vor Zu­
erkennung der Anstellungsfähigkeit entlassen werden, wenn 

a) ein Verhalten vorliegt, das bei einem Pfarrer oder einer 
Pfarrerin eine im förmlichen Disziplinarverfahren zu 
verhängende Disziplinarstrafe zur Folge hätte, 

b) die gedeihliche Führung des Dienstes nicht möglich ist 
oder 

c) eine der Voraussetzungen für die Berufung in den Hilfs­
dienst nach § 1 Abs. 2 weggefallen ist. · 

(2) Bei der Entlassung nach Absatz 1 Buchstabe b) und c) 
sind folgende Fristen einzuhalten: 

bei einer Dienstzeit als Pfarrvikar oder Pfarrvikarin: 

- bis zu einem Jahr ein Monat zum Monatsschluß, 

- von mehr als einem Jahr sechs Wochen zum Schluß des 
Kalenderviertelj ahres, 

- von mehr als drei Jahren drei Monate zum Schluß des 
Kalendervierteljahres. 

(3) Vor der Entscheidung über die Entlassung ist der 
Pfarrvikar oder die Pfarrvikarin zu hören. Die Entscheidung 
ist schriftlich zu begründen und zuzustellen. 

(4) Im Fall der ~ntlassung wird ein Übergangsgeld nach 
Maßgabe der besoldungs- und versorgungsrechtlichen Be­
stimmungen gewährt. 

§10 

Anwendung des Pfarrerdienstgesetzes 

Soweit sich nicht aus diesem Gesetz etwas anderes ergibt, 
finden auf die dienstrechtlichen Verhältnisse der Pfarrvika­
re und Pfarrvikarinnen und ihrer Rechtsfolgen die Vor­
schriften des Pfarrerdienstgesetzes sinngemäß Anwendung. 

§11 

. Privatrechtliches Dienstverhältnis 

In besonderen EinzeWillen kann ein Pfarrvikar oder eine 
Pfarrvikarin in einem privatrechtliehen Dienstverhältnis be­
schäftigt werden. 

§ 12 

Ausführungsbestimmungen 

Die zur Ausführung dieses Kirchengesetzes erforderli­
chen Bestimmungen werden vom Landeskirchenrat im Ver­
ordnungswege erlassen. 

§13 

Irrkrafttreten · 

Dieser Kirchengesetz tritt am 1. Januar 1984 in Kraft. 

D e t m o 1 d , den 11. Dezember 1991 

Lippischer Landeskirchenrat 

Dr. Haarheck 
Dr. Eh n e s W e s n er 

Dr. Be c ker 

Noltensmeier 
Böttcher 

Windmann 

Vom 11. Dezember 1991. (Ges. u. VOBI. Bd. 
10 s. 112) 

Die 26. ordentliche Landessynode hat in ihrer Sitzung am 
23. November 1976 gern. Art. 11 Abs. 2 des Kirchengeset­
zes vom 18. März 1957 über die Ordnung der reformierten 
und lutherischen Gemeinden der Lippischen Landeskirche 
(Ges. u. VOBI. Bd. 4 S. 183) das folgende Kirchengesetz 
beschlossen, das hiermit verkündet wird: 

I. 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 

(1) Für die Besetzung der Pfarrstellen in den reformierten 
und lutherischen Kirchengemeinden gilt ausschließlich die­
ses Gesetz. Pfarrstellen können auch mit Pfarrern oder Pfar­
rerinnen eines anderen Bekenntnisses innerhalb der Ev. Kir­
che in Deutschland als der betroffenen Kirchengemeinde 
besetzt werden. 

(2) Die Besetzung der Pfarrstellen in den Anstaltsge­
meinden und in der Militärkirchengemeinde richtet sich 
nach dem für sie geltenden Sonderrecht. Ergänzend gelten 
die Bestimmungen dieses Gesetzes. 

(3) Wählbar sind: 

a) aus der Lippischen Landeskirche Pfarrer und Pfarrerin­
nen und Pfarrvikare und Pfarrvikarinnen, denen das 
Zeugnis der Anstellungsfähigkeit als Pfarrer oder Pfar­
rerin vom ~andeskirchenrat verliehen worden ist, 

b) Pfarrer und Pfarrerinnen und andere Theologen und 
Theologinnen aus anderen Gliedkirchen der Evangeli­
schen Kirche in Deutschland, die auf ihren Antrag vom 
Landeskirchenrat für wahlfähig erklärt worden sind. 

(4) Die Bewerber und Bewerberinnen müssen sich 
schriftlich verpflichten, den Bekenntnisstand der Gemeinde 
zu achten und zu wahren . 

(5) Auf die Verleihung der Wahlfähigkeit besteht kein 
Rechtsanspruch. 

§2 

(1) Die Kirchengemeinde hat das Recht, ihre Pfarrer und 
Pfarrerinnen selbst zu wählen, soweit dem nicht gesetzliche 
Bestimmungen entgegenstehen. 

(2) In jedem dritten Besetzungsfall einer Gemeindepfarr­
stelle hat der Landeskirchenrat das Besetzungsrecht; er kann 
auf die Ausübung dieses Rechtes verzichten. 

(3) Die erste Besetzung einer neugegründeten Gemeinde­
pfarrstelle kann der Landeskirchenrat vornehmen. 

(4) Der Landeskirchenrat kann in dem Fall, in dem das 
Wahlrecht des Kirchenvorstandes gegeben ist, das Beset­
zungsrecht für Gemeindepfarrstellen auch in Anspruch neh­
men, wenn eine Pfarrstelle frei geworden ist 

a) durch Versetzung des Inhabers oder der Inhaberirr im In­
teresse des Dienstes (gern. Pfarrerdienstgesetz), 

b) durch Versetzung des Inhabers oder der Inhaberirr in den 
Wartestand, 

c) im Verlauf eines Disziplinarverfahrens, 

• 
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d) dadurch, daß der Inhaber oder die Inhaberirr zur Vermei­
dung eines Disziplinarverfahrens auf die Pfarrstelle oder 
auf die Rechte des geistlichen Standes verzichtet hat. 

( 5) Der Landeskirchenrat kann bzw. muß auch in den Fäl­
len der §§ 4 Abs. 8, 19 Abs 3 und 20 von seinem Beset­
zungsrecht Gebrauch machen. Im Fall. des§ 13 Abs. 3 kann 
er von seinem Besetzungsrechtnur dann Gebrauch machen, 
wenn die zweite Ausschreibung ergebnislos gewesen ist. 

(6) In allen anderen Fällen wählt der Kirchenvorstand im 
Benehmen mit dem Landeskirchenrat, der die Wahl zu be­
stätigen und die Berufung auszusprechen hat. 

§3 

(aufgehoben) 

II. 

Ausschreibung einer Gemeindepfarrstelle 

§4 

(1) Der Zeitpunkt des Freiwerdens einer Pfarrstelle und 
der Antrag auf Wiederbesetzung sind dem Landeskirchen­
amt vom Kirchenvorstand auf dem Dienstweg unverzüglich 
schriftlich mitzuteilen. 

(2) Der Landeskirchenrat entscheidet über die Freigabe 
einer Pfarrsteile zur Wiederbesetzung und über deren Aus­
schreibung. Die Wiederbesetzung muß erfolgen, wenn sie 
für die pfarramtliche Versorgung der Gemeinde unentbehr­
lich ist. Gibt der Landeskirchenrat eine Pfarrstelle nicht in­
nerhalb sechs Monaten seit ihrem Freiwerden zur Wieder­
besetzung frei, so hat er darüber die Entscheidung der Lan­
dessynode auf deren nächsten Tagung einzuholen. 

(3) Das Landeskirchenamt schreibt eine wiederzubeset­
zende Pfarrstelle durch Rundverfügung an die Pfarrer und 
Pfarrerinnen sowie an die wählbaren Pfarrvikare und Pfarr­
vikarinnen der Lippischen Landeskirche und durch Be­
kanntmachung in den Landeskirchen aus, mit denen es ver­
einbart ist, es sei denn, der jeweilige Kirchenvorstand 
wünscht ausdrücklich eine innerlippische Ausschreibung. 

(4) Der Landeskirchenrat kann auf Antrag des Kirchen­
vorstandes oder im eigenen Ermessen beschließen, die wie­
derzubesetzende Pfarrstelle gleichzeitig in geeigneten Zeit­
schriften allgemein auszuschreiben. Eine solche allgemeine 
Ausschreibung muß erfolgen, wenn die Ausschreibung nach 
Abs. 3 ergebnislos geblieben ist. 

(5) Der Wortlaut der Ausschreibung ist dem Landeskir­
chenamt vom Kirchenvorstand vorzuschlagen. Bei der Aus­
schreibung ist besonders anzugeben: 

a) ob die Kirchengemeinde das Wahlrecht oder ob der Lan­
deskirchenrat das Besetzungsrecht hat, 

b) daß die Bewerbungen über den zuständigen Superinten­
denten oder die zuständige Superintendentirr bei dem 
Landeskirchenamt einzureichen sind. 

(6) In der Ausschreibung ist eine Meldefrist von 28 
Tagen festzusetzen. Die Frist beginnt mit dem Tage, wel­
cher auf den Tag der ergangenen Rundverfügung oder der 
Ausgabe der die Ausschreibung enthaltenen Zeitschrift 
folgt. Das Landeskirchenamt kann in begründeten Fällen 
nach der Meldefrist eingegangene Bewerbungen berück­
sichtigen. 

(7) Die Bewerbungen sind über den zuständigen Superin­
tendenten oder die zuständige Superintendentirr bei dem 
Landeskirchenamt einzureichen. Das Landeskirchenamt hat 
alle fristgerecht eingegangenen Bewerbungen auf die Wahl­
fähigkeit der Bewerber und Bewerberinnen vorzuprüfen 

und die Bewerber und Bewerberinnen, die nicht Pfarrer oder 
Pfarrerin der Lippischen Landeskirche sind, aufzufordern, 
ein amtsärztliches Zeugnis über den Gesundheitszustand 
vorzulegen. Die Personalakte ist bei der zuständigen Lan­
deskirche zwecks Einsichtnahme anzufordern und die 
Durchführung des Kolloquiums nach § 3a Pfarrerdienstge­
setz rechtzeitig zu veranlassen. 

(8) Ist nach den in den Absätzen 3 und 4 vorgesehenen 
Ausschreibungen die Wahl ergebnislos geblieben, wird die 
Pfarrstelle ohne weitere Ausschreibung durch den Landes­
kirchenrat besetzt. Im übrigen gilt § 24 entsprechend. 

(9) Die Kosten der Ausschreibung trägt das Landeskir­
chenamt, die übrigen Kosten des Besetzungsverfahrens die 
Kirchengemeinde. 

III. 

Wahlverfahren bei der Besetzung 
einer Gemeindepfarrstelle 

§5 

(1) Das Wahlrecht der Kirchengemeinde wird durch den 
Kirchenvorstand ausgeübt. 

(2) Bewerbungen derer, denen aufgrund der Vorprüfung 
durch das Landeskirchenamt die Wahlfähigkeit für den Be­
reich der Lippischen Landeskirche verliehen werden kann, 
sind vom Landeskirchenamt auf dem Dienstweg an den Kir­
chenvorstand weiterzuleiten. 

(3) Der Landeskirchenrat, das Landeskirchenamt und der 
Klassenvorstand beraten den Kirchenvorstand. 

§6 

(1) Der Kirchenvorstand führt mit jedem wahlfähigen 
Bewerber und mit jeder wahlfähigen Bewerberirr ein Ge­
spräch, in dem der kirchliche Zustand und die Wünsche der 
Gemeinde, der Dienst des Pfarrers oder der Pfarrerin in ihr 
und die persönlichen Verhältnisse des Bewerbers oder der 
Bewerberirr erörtert werden. 

(2) Ist nur ein Bewerber oder eine Bewerberirr vorhanden, 
und stellt der Kirchenvorstand durch Beschluß fest, daß er 
oder sie für die Kirchengemeinde nicht geeignet erscheint, 
muß keine Wahl durchgeführt werden. Die Ausschreibung 
ist damit ergebnislos. 

(3) Sind mehr als drei Bewerber oder Bewerberinnen vor­
handen, so wählt der Kirchenvorstand nach dem Gespräch 
mit allen Bewerbern und Bewerberinnen drei Bewerber 
bzw. Bewerberinnen in die engere Wahl. Dieses geschieht 
auf nicht unterschriebenen verdeckten Stimmzetteln, auf 
denen jede und jeder Kirchenälteste drei Bewerber bzw. Be­
werberinnen wählen kann. 

( 4) Der Gemeinde ist Gelegenheit zu geben, die vom Kir­
chenvorstand in die engere Wahl genommenen Bewerber 
und Bewerberinnen in einer Predigt zu hören. Darüber hin­
aus kann der Kirchenvorstand zu ein.er Katechese (Kinder­
gottesdienst oder Konfirmandenunterricht) auffordern. 

(5) Ort und Zeitpunkt der Probepredigten und der Probe­
katechesen sind der Gemeinde an sämtlichen Predigtstätten 
am Sonntag davor durch Kauzelabkündigung bekanntzuge­
ben. 

(6) Jedem eingeladenen Bewerber und jeder eingela­
denen Bewerberirr sind die Reisekosten für sich und den 
Ehepartner nach Maßgabe der geltenden landeskirchlichen 
Bestimmungen aus der Ortskirchenkasse zu erstatten. 
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§7 

Das Werben um Stimmen und die persönliche Beeinflus­
sung durch Besuche in der betreffenden Kirchengemeinde 
oder in sonstiger Weise ist den Bewerbern nicht erlaubt. 

Geschieht dies dennoch, so kann der Landeskirchenrat 
nach Prüfung des Sachverhalts die Bestätigung der Wahl 
und die Berufung des betreffenden Bewerbers ver~agen. 

§8 

. (1) Nach Abschluß der Probepredigten beauftragt das 
Landeskirchenamt den Superintendenten oder die Supefin­
tendentin mit der Durchführung der Wahl. 

(2) Der Superintendent oder die Supefintendentin setzt 
den Termin der Pfarrwahl im Einvernehmen mit dem Kir­
chenvorstand fest. 

(3) Dieser Termin ist an dem der Wahl vorhergehenden 
Sonntag in allen Gottesdiensten der Gemeinde an sämtli­
chen Predigtstätten bekanntzugeben. 

( 4) Der Kirchenvorstand ist spätestens acht Tage vor dem 
Wahltermin zur Wahl schriftlich einzuladen. 

§9 

(1) Die Pfarrwahl findet in einer Sitzung des Kirchenvor­
standes statt, die von dem Superintendenten oder der Super­
intendentin mit einer Andacht und Gebet eröffnet wird. 

(2) Bei unabwendbarer Verhinderung kann ein Kir­
chenältester oder eine Kirchenälteste schriftlich wählen. Die 
zum Wahltermin verhinderten Kirchenältesten' geben ihre 
Stimme vor der Wahl dem Superintendenten oder der Su­
perintendentin im verschlossenen Umschlag. Die Verhinde­
rung muß dem Superintendenten oder der Supefintendentin 
glaubhaft gemacht werden. 

§10 

(1) Der Superintendent oder die Supefintendentin leitet 
die Wahl. 

(2) Der Superintendent oder die Supefintendentin stellt · 
fest, ob die vorgeschriebenen Bekanntmachungen und Ein­
ladungen ordnungsgemäß erfolgt sind. 

(3) Der Superintendent oder die Supefintendentin beruft 
im Einvernehmen mit dem Kirchenvorstand einen Kir­
chenältesten oder eine Kirchenälteste zur Führung der Ver­
handlungsniederschrift sowie einer Stimmliste, die die 
Namen der Wahlberechtigten enthält. 

§11 

(1) Der Pfarrer oder die Pfarrerin einer anderen Kirchen­
gemeinde, dem oder der während der Pfarrvakanz der Vor­
sitz im Kirchenvorstand vom Landeskirchenamt übertragen 

·worden ist, hat bei der Wahl kein Stimmrecht. 

(2) Ein Pfarrvikar oder eine Pfarrvikarin oder gegebenen­
falls ein anderer Pfarrer oder eine andere Pfarrerin der Kir­
chengemeinde sind nur dann stimmberechtigt, wenn sie 
nicht selbst zu den Bewerbern oder Bewerberinnen um die 
zu besetzende Pfarrstelle gehören. 

§ 12 

( 1) Die Wahl erfolgt mit nicht unterschriebenen, verdeck­
ten Stimmzetteln, die nur den Namen des Gewählten enthal­
ten dürfen. 

(2) Bei derWahlwerden die W ahlberechti~ten nach der in 
der Stimmliste aufgeführten Reihenfolge aufgerufen, einzeln 
an den Wahltisch zu treten und ihren Stimmzettel abzuge­
ben. Die Stimmabgabe ist in der Stimmliste zu vermerken. 

(3) Die Stimmliste ist von den Stimmlistenführern oder 
-führerinnen mit Ort, Datum und Unterschrift zu versehen. 

§13 

(1) Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der Stimmen der 
Mitglieder des Kirchenvorstandes erhält. 

(2) Wird diese Stimmenzahl auch in einem zweiten un­
mittelbar darauf folgenden Wahlgang nicht erreicht, so ist 
innerhalb einer Frist von sechs Wochen ein neuer Wahlter­
min anzuberaumen . 

(3) Wird auch in diesem neuen Wahltermin die erforder­
liche Mehrheit nicht erreicht, so gilt die Wahl als ergebnis­
los. 

(4) Der Superintendent oder die Supefintendentin ver­
kündet das Ergebnis der Wahl. 

§ 14 

(1) Die von einem Kirchenältesten oder von einer Kir­
chenältesten angefertigte Niederschrift über die Wahlhand­
lung ist von dem Superintendenten oder der Supefintenden­
tin und den anwesenden Mitgliedern des Kirchenvorstandes 
zu unterzeichnen. 

(2) Der Superintendent oder die Supefintendentin über­
sendet die Niederschrift mit den dazugehörigen Wahlunter­
lagen und einem kurzen Bericht dem Landeskirchenamt 

§ 15 

(1) Das Wahlergebnis ist der Gemeinde an dem auf die 
Pfarrwahl folgenden Sonn- oder Festtag in den Gottesdien­
sten mit dem Hinweis bekanntzugeben, daß jedes wahlbe­
rechtigte Gemeindeglied einen schriftlich begründeten Ein­
spruch, weil der Gewählte oder die Gewählte nicht wahl­
fähig sei oder die Wahl auf der Verletzung der Vorschriften 
über das Wahlverfahren beruhe, erheben kann. Der Ein­
spruch ist spätestens eine Woche nach der Bekanntgabe des 
Wahlergebnisses beim Kirchenvorstand einzulegen, der ihn 
mit seiner Stellungnahme dem Landeskirchenamt auf dem 
Dienstweg vorlegt. 

(2) Einsprüche gegen die Wahl werden alsbald von dem 
Landeskirchenamt unter Hinzuziehung des Superintenden­
ten oder der Supefintendentin in einer Sitzung des Kirchen­
vorstandes untersucht und dem Landeskirchenrat mit einem 
Gutachten des Landeskirchenamtes zur Entscheidung vor­
gelegt. 

§ 16 

(aufgehoben) 

§ 17 

(1) Das Landeskirchenamt fordert- nach Erledigung t(t­
waiger Einsprüche - den Gewählten oder die Gewählte auf, 
sich innerhalb einer Frist von zwei Wochen über die Annah­
me der Wahl zu erklären. 

(2) Lehnt der oder die Gewählte die Wahl ab, so hat der 
Kirchenvorstand innerhalb einer Frist von drei Monaten, die 
vom Landeskirchenamt vor Ablauf der Frist auf Antrag ver­
längert werden ~ann, eine neue Wahl vorzunehmen. 

§ 18 

(1) Das Landeskirchenamt berichtet dem Landeskirchen­
rat über das Ergebnis der Pfarrwahl und die durchgeführte 
Prüfung. 

(2) Der Landeskirchenrat bestätigt die Wahl und beruft 
den Gewählten oder die Gewählte; die Berufungsurkunde 
wird von den Mitgliedern des Landeskirchenrates unter-

il 
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zeichnet. Die Berufung wird mit dem Tage der Aushändi­
gung der Berufungsurkunde wirksam, wenn nicht in der Ur­
kunde ausdrücklich ein späterer Tag bestimmt ist. Eine Be­
rufung auf einen zurückliegenden Zeitpunkt ist unzulässig 
und insoweit unwirksam. 

_ (3) Bei allen Beschlüssen des Landeskirchenrates, wel­
che die Bestätigung einer Pfarrwahl und die Berufung eines 
Pfarrers oder einer Pfarrerin auf die Pfarrstelle einer lutheri­
schen Kirchengemeinde betreffen, haben die beiden lutheri­
schen Mitglieder des Landeskirchenrates je drei Stimmen. 

( 4) Die Bestätigung derWahloder die Berufung ist nur zu 
versagen, wenn 

a) in dem Wahlverfahren Fehler vorgekommen sind, die 
auf das Wahlergebnis Einfluß haben könnten, 

b) der oder die Gewählte nicht wählbar war, 

c) der oder die Gewählte durch Werben von Stimmen oder 
sonst auf unwürdige Weise auf die Wahl einzuwirken 
versucht hat (§ 7), 

d) der oder die Gewählte nicht die Gewähr dafür bietet, daß 
er oder sie den Bekenntnisstand der Gemeinde achtet 
und wahrt. In diesem Fall darf die Bestätigung nur mit 
Zustimmung des Kirchenvorstandes versagt werden. 

§ 19 

(1) Versagt der Landeskirchenrat die Bestätigung einer 
Wahl oder die Berufung eines Pfarrers oder einer Pfarrerin, 
so setzt er der Kirchengemeinde zur Durchführung einer 
neuen Wahl eine Frist von drei Monaten, die auf Antrag ver­
längert werden kann. 

(2) Die Dreimonatsfrist ruht, wenn die Kirchengemeinde 
gegen die Entscheidung, mit der der Landeskirchenrat die 
Bestätigung der Wahl versagt hat, Klage beim Kirchlichen 
Verwaltungsgericht erhebt. 

(3) Nimmt der Kirchenvorstand innerhalb der vorge­
schriebenen Frist die Wahl nicht vor, so kann der Landes­
kirchenrat von seinem Besetzungsrecht ·gemäß § 24 Ge­
brauch machen. 

§ 20 

Hat der Kirchenvorstand innerhalb von sechs Monaten 
nach Ausschreibung der wiederzubesetzenden Pfarrstelle 
die Pfarrwahl nicht vorgenommen, so kann der Landeskir­
chenrat von seinem Besetzungsrecht gemäß § 24 Gebrauch 
machen. 

§ 21 

Der gewählte Pfarrer-oder die gewählte Pfarrerin soll in­
nerhalb von drei Monaten nach Annahme der Wahl das Amt 
antreten. Das Landeskirchenamt kann diese Frist bei V orlie­
gen besonderer Gründe auf Antrag des Kirchenvorstandes 
oder des bzw. ~er Gewählten verlängern. 

§ 22 

(1) Das Landeskirchenamt beauftragt den Superintenden­
ten oder die Superintendentirr mit der Einführung des beru­
fenen Pfarrers oder der berufenen Pfarrerin. 

(2) Der Superintendent oder die Superintendentirr führt 
den berufenen Pfarrer oder die berufene Pfarrerin in einem 
Gottesdienst unter Mitwirkung des Kirchenvorstandes nach 
der vorgeschriebenen Agende in das Amt ein. 

(3) Der Superintendent oder die Superirrtendentin berich­
tet dem Landeskirchenamt über die vollzogene Einführung 
des Pfarrers oder der Pfarrerin. 

§ 23 

Die Verpflichtung des berufenen Pfarrers oder der beru­
fenen Pfarrerin auf die Ordnungen der Lippischen Landes­
kirche wird gemäß den Vorschriften des Pfarrerdienstgeset­
zes (§ 7) vorgenommen. 

IV. 

Verfahren beim Besetzungsrecht des 
Landeskirchenrates bei Gemeindepfarrstellen 

§ 24 

(1) Übt der Landeskirchenrat das Besetzungsrecht bei der 
Besetzung einer Pfarrstelle aus, so soll er in Aussicht ge­
nommene Kandidaten oder Kandidatinnen dem Kirchenvor­
stand rechtzeitig benennen. Eine vorherige Ausschreibung 
ist nicht unbedingt erforderlich. Die Pfarrstelle ist im Be­
nehmen mit dem Kirchenvprstand zu besetzen. Der Klas­
senvorstand ist im gesamten Besetzungsverfahren mit ein­
zubeziehen. 

(2) Im einzelnen gilt folgendes: 

a) Der Gemeinde ist Gelegenheit zu geben, den oder die 
vom Landeskirchenrat für die Besetzung in Aussicht ge­
nommenen Bewerber oder Bewerberinnen vor der Beru­
fung in einer Predigt zu hören. Darüber hinaus kann der 
Landeskirchenrat oder der Kirchenvorstand zu einer Ka­
techese (Kindergottesdienst oder Konfirmandenunter­
richt) auffordern. 

b) Nach Anhörung des Kirchenvorstandes gibt der Landes­
kirchenrat dem Kirchenvorstand unverzüglich den 
Namen des oder der von ihm endgültig für die Berufung 
in Aussicht genommenen Pfarrers oder Pfarrerin oder 
Pfarrvikars oder Pfarrvikarin bekannt. 

c) Erhebt der Kirchenvorstand mit der Mehrheit seiner 
Stimmen gegen der oder die in Aussicht Genommenen 
oder Genommene Bedenken, so hat der Kirchenvor­
stand einmal die Möglichkeit, die in Aussicht genom­
mene Person ohne nähere Begründung abzulehnen. Er­
hebt der Kirchenvorstand mit der Mehrheit seiner Stim­
men beim zweiten Persona~vorschlag des Landeskir­
chenrates gegen die in Aussicht genommene Person Be­
denken, so kann der Landeskirchenrat die Berufung nur 
mit Zustimmung des Klassenvorstandes beschließen. 

d) Gibt der Landeskirchenrat den Bedenken des Kirchen­
vorstandes statt, so kann er der Gemeinde einen neuen 
Vorschlag machen. 

e) Werden von der Mehrheit des Kirchenvorstandes keine 
Bedenken gegen die Berufung eines oder einer vom 
Landeskirchenrat in Aussicht genommenen Pfarrers 
oder Pfarrerin oder Pfarrvikars oder Pfarrvikarin vorge­
bracht, so kann der Landeskirchenrat die Berufung be­
schließen. · 

(3) Bei allen Beschlüssen des Landeskirchenrates gemäß 
den Absätzen 1 und 2 gilt §18 Absatz 3 entsprechend. 

(4) Für das weitere Verfahren und die Bekanntmachung 
der Beschlüsse des Landeskirchenrates gelten die §§ 6 und 
7, 11, 15-18, 22 und 23 dieses Kirchengesetzes sinngemäß. 

V. 
V erfahren bei der Besetzung 

landeskirchlicher Pfarrstellen 

§ 25 

Für die Besetzung landeskirchlicher Pfarrstellen gelten 
die Vorschriften für die Besetzung von Gemeindepfarrstel­
len sinngemäß, insbesondere die §§ 4, 17 (1) und 18 (2). 
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VI. 

Überleitungs- und Schlußbestimmungen 

§ 26 

Bei der Ausübung des Wahlrechts und des Besetzungs­
rechtes nach § 2 Absatz 1 und 2 gilt die am 1. Januar 1992 
gegebene Besetzung als die erste Besetzung im Sinne dieser 
Vorschrift. 

§ 27 

Der Landeskirchenrat kann zu diesem Gesetz Aus­
fü~ngsbestimmungen erlassen. 

§ 28 

Mit dem Irrkrafttreten dieses Kirchengesetzes werden alle 
Kirchengesetze und Ordnungen aufgehoben, welche die Be­
setzung der Gemeindepfarrstellen betreffen, nämlich 

a) das Kirchengese.tz, die Besetzung der reformierten 
Pfarrstellen des Landes betreffend, vom 21.' Dezember 
1911 (Ges. u. VOBI. Bd. 1 S. 201); 

):>) das in den lutherischen Gemeinden geltende Recht für 
die Wiederbesetzung einer Pfarrstelle, insbesondere 

aa) das Statut der lutherischen Gemeinde Detmold, die 
Pfarrwahl betreffend, vom 16. Januar 1879, 

bb) Abschnitt E (Wiederbesetzung des Pfarramtes) des 
Gemeindestatutes der lutherischen Kirchengemein­
de Bergkirchen vom 27. Juni 1874, 

cc) die Pfarrwahlordnung für die lutherische Gemeinde 
Bad Salzuflen vom 17. März 1902, 

dd) das Pfarrstellenbesetzungsrecht für die übrigen lu­
. therischen Kirchengemeinden (vgl. Rd.-Verfg. Lan­

deskirchenamt vom 9. Oktober 1941 Nr. 3602, die 
Besetzung der luth. Pfarrstellen des Landes betr.); 

c) § 3 des Kirchengesetzes vom 15. Juni 1971 über den 
Dienst der Pfarrerin in der Lipp. Landeskirche - Pfarre­
rinnengesetz- (Ges. u. VOBI. Bd. 6 S. 13); 

d) aus der Dienstanweisung für die Klassensuperintenden­
ten vom 12. März 1912 (Ges. u. VOBI. Bd. 1 S. 208) die 
§§ 22-24 und 25-28. 

§ 29 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in 
Kraft. 

D e t m o 1 d, den 11. Dezember 1991 
-. 

Lippischer Landeskirchenrat 

Dr. H a a r b e c k 
Dr. Ehrres 

Dr. Becker 

Noltensmeier 
Wesner Böttcher 

Windmann 

Nordelbische Evangelisch-Lutherische Kirche 

Nr.61 Kirchengesetz über die Ordnung des Hilfs­
werks der Nordelbischen Evangelisch-Luthe­
rischen Kirche in Schleswig-Holstein. 

Vom 1. Februar 1992. (GVOBI. S. 86) 

Die 'Synode hat das folgende Kirchengesetz beschlossen: 

Präambel 

Die Kirche hat den Auftrag, Gottes Liebe zur Welt in 
Jesus Christus allen Menschen zu bezeugen. Diakonie ist 
eine Gestalt dieses Zeugnisses und nimmt sich besonders 
der Menschen in leiblicher Not, in seelischer Bedrängnis 
und in sozial ungerechten Verhältnissen an. Sie sucht, auch 
die Ursachen dieser Nöte zu beheben. Sie richtet sich in 
ökumenischer Weite an Einzelne und Gruppen, an Nahe und 
Feme, an Christen und Nichtchristen. 

Da die Entfremdung von Gott die tiefste Not des Men­
schen ist und sein Heil und Wohl untrennbar zusammen­
gehören, vollzieht sich Diakonie in Wort und Tat als ganz­
heitlicher Dienst am Menschen. 

Das Evangelische Hilfswerk Schleswig-Holstein ist die­
sem Auftrag Jesu Christi verpflichtet. 

§ 1 

Aufgaben 

(1) Das Evangelische Hilfswerk Schleswig-Holstein ist 
ein Werk nach Artikel60 a) Verfassung und nimmt für die 
Nordelbische Evangelisch-Lutherische Kirche diakomsehe 
Aufgaben wahr. 

(2) Aufgabe des Hilfswerks ist es, diakomsehe Einrich­
tungen in der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kir­
che zu errichten und zu betreiben. 

§2 

Evangelisches Hilfswerk Schleswig-Holstein 

(1) Das Evangelische Hilfswerk Schleswig-Holstein hat 
seinen Sitz in Rendsburg. Es gehört dem Landesverband der 
Inneren Mission in Schleswig-Holstein e.V. an. Die Ord­
nung des Evangelischen Hilfswerks Schleswig-Holstein er­
gibt sich aus den nachstehenden§§ 3 bis 12. 

(2) Das Evangelische Hilfswerk Schleswig-Holstein ver­
folgt ausschließlich und unmittelbar kirchliche, ge­
meinnnützige und mildtätige Zwecke im Sinne des Ab­
schnitts »Steuerbegünstigte Zwecke« der Abgabenordnung. 
Es ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in erster Linie eigen­
wirtschaftliche Zwecke. 

(3) Das Evangelische Hilfswerk Schleswig-Holstein ist 
Mitglied des Verbandes kirchlicher und diakonischer An­
stellungsträger (VKDA). 

(4) Das den Zwecken des Evangelischen Hilfswerks 
Schleswig-Holstein gewidmete Vermögen ist Sonderver­
mögen der Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche mit eigener 
Wirtschaftsführung und Rechnungslegung. 

§3 

Organe 

Organe des Evangelischen Hilfswerks SchleswigcHol­
stein sind: 

a) die Geschäftsführung 

b) der Hilfswerkausschuß. 

§4 

, Geschäftsführung 

(1) Die Geschäftsführung leitet das Evangelische Hilfs­
werk Schleswig-Holstein nach den gesetzlichen Bestim-
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mungen und der Geschäftsordnung (§ 10) in eigener Ver­
antwortung. 

(2) Die Geschäftsführung besteht aus einem oder zwei 
Geschäftsführern oder Geschäftsführerinnen. 

(3) Die Geschäftsführung wird auf Zeit durch den Hilfs­
werkausschuß gewählt. Die Wahl der Geschäftsführung be­
darf der Bestätigung durch das Nordelbische Kirchenamt 
Der Hilfswerkausschuß kann einen Geschäftsführer oder 
eine Geschäftsführerin abwählen. Ein solcher .Beschluß be­
darf der Zustimmung von zwei Dritteln der Mitglieder des 
Hilfswerkausschusses. 

§5 

Vertretung 

Das Evangelische Hilfswerk Schleswig-Holstein wird ge­
richtlich und außergerichtlich durch die Geschäftsführung 
vertreten. Weitere Einzelheiten werden durch die Ge­
schäftsordnung (§ 10) geregelt. 

§6 

Aufgaben der Geschäftsführung 

(1) Die Geschäftsführung ist insbesondere verpflichtet, 
die für einen ordentlichen Geschäftsbetrieb notwendigen 
personellen und sachlichen Maßnahmen rechtzeitig zu pla­
nen und durchzuführen. 

(2) Die Geschäftsführung hat dem Hilfswerkausschuß zu 
berichten über 

a) grundsätzliche Angelegenheiten der Geschäftsführung 
einschl. des Personalwesens, 

b) die Wirtschaftlichkeit und Liquidität, 

c) den Gang der Geschäfte. 

§7 

Hilfswerkausschuß 

(1) Der Hilfswerkausschuß besteht aus dem Landespastor 
oder der Landespastorin des Landesverbandes der Inneren 
Mission in Schleswig-Holstein e.V. als Vorsitzendem oder 
Vorsitzender und weiteren sechs Mitgliedern. 

(2) Die Kirchenleitung beruft nach Anhörung des Lan­
despastors oder der Landespastorin die Mitglieder des Hilfs­
werkausschusses für fünf Jahre. Wiederberufung ist zuläs­
sig. Scheidet ein Mitglied vor Ablauf der Zeit aus, so wird 
unverzüglich ein Ersatzmitglied für die restliche Zeit beru­
fen. 

(3) An den Sitzungen des Hilfswerkausschusses nimmt 
die Geschäftsführung mit beratender Stimme teil. Der Hilfs­
werkausschuß kann die Teilnahme der Geschäftsführung 
durch Beschluß ausschließen. 

( 4) Der Hilfswerkausschuß kann aus seiner Mitte Aus­
schüsse bilden. In der Geschäftsordnung (§ 10) wird be­
stimmt, inwieweit diese beratende oder entscheidende Be­
fugnis haben. 

§8 

Aufgaben des Hilfswerkausschusses 

(1) Der Hilfswerkausschuß hat die Geschäftsführung zu 
überwachen und sich zu diesem Zweck über die Angelegen­
heiten des Evangelischen Hilfswerks Schleswig-Holstein zu 
unterrichten. Er kann jederzeit hierüber Berichterstattung 
von der Geschäftsführung verlangen. 

(2) Der Hilfswerkausschuß beschließt nach Vorlage 
durch die Geschäftsführung insbesondere über 

a) die Grundsätze der diakonischen Arbeit und deren Fort-
schreibung, 

b) die Feststellung der Wirtschaftspläne, 

c) die Finanzierung und Durchführung von Bauvorhaben, 

d) Beteiligung an wirtschaftlichen Unternehmen, 

e) Bestellung der Wirtschaftsprüfer, 

f) die Feststellung des Jahresabschlusses, 

g) die Entlastung der Geschäftsführung, 

h) die Geschäftsordnung (§ 10). 

(3) Der Landespastor oder die Landespastorin berichtet 
der Kirchenleitung und der Synode zu festgesetzten Termi­
nen über die Arbeit des Evangelischen Hilfswerks Schles­
wig-Holstein. 

§9 

Genehmigung 

(1) Beschlüsse der Geschäftsführung bedürfen der Ge­
nehmigung des Hilfswerkausschusses bei: 

a) Erwerb, Veräußerung und dingliche Belastung von 
Grundstücken, 

b) Aufnahme von Darlehen und die Übernahme von Bürg­
schaften, 

c) Errichtung von Einrichtungen. 

(2) In der Geschäftsordnung(§ 10) kann bestimmt wer­
den, in welchem Umfang die Geschäftsführung von der Ge.­
nehmigungspflicht nach Absatz 1 Buchstaben a) und b) be­
freit werden kann. Der Hilfswerkausschuß ist in diesen Fäl­
len nachträglich zu unterrichten. 

§10 

Geschäftsordnung Hilfswerkausschuß 

In der Geschäftsordnung sind u. a. die Abstimmung der 
Geschäftsführung, die Einberufung der Sitzungen und die 
Beschlußfähigkeit des Hilfswerkausschusses festzulegen. 
Die Geschäftsordnung bedarf der Genehmigung durch die 
Kirchenleitung. 

§11 
Rechtsaufsicht 

Dem Nordelbischen Kirchenamt obliegt die Aufsicht dar­
über, daß die Organe des Evangelischen Hilfswerks Schles­
wig-Holstein bei der Erfüllung ihrer Aufgaben die Bestim­
mungen dieses Gesetzes und die der Geschäftsordnung be­
achten. Dem Nordelbischen Kirchenamt ist jährlich ein Be­
richt über die Arbeit und finanzielle Situation des Evangeli­
schen Hilfswerks Schleswig-Holstein vorzulegen. 

§ 12 

Prüfung 

Die Rechnungsprüfung soll von der Möglichkeit des § 5 
Abs. 3 des Kirchengesetzes über die Rechnungsprüfung Ge-. 
brauch machen. Die Rechnungsprüfung erfolgt dann durch 
einen Wirtschaftsprüfer. Der Rechnungsprüfungsausschuß 
und das Nordelbische Kirchenamt können verlangen, den 
Prüfungsauftrag auf Kosten der Nordelbischen Kirche zu er­
weitern. 

§13 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Kirchengesetz tritt am Tage nach seiner Ver­
kündung in Kraft. 
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(2) Mit dem gleichen )'age tritt das Kirchengesetz über 
die Ordnung des Hilfswerks der Nordelbischen Ev.-Luth. 
Kirche vom 9. Juni 1979 (GVOBL S. 273) insoweit außer 
Kraft, als es sich nicht auf die Kirchenkreise und Kirchen­
gemeinden bezieht. 

(3) Die Ordnung der Kirchenkreiskonferenz Harnburg für 
das Hilfswerk der Kirchenkreise im Sprengel Harnburg der 
Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche vom 23. 
November 1981 wird durch dieses Kirchengesetz nicht 
berührt. 

Das vorstehende, von der Synode am 1. Februar 1992 be­
schlossene Kirchengesetz wird hiermit verkündet. 

K i e 1, den 10. Februar 1992 

Nr.62 

Die Kirchenleitung 

Karl Ludwig K o h 1 w a g e 

Bischof und Vorsitzender 

Bekanntmachung der Neufassung des Kir­
chenbeamtenergänzungsgesetzes. 

Vom 12. Februar 1992. (GVOBL S. 88) 

Gemäß Artikel 2 des Ersten Kirchengesetzes zur Ände­
rung des Kirchengesetzes zur Ergänzung des Kirchenbeam­
tengesetzes der Vereinigten Ev.-Luth. Kirche Deutschlands 
vom 1. Febr. 1992 (GVOBL S. 88) wird nachstehend der in 
geschlechtergerechter Sprache neu gefaßte Wortlaut des 
Kirchenbeamtenergänzungsgesetzes bekanntgemacht. 

K i e 1, den 12. Februar 1992 

Nordelbisches Kirchenamt 

Dr. Blaschke 

Kirchengesetz 
zur Ergänzung des Kirchenbeamtengesetzes 
(Kirchenbeamten- und Kirchenbeamtinnen­

ergänzungsgesetz- KBErgG) 

§ 1 

Dienstvorgesetzte, Vorgesetzte, oberste Dienstbehörden 
allgemeine Zuständigkeiten 

(zu§ 3 KBG) 

(1) Entscheidungen und Maßnahmen nach den Vorschrif­
ten des Kirchenbeamtengesetzes oder dieses Kirchengeset­
zes trifft, wenn nichts anderes bestimmt ist, der oder die 
Dienstvorgesetzte und nach Beginn des Ruhestandes sowie 
nach Beendigung des Kirchenbeamtenverhältnisses der 
oder die letzte Dienstvorgesetzte. 

(2) Wer Dienstvorgesetzter oder Dienstvorgesetzte und 
wer Vorgesetzter oder V argesetzte ist, bestimmt sich nach 
dem Verfassungs- und Verwaltungsaufbau der Nordelbi­
schen Kirche: In Zweifelsfällen entscheidet die oberste 
Dienstbehörde. 

(3) Oberste Dienstbehörde ist 

für den Präsidenten oder die 
Präsidentin und die übrigen 
Mitglieder des Kollegiums des 
Nordelbischen Kirchenamtes die Kirchenleitung, , 

für die übrigen Kirchenbeamten der Präsident oder die 
und Kirchenbeamtinnen im Präsidentin des Nord-

Nordelbischen Kirchenamt 

für die Kirchenbeamten und die 
Kirchenbeamtinnen des 
Rechnungsprüfungsamtes 

für alle anderen 
Kirchenbeamten 
und Kirchenbeamtinnen 

elbischen Kirchenamtes, 

der Rechnungs­
prüfungsausschuß, 

das Nordelbische 
Kirchenamt 

Das Nordelbische Kirchenamt kann seine Befugnis wi­
derruflich delegieren. 

§2 

Ehrenbeamtenverhältnis 
(zu § 5 Abs. 3 KBG) 

(1) Das Kirchenbeamtenverhältnis kann als Ehrenbeam­
tenverhältnis begründet werden, wenn dem Kirchenbeamten 
oder der Kirchenbeamtin Aufgaben im Sinne des.§ 4 Abs. 2 
des Kirchenbeamtengesetzes ehrenamtlich auf Zeit übertra-
gen werden sollen. · 

(2) Für die Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen im 
Ehrenbeamtenverhältnis gelten die Vorschriften des Kir­
chenbeamtengesetzes und dieses Kirchengesetzes mit fol­
genden Maßgaben: 

1. Der Kirchenbeamte oder die Kirchenbeamtin im Ehren­
beamtenverhältnis hat nur Anspruch auf Ersatz seiner 
oder ihrer Auslagen. Eine Dienstaufwandsentschädi­
gung kann im Rahmen der geltenden Bestimmungen ge­
währt werden. 

2. Kirchenbeamte oder Kirchenbeamtinnen im Ehrenbe­
amtenverhältnis haben keinen Anspruch auf Versor­
gung. Bei Dienstunfällen kann ein Unterhaltsbeitrag ge­
währt werden; die Entscheidung t;rifft die oberste 
Dienstbehörde. 

3. Für die Kirchenbeamten oder Kirchenbeamtinnen im 
Ehrenbeamtenverhältnis gilt § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Kir­
chenbeamtengesetzes entsprechend. 

4. Die Bestimmungen der§§ 7 Abs. 1 Nr. 2,18 bis 20, 33 
Abs. 1 Nr. 3, 47 bis 49 und 64 bis 70 des Kirchenbeam­
tengesetzes sind nicht anzuwenden. 

§3 

Zuständigkeit für die Ernennung 
(zu §12 Abs. 12 KBG) 

'Die Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen der Nordel­
bischen Kirche werden von der nach § 1 Abs. 3 zuständigen 
obersten Dienstbehörde, alle anderen Kirchenbeamten und 
Kirchenbeamtinnen mit förmlicher Genehmigung der ober­
sten Dienstbehörde von dem kirchengesetzlich zuständigen 
Gremium ernannt. Einer Ernennung steht es gleich, wenn 
dem Kirchenbeamten oder der Kirchenbeamtin, ohne daß 
sich dl.e Amtsbezeichnung ändert, ein anderes Amt mit 
höherem Endgrundgehalt verliehen wird. 

§4 

Laufbahnvorschriften, Ausbildungs- und 
Prüfungsverordnungen 
(zu §17 Abs. 2 KBG) 

( 1) Die Kirchenleitung kann durch Rechtsverordnung das 
Laufbahnrecht der Kirchenbeamten und Kirchenbeamtin­
nen regeln. Entsprechendes gilt für Vorschriften über die 
Vorbildung, Ausbildung und Prüfung. 

Dabei können die entsprechenden staatlichen V orschrif­
ten für anwendbar erklärt werden. 

(2) Die Kirchenleitung kann Richtlinien und Grundsätze 
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über die Bewertung der Ämter und für die Beförderung der 
Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen erlassen. 

(3) Während einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge soll 
eine Beförderung nicht erfolgen. 

§5 

Besondere Abordnung 
(zu§ 18 Abs. 5 KBG) 

(1) Außer in den Fällen des§ 18 des Kirchenbeamtenge­
setzes kann mit, seinem oder ihrem Einverständnis ein Kir­
chenbeamter oder eine Kirchenbeamtin auch zur Dienstlei­
stung auf unbestimmte Zeit zu rechlieh selbständigen Dien­
sten und Werken im Bereich der Nordelbischen Kirche ab­
geordnet werden. Dabei können besoldungsrechtliche Rege­
lungen nach Maßgabe der §§ 9 und 18 des Kirchenbesol­
dungsgesetzes getroffen werden. Zuständig für die Ent­
scheidung ist die oberste Dienstbehörde. 

(2) Ein Kirchenbeamter oder eine Kirchenbeamtin kann 
zu Aus- oder Fortbildungszwecken zu einer anderen Dienst­
stelle im Bereich der Evangelischen Kirche in Deutschland 
oder des Bundes, eines Landes oder einer sonstigen Körper­
schaft des öffentlichen Rechts insbesondere zu Ausbil­
dungseinrichtungen abgeordnet werden. 

§6 
Versetzung in den Ruhestand 

(zu § 23 Abs3 KBG) 

Die Entscheidung im Sinne von § 23 Absatz 3 Satz 2 trifft 
die oberste Dienstbehörde. 

§7 

Berechnung der Wartezeit 
(zu§ 30 KBG) 

Für die Berechnung der Wartezeit sind die für die Beam­
ten und Beamtinnen des Bundes geltenden Vorschriften ent­
sprechend anzuwenden. 

§8 

Rücktrittsvorbehalt 
(zu § 35 Abs. 3 KBG) 

Einem Kirchenbeamten oder einer Kirchenbeamtin kann 
mit Genehmigung der obersten Dienstbehörde auf die Dauer 
von längstens drei Jahren nach seiner oder ihrer Entlassung 
vorbehalten bleiben, seine oder ihre erneute Berufung in ein 
Kirchenbeamtenverhältnis zu verlangen, wenn ein solcher 
Vorbehalt im Einzelfall nach Abwägung der Belange des 
Beamten oder der Beamtin und des Dienstherren gerechtfer­
tigt erscheint. 

§9 

Verantwortlichkeit 
(zu § 40 Abs. 3 KBG) 

(1) Bestätigt der oder die nächste Vorgesetzte oder die 
nächsthöhere Dienststelle die Anordnung des oder der un­
mittelbaren Vorgesetzten schriftlich, so muß der Kirchenbe­
amte oder die Kirchenbeamtin sie ausführen und ist von der 
eigenen Verantwortung befreit. Dies gilt nicht, wenn das 
dem Kirchenbeamten oder der Kirchenbeamtin aufgetra­
gene Verhalten strafbar und die Strafbarkeit für ihn oder sie 
erkennbar ist. 

(2) Wird von dem Kirchenbeamten oder der Kirchenbe­
amtin die sofortige Ausführung der Anordnung verlangt, 
weil Gefahr im Verzuge ist und eine Entscheidung nach 
Abs. 1 nicht rechtzeitig herbeigeführt werden kann, so ist 
der Anordnung nachzukommen. Die Verantwortung geht 
auf den unmittelbaren Vorgesetzten oder die unmittelbare 

Vorgesetzte über. Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

§ 10 

Gelöbnis 
(zu§ 41 KBG) 

Das Gelöbnis ist gegenüber dem oder der Dienstvorge­
setzten zu erklären. Darüber ist eine Niederschrift aufzuneh­
men. 

§11 

Belohnungen, Geschenke, Angehörige 
(zu§ 42 KBG) 

(1) Der Kirchenbeamte oder die Kirchenbeamtin darf mit 
Ausnahme der üblichen Gelegenheitsgeschenke Geld oder 
geldwerte Zuwendungen (Geschenke und Belohnungen) im 
Zusammenhang mit seinem oder ihrem Amt nicht anneh­
men. Die oberste Dienstbehörde kann in besonderen Fällen 
eine Ausnahme zulassen, wenn dadurch die Unparteilich­
keit der Amtsführung nicht beeinträchtigt wird. 

Orden und Ehrenzeichen darf der Kirchenbeamte oder 
die Kirchenbeamtin nur mit Genehmigung der Kirchenlei­
tung annehmen. 

(2) Angehörige im Sinne des § 42 des Kirchenbeamten­
gesetzes sind diejenigen Personen, die in § 20 Abs. 5 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes*) des Bundes als solche be­
zeichnet sind. 

§ 12 

Politische Betätigung 
(zu § 43 Satz 3 KBG) 

( 1) Hat ein Kirchenbeamter oder eine Kirchenbeamtin die 
Wahl oder Berufung in ein aufgrund der Verfassung oder 
einer sonstigen Rechtsvorschrift gebildetes kirchliches 
Organ innerhalb der Evangelischen Kirche in Deutschland 
einschließlich der Dienste und Werke ohne Rücksicht auf 
ihre Rechtsform angenommen, so wird ihm oder ihr der zur 
Wahrnehmung des Mandats erforderliche Urlaub unter 
Fortzahlung' der Bezüge gewährt. 

(2) Absatz 1 gilt sinngemäß für die Wahrnehmung eines 
Mandats in einer Vertretungskörperschaft außerhalb des 
kirchlichen Bereichs, für die dem oder der Betreffenden 
keine Abgeordnetenbezüge im Sinne des § 11 Absatz 1 des 
Abgeordnetengesetzes vom 18. 2. 1977 oder der entspre­
chenden Länderregelungen gewährt werden. 

(3) Eine Kandidatur für ein Amt in der Vertretung einer 
kommunalen Körperschaft oder eines Landes, für den Bun­
destag oder das Europäische Parlament ist dem oder der 
Dienstvorgesetzten umgehend anzuzeigen. 

Auf Antrag erhält der Kirchenbeamte oder die Kirchen­
beamtin für die letzten beiden Monate vor der Wahl Urlaub 
ohne Dienstbezüge; dies gilt nicht bei einer Kandidatur für 
ein Amt in der Vertretung einer Körperschaft. 

*) Nach dieser Bestimmung sind Angehörige: 1. der Verlobte, 
2. der Ehegatte, 3. Verwandte und Verschwägerte gerader Linie, 
4. Geschwister; 5. Kinder der Geschwister, 6. Ehegatten der Ge­
schwister und Geschwister der Ehegatten, 7. Geschwister der El­
tern, 8. Personen, die durch ein auf längere Dauer angelegtes Pfle­
geverhältnis mit häuslicher Gemeinschaft wie Eltern und Kind mit­
einander verbunden sind (Pflegeeltern und Pflegekinder). An­
gehörige sind die aufgeführten Angehörigen auch dann, wenn: 1. in 
den Fällen der Nummern 2, 3 und 6 die die Beziehung begründete 
Ehe nicht mehr besteht; 2. in den Fällen der Nummern 3 bis 7 die 
Verwandtschaft oder Schwägerschaft durch Annahme als Kind er­
loschen ist; 3. im Falle der Nummer 8 die häusliche Gemeinschaft 
nicht mehr besteht, sofern die Personen weiterhin wie Eltern und 
Kind miteinander verbunden sind. 
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Nimmt der Kirchenbeamte oder die Kirchenbeamtin die 
Wahl zum Mitglied des Europäischen Parlaments des Bun­
destages, eines Landesparlaments, der Bundesregierung, 
einer Landesregierung oder zum parlamentarischen Staats­
sekretär an, so bestimmt sich seine oder ihre weitere Rechts­
stellung nach den jeweils für Beamte oder Beamtinnen des 
Bundes geltenden Bestimmungen. Die erforderlichen Ent­
scheidungen trifft die oberste Dienstbehörde. 

(4) Kirchliche Dienstbezüge ruhen, wenn sie auf Über­
gangs- oder Versorgungsbezüge, die nach Beendigung eines 
Mandats oder Amtes nach Absatz 3 aus staatlichen Kassen 
zu gewähren sind, angerechnet werden. Unterbleibt die An­
rechnung auf staatliche Leistungen nach Satz 1, so sind 
diese auf kirchliche Dienstbezüge bis zu ihrer Hälfte anzu­
rechnen. Die Entscheidung trifft die oberste Dienstlei­
stungsbehörde. 

§13 

, Nebentätigkeit 
(zu§ 47 KBG) 

Die Genehmigung nach§ 47 Absatz 2 bzw. die Anzeige 
nach § 4 7 Absatz 3 des Kirchenbeamtengesetzes sind vor 
der Übemahme der Nebentätigkeit einzuholen bzw. zu er­
statten. Im übrigen gelten die Bestimmungen des Bundes 
entsprechend. 

Die oberste Dienstbehörde kann bestimmen, daß an ihre 
Stelle der oder die Dienstvorgesetzte tritt. 

§ 14 

Arbeitszeit 
(zu§ 49 KBG) 

(1) Die Arbeitszeit regelt die Kirchenleitung durch 
Rechtsverordnung. 

(2) Eine über die regelmäßige Arbeitszeit hinausgehende 
Mehrarbeit muß sich auf Ausnahmefälle beschränken. Ist 
der Kirchenbeamte oder die Kirchenbeamtin durch eine 
dienstlich angeordnete oder genehmigte Mehrarbeit mehr 
als fünf Stunden im Monat über die regelmäßige Arbeitszeit 
hinaus tätig, so hat er oder sie Anspruch auf entsprechende 
Dienstbefreiung innerhalb von drei Monaten. 

§ 15 

Freistellung vom Dienst 
(zu §§ 55 und 55 a KBG) 

(1 ) Für die Freistellung vom Dienst aus familiären Grün­
den gilt abweichend von § 55 des Kirchenbeamtengesetzes 
§ 79 a des Bundesbeamtengesetzes in seiner jeweiligen Fas­
sung entsprechend. 

(2) Kirchenbeamte oder Kirchenbeamtinnen können in 
entsprechender Anwendung der jeweils geltenden Vor­
schriften des§ 72 a des Bundesbeamtengesetzes vom Dienst 
aus arbeitsmarktpolitischen Gründen zur Verbesserung der 
Einstellungschancen für Berufsanfänger oder Berufsanfän­
gerinnen freigestellt werden. 

§ 16 

Ersatz von Sachschäden 
(zu§ 57 KBG) 

Die Entscheidung trifft der oder die Dienstvorgeset~te in 
Anlehnung an die für Bundesbeamte und Bundesbeamtin­
nen geltende Regelung. 

§ 17 

Urlaub 
(zu§ 59 KBG) 

Die Kirchenleitung regelt das Nähere durch Rechtsver­
ordnung. 

§ 18 

Rechtsweg bei Ansprüchen 
aus dem Kirchenbeamtenverhältnis 

(zu§ 71 KBG) 

Für Klagen der Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen, 
der früheren Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen 
sowie der Hinterbliebenen aus dem Kirchenbeamtenverhält­
nis ist der Rechtsweg zum Kirchengericht gegeben. 

§19 

Mitglieder des Kollegiums 
des Nordelbischen Kirchenamtes 

(zu§ 72 KBG) 

(1) Der Präsident oder die Präsidentin und die übrigen 
hauptamtlichen Mitglieder des Kollegiums des Nordelbi­
schen Kirchenamtes werden auf Lebenszeit in ihr Amt beru­
fen. Sie können gegen ihren Willen nur durch Beschluß der 
Kirchenleitung mit Zustimmung des Hauptausschusses ab­
geordnet oder versetzt werden. Ist eine amtsangemessene 
Beschäftigung innerhalb der Nordelbischen Kirche nicht 
möglich, so erfolgt eine Versetzung in den Wartestand bei 
gleichen Bezügen. Ist eine amtsangemessene Beschäftigung 
innerhalb von fünf Jahren nach Beginn des Wartestandes 
nicht möglich, so erfolgt die Versetzung in den Ruhestand. 
Entsprechendes gilt für die Umwandlung des Kirchenbeam­
tenverhältnisses nach§ 21 des Kirchenbeamtengesetzes. 

(2) Die nebenamtlichen Mitglieder des Kollegiums des 
Nordelbischen Kirchenamtes werden in das Ehrenbeamten­
verhältnis berufen. Die Berufung erfolgt auf fünf Jahre, je­
doch nicht über den Monat hinaus, in dem der Kirchenbe­
amte oder die Kirchenbeamtin das 65. Lebensjahr vollendet. 
Tritt ein nebenamtliches Mitglied des Kollegiums des Nord­
elbischen Kirchenamtes in den Ruhestand, so endet auch 
das Ehrenbeamtenverhältnis. 

(3) Auf seinen oder ihren Antrag kann die Kirchenleitung 
den Präsidenten oder die Präsidentin des Nordelbischen Kir­
chenamtes jederzeit aus wichtigen Gründen in den Warte­
stand versetzen. 

§ 20 

Professoren und Professorinnen 

Kirchenbeamte oder Kirchenbeamtinnen, die als Dozen­
ten oder Dozentinnen an einer staatlich anerkannten Hoch­
schule oder einer vergleichbaren Einrichtung tätig sind, 
können in entsprechender Anwendung der Bestimmungen 
des jeweiligen Landeshochschulgesetzes als Professoren 
oder Professorinnen eingestellt werden. Für sie gelten neben 
den Vorschriften des Kirchenbeamtengesetzes und dieses 
Kirchengesetzes ergänzend die für Professoren oder Profes­
sorinnen im Beamtenverhältnis des jeweiligen Landes maß­
gebenden Vorschriften, soweit sie nicht.die Besoldung und 
Versorgung betreffen. 

§ 21 

Kirchenbeamtenausschuß 

(1) Bei der Vorbereitung allgemeiner Regelungen auf 
dem Gebiet des Kirchenbeamten- und Kirchenbeamtinnen­
rechts ist ein Kirchenbeamtenausschuß zu beteiligen, dessen 
Zusammensetzung und Aufgaben durch die Kirchenleitung 
geregelt werden. 
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Die Mitglieder des Ausschusses müssen Kirchenbeamte 
oder Kirchenbeamtinnen sein. Sie werden von der Kirchen­
leitung nach Anhörung, kirchlicher Berufsgruppenvereini­
gungen der in der Nordelbischen Kirche tätigen Kirchenbe­
amten oder Kirchenbeamtinnen beruferl. ~ 

I· 

(2) Werden durch Regelungenaufgrund dieses Kirchen­
gesetzes auch nicht im Kirchenbeamtenverhältnis befindli­
che Mitarbeiter oder Mitarbeiterinnen betroffen, so sind in­
soweit auch die Tarifvertragsparteien anzuhören. 

(3) Soweit die Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kir­
che Deutschlands zu§ 63 Abs. 2 des Kirchenbeamtengeset­
zes eine Regelung den Gliedkirchen überläßt, wird das 
Nähere über die Beteiligung von Kirchenbeamten und Kir­
chenbeamtinnen aus der Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche 
durch eine Rechtsverordnung der Kirchenleitung geregelt. 

§ 22 

Übergangsbestimmungen 

Mitglieder des Kolleßiums des Nordelbischen Kirchen­
amtes, die am Tage vor dem Inkrafttreten dieses Kirchenge­
setzes im Amt sind, können abweichend von § 19 Absatz 1 
Satz 2 weder versetzt noch abgeordnet werden. 

§ 23 

Schlußbestimmungen 

(Urspr. Inkrafttreten und Außerkrafttreten von V orschrif­
ten am 2. 3.1982) 

Nr.63 Bekanntmachung der Neufassung des Be­
schäftigungsförderungsgesetzes (BFG). 

Vom 17. Februar 1992. (GVOBL S. 91) 

Aufgrund des Artikel 2 des Kirchengesetzes zur Ände­
rung des Beschäftigungsförderungsgesetzes vom 1. Februar 
1992 (GVOBL S. 92) wird nachstehend der Wortlaut des 
Beschäftigungsförderungsgesetzes in der ab 3. März 1992 
geltenden Fassung bekanntgemacht 

Die Neufassung berücksichtigt: 

1. die Fassung der erneuten Bekanntmachung des Kirchen­
gesetzes vom 29. April1991 (GVOBL S. 173), 

2. das am 3. März 1992 in Kraft tretende eingangs genann­
te Kirchengesetz. 

Kiel, denl7.Februar1992 

Nordelbisches Kirchenamt 

Dr. · B 1 a s c h k e 
Präsident 

Kirchengesetz über Maßnahmen 
zur Förderung der Beschäftigung 

im kirchlichen Dienst 
(Beschäftigungsförderungsgesetz- BFG -) 

I. Maßnahmen zur Ausbildung und Beschäftigung von 
Theologinnen und Theologen 

§ 1 

(1) Die Übernahme von Kandidatinnen und Kandidaten 
des Predigtamtes in den Vorbereitungsdienst nach den Be­
stimmungen des Pastorenausbildungsgesetzes erfolgt nur 

im Rahmen der von der Kirchenleitung festgesetzten Zahl 
der Ausbildungsplätze. 

(2) Übersteigen die Bewerbungen auf Übernahme in den 
Vorbereitungsdienst die Zahl der festgesetzten. Ausbil­
dungsplätze, ohne daß ein Ausgleich durch die Bereitschaft 
der Bewerberinnen und Bewerber, eine Wartezeit in Kauf 
zu nehmen, erfolgen kann, so entscheidet ein von der Kir­
chenleitung zu berufender Ausschuß über die Übernahme 
nach Maßgabe besonderer Kriterien. Die Kirchenleitung 
legt die Kriterien fest und regelt das Verfahren durch 
Rechtsverordnung. 

(3) Bewerberinnen und Bewerber, die das 40. Lebensjahr 
vollendet haben,. dürfen in den Vorbereitungsdienst nicht 
mehr übernommen werden. Über Ausnahmen entscheidet 
das Bischofskollegium im Einvernehmen mit dem Nordel­
bischen Kirchenamt 

(4) Ein Rechtsanspruch auf Übernahme in den Vorberei­
tungsdienst wird weder durch die bestandene Erste Theolo­
gische Prüfung noch durch das Übernahmeverfahren be­
gründet. 

§2 

(1) Kandidatinnen und Kandidaten des Predigtamtes, die 
nach Erteilung der Anstellungsfähigkeit und der Ordination 
mit der Verwaltung einer Pfarrstelle oder der W ahmehmung 
einer Stelle zur besonderen Verwendung (z.b.V.-Stelle) be­
auftrag werden sollen, werden in ein Dienstverhältnis auf 
Probe übernommen. 

(2) Das Dienstverhältnis nach Absatz 1 ist Voraussetzung 
für eine spätere Übernahme in ein Dienstverhältnis auf Le-

1 benszeit. Es dauert mindestens 3 1/2 Jahre, höchstens 5 
Jahre. 

(3) Das Nordelbische Kirchenamt genehmigt der Pastorin 
oder dem Pastor zur Anstellung zweiundvierzig Monate 
nach ihrer oder seiner Übernahme in ein Dienstverhältnis 
aufProbe im Einvernehmen mit der Bischöfin oder dem Bi­
schof, daß sie oder er sich um eine freie Pfarrstelle bewer­
benkann. 

( 4) Endet das Dienstverhältnis auf Probe, ohne daß ein 
Dienstverhältnis auf Lebenszeit begründet wird, so wird die 
Pastorin oder der Pastor zur 'Anstellung entlassen. § 112 
Abs. 2 bis 4 des Pfarrergesetzes der VELKD i.d.F. vom 16. 
Oktober 1990 (ABI. Bd. VI S. 136) gilt entsprechend. 

(5) Die Kirchenleitung wird im übrigen ermächtigt, das 
Verfahren der Übernahme, die Verwendung, Rechte und 
Pflichten sowie ergänzende Bestimmungen über di.e Been­
digung des Dienstverhältnisses auf Probe durch Rechtsver­
ordnung zu regeln. Dabei ist das Interesse der Verwendung 
einer angemessenen Zahl von Kandidatinnen und Kandida­
ten d.es Predigtamtes unter Berücksichtigung der finanziel­
len Möglichkeiten nach den§§ 7 und 9 zu wahren. Die Kir­
chenleitung kann besonders bestimmte Angelegenheiten 
dem Nordelbischen Kirchenamt zur Entscheidung übertra­
gen. 

§3 

(1) Ein Dienstverhältnis auf Probe darf nur im Rahmen 
des Personalbedarfs der Pastorinnen und Pastoren der Nor­
delbischen Kirche unter Berücksichtigung von § 4 oder im 
Rahmen der zur Verfügung stehenden z.b.V.-Stellen, die 
nach§§ 7 und 9 zu finanzieren sind, begründet werden. 

(2) Der Personalbedarf an Pastorinnen und Pastoren und 
für z.b.V.-Stellen ist vom Nordelbischen Kirchenamt im 
voraus für mehrere Kalenderjahre aufgrund der freien und 
voraussichtlich freiwerdenden Pfarrstellen bzw. z.b.V.-Stel­
len zu ermitteln. 
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§4 

(1) Bei der Besetzung der Pfarrstellen sind Pastorinnen 
und Pastoren, deren Beurlaubung, Freistellung oder befri­
stete Berufung endet, sowie Pastorinnen und Pastoren, die 
aus anderen Gründen keine Pfarrstelle verwalten, aber eine 
solche übertragen erhalten sollen, vorrangig zu berücksich­
tigen. Zur Sicherstellung dieses Vorranges kann in entspre­
chender Anwendung von §11 Pfarrstellengesetz i.d.F. vom 
22. Januar 1983 (GVOBL S. 89) die Wiederbesetzung von 
bestimmten Pfarrstellen vorübergehend ausgesetzt werden. 

(2) Hat die Bewerbung um eine Pfarrstelle einer in Ab­
satz 1 genannten Pastorin oder eines in Absatz 1 genannten 
Pastors innerhalb einer Frist von längstens sechs Monaten 
nach Ende der bisherigen Tätigkeit keinen Erfolg, so ent­
scheidet das Bischofskollegium auf Vorschlag des Nordel­
bischen Kirchenamtes darüber, welche freie Pfarrstelle der 
Pastorin oder dem Pastor übertragen werden soll. Die Über­
tragung gilt als Ernennung nach § 7 Pfarrstellengesetz. Die 
Bestimmungen über die Ernennung nach dem Pfarrstellen­
gesetz finden entsp~:echende Anwendung. 

li. Maßnahmen zur Beschäftigung von Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern 

§5 

(1) Im Rahmen ihrer finanziellen Möglichkeiten können 
die Nordelbische Kirche, die Kirchenkreise und die Kir­
chengemeinden sowie deren Verbände unter Verwendung 
der nach § § 7 und 9 gebildeten Personalfonds in kirchlicher 
Verantwortung ausgebildete Mitarbeiterinnen und Mitarbei­
ter zusätzlich anstellen. 

(2) Bewerberinnen und Bewerber für ein Praktikum, das 
zu einer kirchlichen Ausbildung gehört, und ausnahmswei­
se auch Bewerberinnen und Bewerber für ein Ausbildungs­
verhältnis sollen nach Möglichkeit auch dann berücksichtigt 
werden, wenn eine Anstellung nach Abschluß des Prakti­
kums oder der Ausbildung voraussichtlich nicht erfolgen 
kann. 

(3) Den Kirchenkreisen, Kirchengemeinden, deren Ver­
bände sowie den Diensten und Werken nach Artikel 60 der 
Verfassung können Personalkostenzuschüsse aus dem Per­
sonalfonds der Nordelbischen Kirche nach§ 8 nur dann ge­
währt werden, wenn die Anstellungskörperschaft die Finan­
zierung der Personalkosten im übrigen sicherstellt. 

(4) In Ausnahmefällen können Mitarbeiterinnen und Mit­
arbeiter mit einer kirchlichen Ausbildung auch von der Nor­
delbischen Kirche und den Kirchenkreisen befristet ange­
stellt und zur Dienstleistung bei anderen kirchlichen Kör­
perschaften oder Diensten und Werken abgeordnet werden, 
sofern die Personalkosten aus ~em Personalfonds der Nord­
elbischen Kirche, des Kirchenkreises oder in anderer Weise 
einschließlich der sonstigen Kosten gesichert sind. 

m. Besoldungs- und versorgungsrechtliche Vorschriften 

§6 

(1) Die Pastorin und der Pastor zur Anstellung erhalten 
75 v.H. der im Kirchenbesoldungsgesetz jeweils festgesetz­
ten Besoldung einer Pastorin oder eines Pastors nach der 
Besoldungsgruppe A 13. Dieser Vomhundertsatz bleibt für 
vier Jahre bestehen, auch wenn die Pastorin oder der Pastor 
iri ein Dienstverhältnis auf Lebenszeit übernommen wird. 
Das Urlaubsgeld wird ungekürzt nach den Vorschriften des 
Kirchenbesoldungsgesetzes gewährt. 

(2) Pastorinnen und Pastoren, deren Besoldung nach Ab­
satz 1 bemessen wird, erhalten für jedes Kind, für das ihnen 
der Ortszuschlag zusteht, einen monatlichen Kinderzu­
schlag von 105,00 DM, wenn das Bruttoeinkommen des 

Ehegatten im Jahresdurchschnitt monatlich 750,00 DM 
nicht übersteigt. Der Kinderzuschlag erhöht sich bei allge­
meinen Besoldungserhöhungen um den gleichen Vomhun­
dertsatz, um den die Grundgehälter angehoben werden. Für 
die Zeit, in der die Besoldung nach Absatz 1 bemessen wird, 
erhalten sie zusätzlich zum Urlaub 3 Tage Dienstbefreiung 
im Kalenderjahr. 

(3) Der Pastorin oder dem Pastor zur Anstellung kann 
eine Dienstwohnung zugewiesen werden. 

( 4) Bei Entlassung wegen Dienstunfähigkeit oder bei Tod 
infolge eines Dienstunfalles kann der Pastorin oder dem Pa­
stor zur Anstellung bzw. den Hinterbliebenen eine Abfin­
dung bzw. Unterhaltszahlung nach billigem Ermessen ge­
währt werden. 

§6a 

(aufgehoben) 

IV. Bildung von Personalfonds und deren Verwaltung 
§7 ' 

(1) Zur Finanzierung der Personalkosten der nach §§ 2 
und 5 beschäftigten Pastorinnen und Pastoren, Mitarbeiter­
innen und Mitarbeiter wird als besonderer Bestandteil des 
Vermögens der Nordelbischen Kirche ein Personalfonds ge­
bildet aus 

1. den Erträgen eines Anteils des Pensionsfonds in Höhe 
von 26 Millionen DM, 

2. allgemeinen Haushaltsmitteln, 

3. Zuführung von Rücklagen und Fondsbeständen auf­
grund eines Beschlusses der Synode, 

4. zweckgebundenen Spenden und Beitragen, 

5. durch Verzicht auf Bezüge nach§ 25 b Abs. 7 Kirchen­
besoldungsgesetz zufließenden Mitteln. 

(2) Der Personalfonds ist vom Nordelbischen Kirchenamt 
aufgrund gesonderter Wirtschafts- und Rechnungsführung 
zu verwalten. Er unterliegt der Prüfung durch das Rech­
nungsprüfungsamt der Nordelbischen Kirche. Die Auflö­
sung des Personalfonds wahrend der Geltungsdauer dieses 
Kirchengesetzes .bedarf eines Kirchengesetzes. 

§8 

(1) Aus dem Personalfonds der Nordelbischen Kirche 
sind ausschließlich Personalkosten der nach§§ 2 und 5 be­
schäftigten Pastorinnen und Pastoren, Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter zu leisten, und zwar in der Regel bis zur Höhe 
von 50 v. H., in Ausnahmefallen bis zur vollen Höhe der Be­
züge bzw. Vergütungen. 

(2) Über die Leistungen und deren Höhe nach Absatz 1 
entscheidet ein vom Nordelbischen Kirchenamt gebildeter 
Ausschuß, dem nicht mehr als fünf Mitglieder angehören 
sollen. Die Kirchenleitung kann für die zu treffenden Ent-. 
scheidungen Grundsätze aufstellen. 

§8a 

(aufgehoben) 

§9 

Die Kirchengemeinden und Kirchenkreise sowie deren 
Verbände sollen im Rahmen ihrer finanziellen Möglichkei­
ten in entsprechender Anwendung von § 7 Personalfonds 
bilden, um die Finanzierung der Personalkosten der nach § 
8 Abs. 1 beschäftigten Pastorinnen und Pastoren, Mitarbei­
terinnen und Mitarbeiter sicherzustellen, sofern nicht beson­
dere Fördervereine hierfür gegründet sind. Entsprechendes 
gilt auch für die allgemein- und gesamtkirchlichen Dienste 
und Werke. 

•· 



Heft 4, 1992 AMTSBLATT 151 

V. Schlußbestimmungen 

§ 10 

(1) Dieses Kirchengesetz tritt am Tage nach seiner Ver­
kündung in Kraft.*) Es tritt am 31. Dezember 2007 außer 
Kraft, sofern die Weitergeltung nicht spätestens ein Jahr vor 
diesem Termin durch Kirchengesetz beschlossen wird. 

(2) Diesem Kirchengesetz entgegenstehende Bestimmun­
gen finden für die Geltungsdauer dieses Kirchengesetzes 
keine Anwendung. 

(3) Für Pastorinnen und Pastoren zur Anstellung, die sich 
vor Irrkrafttreten dieses Kirchengesetzes in einem Dienst­
verhältnis auf Probe befinden, gilt dieses Kirchengesetz 
nicht. 

Nr.64 Bekanntmachung der Neufassung der Allge­
meinen Verwaltungsanordnung über die 
Durchführung 'von Orgelbauvorhaben in der 
Nordelbischen Evanglisch-Lutherischen Kir­
che. 

Vom 12. Februar 1992. (GVOBl. S. 94) 

Nachstehend wird der Wortlaut der Allgemeinen Verwal­
tungsanordnung über die Durchführung von Orgelbauvor­
haben vom 18. April1978 (GVOBl. S. 132) in der vom Kol­
legium des Nordelbischen Kirchenamtesam 19. November 
1991 beschlossenen Fassung bekanntgegeben. 

Kiel, den 12. Februar 1992 

Nordelbisches Kirchenamt 

Dr. Blaschke 
Präsident 

Allgemeine Verwaltungsanordnung 
über die Durchführung von Orgelbauvorhaben in der 

Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche 
, i.d.F. vom 19. November 1991 

Inhaltsverzeichnis 

§ 1 Allgemeines 
§ 2 Beratungspflicht, Begriffsbestimmungen 
§ 3 Orgelsachverständige, Gebühren 
§ 4 Anhörung 
§ 5 Stellung der Orgel 
§ 6 Prospektgestaltung, Denkmalschutz 
§ 7 Auswahl der Firmen 
§ 8 Ausschreibung 
§ 9 Verwendung von Altmaterial 
§ 10 Prüfung der Angebote 
§ 11 Entscheidung des Kirchenvorstandes 
§ 12 Kirchenaufsichtliche Genehmigung 
§ 13 Orgelbauvertrag 
§ 14 Bauaufsicht 
§ 15 Abnahme 
§ 16 Orgelpflegevertrag 
§ 17 Orgelbaukommission 
§ 18 Mitglieder der Orgelbaukommission 
§ 19 Entsprechende Anwendung 
§ 20 Irrkrafttreten 

*in Kraft getreten arn 25. März 1983 (vgl. GVOBI. S. 94) 

Auf Grund von Art. 102 Abs. 3 der Verfassung hat das 
Nordelbische Kirchenamt folgende Allgemeine Verwal­
tungsanordnung beschlossen: 

§ 1 

Allgemeines 

In Kirchen und Kapellen müssen, in anderen Räumen, die 
auch zum gottesdienstlichen Gebrauch bestimmt sind, sol­
len als Hauptinstrument nur fest eingebaute oder bewegli­
che Pfeifenorgeln verwendet werden. Zweitinstrumente sol­
len bevorzugt bewegliche Pfeifeninstrumente, z. B. Truhen­
orgeln, sein. 

§2 

Beratungspflicht, Begriffsbestimmungen 

(I) Bei jedem Orgelbauvorhaben sowie beim An- und 
Verkauf der Orgel hat der Kirchenvorstand über das Nord­
elbische Kirchenamt die Beratung durch einen Orgelsach­
verständigen zu beantragen. 

(2) Orgelbauvorhaben sind der Neu- und Umbau, die Re­
staurierung und Instandsetzung sowie der. Abbruch von Or­
geln oder Orgelteilen. 

a) Orgelneubau ist die Neuerstellung einer Pfeifenorgel, 
entweder als Erstaufstellung oder als Ersatz für eine an­
dere. 

b) Orgelumbau ist jede Veränderung der Orgelgröße (Re­
gisteranzahl oder Registerart), jede Veränderung an der 
Aufstellung der Orgel oder von Orgelteilen oder jede 
Veränderung an der Traktur. 

c) Restaurierung ist die Wiederherstellung historisch wert­
voller Orgeln hinsichtlich des Klanges, der Technik und 
des äußeren Erscheinungsbildes. 

d) Instapdsetzung ist die Reparatur von nicht mehr funkti­
onsfähigen Orgeln oder Orgelteilen, soweit sie über die 
laufende Pflege hinausgeht. 

e) Abbruch ist die Beseitigung von Orgeln oder Orgeltei­
len. 

§3 

Orgelsachverständige 

(1) Das Nordelbische Kirchenamt bestellt Orgelsachver­
ständige in der erforderlichen Anzahl auf die Dauer von 
sechs Jahren. Ihre Amtszeit kann verlängert werden. Falls 
ein dringendes dienstliches Interesse vorliegt, kann die Be­
stellung vor Ablauf der Amtszeit widerrufen werden. 

(2) Die Orgelsachverständigen stehen den kirchlichen 
Körperschaften und Dienststellen im Bereich der Nordelbi­
schen Ev.-Luth. Kirche nach freier Wahl zur Verfügung. 

(3) Die Orgelsachverständigen erhalten für ihre Leistun­
gen Honorare nach Maßgabe der vom Nordelbischen Kir­
chenamt hierzu erlassenen Richtlinie. 

§4 

Anhörung 

Der Orgelsachverständige hat im Rahmen der Beratung 
außer den Kirchenvorstand auch den zuständigen Organi­
sten anzuhören. Der Kirchenvorstand kann im Benehmen 
mit dem Orgelsachverständigen den Kirchenkreisbeauftrag­
ten für Kirchenmusik zur Beratung hinzuziehen. 

§5 

Stellung der Orgel 

Bei Orgelneubauten und -umbauten stellt der Orgelsach­
verständige im Einvernehmen mit dem Nordelbischen Kir-
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chenamt (Dezernat für Bauwesen) fest, ob der vorgesehene 
Platz für die Orgel räumlich und klanglich geeignet ist. 
Dabei ist auch die Möglichkeit besonderer kirchenmusikali­
scher Aufführungen mit Chor und Instrumentalgruppen zu 
berücksichtigen. 

§ 6, 

Prospektgestaltung, Denkmalschutz 

(l)Bei der Gestaltung eines Orgelprospektes haben sich 
Kirchenvorstand und Orgelsachverständiger durch das 
Nordelbische Kirchenamt (Dezernat für Bauwesen) beraten 
zu lassen.*) 

(2) Bei Kirchenneubauten soll das Einvernehmen des Ar­
chitekten herbeigeführt werden. 

(3) Handelt es sich um eine denkmalgeschützte Kirche, 
so ist die Zustimmung der zuständigen staatlichen Denk­
malschutzbehörde einzuholen. 

,(4) Die Genehmigung durch das Nordelbische Kirchen­
amt nach § 12 wird·durch die vorstehenden Regelungen 
nicht entbehrlich. 

§7 

Auswahl der Firmen 

Bei Orgelneubauten, -umbauten und -restaurierungen 
sind mindestens drei Angebote einzuholen. Der Orgelsach­
verständige soll den Kirchenvorstand dahin beraten, zur Ab­
gabe von Angeboten nur solche Firmen aufzufordern, die 
hinsichtlich ihrer Leistungsfähigkeit möglichst gleichwertig 
sind. 

§8 

Ausschreibung 

(1 ) Bei Orgelneubauten erarbeitet der Orgelsachverstän­
dige unter Berücksichtigung der mit dem Kirchenvorstand 
und dem Organisten festgelegten Disposition eine Aus­
schreibung, anhand derer die aufgeforderten Firmen ver­
gleichbare Angebote zu erstellen haben. benFirmen ist zur 
Auflage zu machen, andere Lösungsvorschläge nur alterna­
tiv anzubieten. 

(2) Um die Vergleichbarkeit der Angebote zu gewährlei­
sten, sind für die Spezifizierung mindestens folgende Anga­
ben zu fordern: 

a) die Register und ihre Fußtonzahl, 

b) Bauform der Labialstimmen und der Rohrwerke, 

c) Material der Pfeifen, 

d) Gehäuse und Prospekt: Zeichnungen (Grundriß, Ansich­
ten, Schnitte) im Maßstab 1:10 oder 1: 20 als Vorent­
wurf, Beschreibung der Materialien und der Ober­
flächenbehandlung, 

e) Tonumfang und Bauweise der Manuale und des Pedals, 

f) Nebenregister und Spielhilfen, 

g) vorgesehene Werkanordnung und Baubeschreibung der 
Windladen, 

h) Wiederverwendung vorhandener alter Orgelteile, 

i) System, Platz und Frontrichtung des Spieltisches (bei 
elektrischer Traktur: ob freistehend oder beweglich), 

k) Balg- und Gebläseanlage. 

*)Siehe§ 1 Abs. 2 der Allgemeinen Verwaltungsanordnung über 
Planung und Genehmigung von Bauvorhaben vom 23. 5. 1977 
(GVOBI. S. 123). 

(3) Die Nebenzüge (Koppeln, Kombinationen, Tremu­
lant, Zimbelstern oder dergl.) und Spielhilfen sind von den 
klingenden Registern zu trennen und am Ende der Disposi­
tion besonders anzugeben. 

(4) In den Ausschreibungsbedingungen ist zu vermerken, 
daß die Orgelbaufirmen aufErsuchen des Orgelsachverstän­
digen verpflichtet sind, diesem Auskunft über die Berech­
nung der Mensuren und die Zusammensetzung der gemisch­
ten Stimmen zu geben. Die Firmen sind aufzufordern, ihre 
Angebote nur an den Kirchenvorstand zu richten. 

(5) Bei Orgelumbauten und -instandsetzungen muß darü­
berhinaus der vom Orgelsachverständigen auszuarbeitende 
Dispositionsvorschlag folgende Angaben enthalten: 

a) die bisherige und die geplante Disposition der Orgel, 

b) die von Prospekt und Inneneinrichtung der alten Orgel 
wiederzuverwendenden Teile, 

c) ggf. die verbleibenden, die umzubauenden und die neu 
zu liefemden Register. 

(6) Rückfragen zur A~sschreibung während der Ange­
botsfrist sind vom Orgelsachverständigen zu beantworten. 
Werden hierdurch die Angebote oder die Abgabetermine 
beeinflußt, sind die Antworten allen Anbietern schriftlich 
zuzustellen. 

§9 

Verwendung von Altmaterial 

Der Orgelsachverständige hat darauf zu achten, daß die 
Orgelbaufirmen in ihren Kostenanschlägen das etwa von 
ihnen zu übernehmende Material der alten Orgel anrechnen 
und das verwendungsfähige Material der alten Orgel wieder 
zweckentsprechend verwenden. In allen Fällen, in denen 
keine Anrechnung vorgesehen ist, bleibt das Altmaterial Ei­
gentum der Kirchengemeinde. 

§10 

Prüfung der Angebote 

(1) Der Kirchenvorstand hat die eingegangenen Angebo­
te unverzüglich dem Orgelsachverständigen zuzuleiten. Der 
Orgelsachverständige hat einen Prüfbericht über die techni­
sche, künstlerische und finanzielle Beurteilung der Angebo­
te anzufertigen. Er soll darin eindeutige Empfehlungen aus­
sprechen und diese begründen. 

(2) Vor Prüfung durch den Orgelsachverständigen sind 
die Angebote vetraulich zu behandeln. 

§11 
Entscheidung des Kirchenvorstandes 

Der Kirchenvorstand beschließt die Beauftragung der 
Firma in Abwesenheit des Orgelsachverständigen und infor­
miert diesen über seinen Beschluß. 

§ 12 

Kirchenaufsichtliche Genehmigurlg 

(1) Der Beschluß des Kirchenvorstandes über den Neu­
und Umbau, den An- und Verkauf und den Abbruch einer 
Orgel oder von Orgelteilen bedarf der Genehmigung durch 
das Nordelbische Kirchenamt *t) 

**)Siehe§ 2 Abs. 5 der Allgemeinen Verwaltungsanordnung über 
Planung und Genehmigung von Bauvorhaben vom 23. 5. 1977 
(GVOBI: S. 123). 

• 

• 
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(2) Dem Antrag auf Genehmigung sind außer dem Be­
schluß beizufügen: 

a) Das Angebot mit allen Anlagen einschl. Zeichnungen 
der Firma, die den Zuschlag erhalten soll, 

b) der schriftiche Prüfbericht des Orgelsachverständigen, 

c) eine Zusammenstellung der Endsumme der Angebote 
und 

d) der Finanzierungsplan. 

(3) Der Orgelsachverständige erhält eine Mitteilung über 
die erteilte Genehmigung. 

§13 

Orgelbauvertrag 

Nach Erteilung der kirchenaufsichtliehen Genehmigung 
schließt der Kirchenvorstand mit der Orgelbaufirma den Or­
gelb~uvertrag ab. Auch hierbei hat er sich vom Orgelsach­
verständigen beraten zu lassen. 

§ 14 

Bauaufsicht 

(1) Dem Orgelsachverständigen ist die Bauaufsicht zu 
übertragen. Er hat Werkstattprüfungen vorzunehmen, wenn 
er es für die ordnungsgemäße Erstellung des Werkes für 
notwendig hält. Die Überprüfung der vertragsmäßigen Lei­
stungen an Ort und Stelle gehört ebenfalls zu seinen Lei­
stungen. Dem Orgelsachverständigen ist der jederzeitige 
Zutritt zur Baustelle zu gewähren. 

(2) Der Schriftverkehr zwischen dem Orgelsachverstän­
digen und der Orgelbaufirma ist durchschriftlich dem Kir­
chenvorstand zu Kenntnis zu geben. 

§ 15 

Abnahme 

(1) Nach Abschluß der Orgelbauarbeiten muß innerhalb 
der im Orgelbauvertrag genannten Frist die Abnahme­
prüfung durch den Orgelsachverständigen erfolgen. Dabei 
sollen mindestens der Organist und der Vorsitzende des Kir­
chenvorstandes und ein bevollmächtigter Vertreter der Or­
gelbaufirma anwesend sein. Der Organist kann durch den 
Kirchenkreisbeauftragten für Kirchenmusik vertreten wer­
den. 

(2) Der Kirchenvorstand soll die Abnahme spätestens 
zwei Monate nach Abschluß des Orgelbauvorhabens be­
schließen. Der Orgelsachverständige hat dazu ein schriftli­
ches Gutachten darüber zu erstatten, ob die Orgelbaufirma 
die vereinbarten Leistungen erbracht hat. Der Kirchenvor­
stand erhält das Abnahmegutachten in zwei Exemplaren, 
das Nordelbische Kirchenamt in einem Exemplar. 

(3) Werden Mängel festgestellt, muß der Kirchenvor­
stand die Orgelbaufirma auffordern, diese . innerhalb einer 
bestimmten Frist unentgeltlich zu beheben. Der Beschluß 
über die,Abnahme der Orgel kann erst dann gefaßt werden, 
wenn der Orgelsachverständige die Behebung der Mängel · 
festgestellt hat. 

(4) Die Begleichung der Abschlußrechnung der Orgel­
baufmna darf erst erfolgen, wenn der Orgelsachverständige 
die Rechnung geprüft und fachtechnisch festgestellt hat. Er­
folgt keine Abnahme gilt § 17. 

(5) Vor Ablauf der Garantiezeit hat der Kirchenvorstand 
die Orgel noch einmal vom Orgelsachverständigen prüfen 
zu lassen. 

§ 16 

Orgelpflegevertrag 

Nach Fertigstellung der Orgel ist mit der Herstellerfirma 
ein Vertrag über die Pflege und Stimmung der Orgel (Or­
gelpflegevertrag) abzuschließen. Die Verträge sollen die 
Laufzeit eines Haushaltsjahres haben und sich jeweils um 
ein Jahr verlängern, wenn nicht spätestens 6 Wochen vor 
Ablauf des Vertrages gekündigt wird. Eine Lohngleitklausel 
kann Vertragsbestandteil sein. 

§17 

Orgelbaukommission 

(1) Für die folgenden besonderen Aufgaben wird durch 
das Nordelbische Kirchenamt eine Orgelbaukommission 
gebildet: 

a) Zur Beratung des Kirchenvorstandes, des Orgelsachver­
ständigen oder des Nordelbischen Kirchenamtes in 
grundsätzlichen Orgelangelegenheiten sowie für Orgeln 
von besonderer künstlerischer oder denkmalpflegeri­
scher Bedeutung, 

b) zur Beratung bei Streitigkeiten zwischen dem Kirchen­
vorstand, dem Orgelsachverständigen und den Orgel­
baufirmen. 

(2) Der Kirchenvorstand und der Orgelsachverständige 
können Anträge zur Einberufung der Orgelbaukommission 
an das Nordelbische Kirchenamt richten. In welchen Fällen 
die Orgelbaukommission beratend tätig werden soll, ent­
scheidet das Nordelbische Kirchenamt 

§ 18 

Mitglieder der Orgelbaukommission 

Der Orgelbaukommission gehören an: 

1. zwei nicht mit dem Orgelbauvorhaben befaßte Orgel­
sachverständige, 

2. der Landeskirchenmusikdirektor, 

3. der Vorsitzende des Bauausschusses der Nordelbischen 
Kirche, 

4. der für Kirchenmusik zuständige Dezernent im Nordel­
bischen Kirchenamt, 

5. der Dezernent für Bauwesen im Nordelbischen Kirchen­
amt, 

6. der im Einzelfall zuständige Referent für Bauwesen im 
Nordelbischen Kirchenamt 

Die Orgelbaukommission kann weitere Berater hinzuzie­
hen. 

§ 19 

Entsprechende Anwendung 

Die für die Kirchenvorstände geltenden Bestimmungen 
sind für andere kirchliche Körperschaften und Einrichtun­
gen entsprechend anzuwenden, soweit sie Auftraggeber für 
Orgelbauvorhaben oder für An- und Verkäufe von Orgeln 
sind. 

§20 

(lnkrafttreten) 
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Nr.65 Bekanntmachung der Neufassung der 
Glockenordnung. 
Vom 12. Februar 1992. (GVOBl. S. 97) 

Nachstehend wird der Wortlaut der Allgemeinen Verwal­
tungsanordnung für die Behandlung von Glockenangele­
genheiten vom 2. Mai 1978 (GVOBL S. 131) in der vom 
Kollegium des Nordelbischen Kirchenamtes am 19. No­
vember 1991 beschlossenen Fassung bekanntgegeben. 

K i e 1, den 12. Februar 1992 

Nordelbisches Kirchenamt 
Dr. Blaschke 

Präsident 

Verwaltungsanordnung 
für die Behandlung von Glockenangelegenheiten 

in der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche 
(Glockenordnung) 

i.d.F. vom 19. November 1991 

§ 1 

Allgemeines 

Für die Beratung der Kirchengemeinden, Kirchenge­
meindeverbände und Kirchenkreise in Glockenangelegen­

; heiten beruft das Nordelbische Kirchenamt Glockensach­
verständige. 

§2 

Gegenstand der Beratung 

(1) Die Beratung durch den Glockensachverständigen ist 
insbesondere in folgenden Fällen erforderlich: 

a) Neubau von Türmen, in denen Glocken aufgehängt wer-
den sollen, 

b) Neubau von Glockenträgern, 

c) Aufhängung von Glocken in vorhandenen Türmen, 

d) Änderung und Erweiterung vorhandener Glockengeläute, 

e) Änderung von Glockenstuben und ihrer Schalluken, 

f) Änderung der Aufhängung, der Intonation und der 
Lautstärke vorhandener Geläute. 

(2) Die Beratung ist rechtzeitig für die Planung der Vor­
haben nach Absatz 1 bei den Glockensachverständigen zu 
beantragen. · 

§3 

Zusammenarbeit mit dem Nordelbischen Kirchenamt 

Der Glockensachverständige berät die jeweilige Körper­
schaft im Einvernehmen mit dem Nordelbischen Kirchen­
amt (Dezernat für Bauwesen). Bei Zweifeln über die Stand­
sicherheit hat er mit dem zuständigen Referenten für Bau-

wesen im Nordelbischen Kirchenamt die Einschaltung wei­
terer Fachleute abzustimmen. 

§4 

Ausschreibung 

Der Glockensachverständige erarbeitet eine Ausschrei­
bung, die von der auftraggebenden Körperschaft an ein­
schlägige Firmen versandt wird. Die Auswahl der Firmen 
trifft die Körperschaft nach Beratung durch den Glocken­
sachverstäridigen. Die Firmen sind aufzufordern, ihre Ange­
bote nur an die auftraggebende Körperschaft zu richten. 

§5 

Auswertung der Angebote 

Die eingegangenen Angebote sind an den Glockensach­
verständigen weiterzuleiten, der für die auftraggebende 
Körperschaft einen schriftlichen Vergabevorschlag zu erar­
beiten hat. Danach beschließt die Körperschaft über die 
Vergabe des Auftrages in Abwesenheit des Glockensach­
verständigen. 

§6 

Kirchenaufsichtliche Genehmigung 

(1) Der Beschluß über die Vergabe des Auftrags ist bei 
Vorhaben nach § 2 Buchstaben a bis e zusammen mit der 
Stellungnahme des Glockensachverständigen dem Nordel­
bischen Kirchenamt zur Genehmigung vorzulegen.*) Der 
Beschluß wird wirksam, wenn die Genehmigung erteilt ist. 

(2) Der Auftrag an die Firma darf erst nach Erteilung der 
Genehmigung vergeben werden. 

§7 

Prüfung und Abnahme 

(1) Die Prüfung der fertigen Glocken soll im Herstel­
lungswerk stattfinden, es sei denn, der Glockensachverstän­
dige hält es im Einzelfall nicht für erforderlich. 

(2) Die Abnahme erfolgt durch den Glockensachverstän­
digen nach Aufhängung und Inbetriebnahme der Glocken. 

§ 8 

Honorare 

Die Glockensachverständigen erhalten für ihre Leistun­
gen Honorare nach Maßgabe der vom Nordelbischen Kir­
chenamt erlassenen Richtlinie. 

§9 

Inkrafttreten 
*)Siehe§ 2 Abs. 5 der Allgemeinen Verwaltungsanordnung über 
Planung und Genehmigung von Bauvorhaben vom 23. Mai 1977 
(GVOBI. S. 123) 

Evangelische Kirche der Pfalz (Protestantische Landeskirche) 

Nr.66 Vereinbarung über den Erwerb der Gemein­
dezugehörigkeit in besonderen Fällen zwi­
schen der Evangelischen Kirche in Hessen 
und Nassau, vertreten durch die Kirchenlei­
tung und der Evangelischen Kirche der Pfalz 
(Protestantische Landeskirche), vertreten 
durch den Landeskirchenrat 

Vom 13./22. Mai 1992. (ABI. S. 10) 

Aufgrund von§ 20 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit§ 1 
Abs, 2 Satz 2 des Kirchengesetzes der Evangelischen Kir-

ehe in Deutschland über die Kirchenmitgliedschaft, das 
Kirchliche Meldewesen und den Schutz der Daten der Kir­
chenmitglieder (Kirchengesetz über die Kirchenmitglied­
schaft) vom 10. November 1976 (ABI. EKD 1976 S. 391) 
wird folgende Vereinbarung geschlossen: 

§ 1 

Voraussetzungen für den Erwerb der 
Gemeindezugehörigkeit 

(1) Ist ein Kirchenmitglied einer der vertragsschließen­
den Kirchen mit einer in der anderen vertragsschließenden 

• 

• 
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Kirche liegenden Kirchengemeinde durch besondere kirch­
liche Beziehungen verbunden, so kann es die Gemeindezu­
gehörigkeit zu dieser Kirchengemeinde erwerben, wenn die 
Lage seines Wohnsitzes seine regelmäßige Teilnahme am 
Leben der Kirchengemeinde zuläßt. 

(2) Scheidet ein Kirehenmitglied infolge Wohnsitzwech­
sels aus seiner Kirchengemeinde aus, so kann es seine Ge­
meindezugehörigkeit zu der bisherigen Kirchengemeinde 
fortsetzen, wenn es dieser durch besondere kirchliche Be­
ziehungen verbunden bleibt und die Lage seines Wohnsitzes 
seine regelmäßige Teilnahme am Leben der Kirchenge­
meinde zuläßt. 

§2 

V erfahren bei einem Antrag auf Erwerb der 
Gemeindezugehörigkeit im Bereich der 

Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau 

(1) Der Antrag nach § 1 Abs. 1 ist an den Kirchenvor­
stand der .Kirchengemeinde zu richten, in die die Aufnahme 
begehrt wird. Er ist zu begründen. Beabsichtigt der Kir­
chenvorstand, dem Antrag zu entsprechen, so hat er zuvor 
das Presbyterium der abgebenden Kirchengemeinde und 
den für diese Kirchengemeinde zuständigen Bezirkskir­
chenrat anzuhören. Entspricht der KirchenvorStand dem 
Antrag, so teilt er dies dem Antragsteller, dem Presbyterium 
der bisherigen Kirchengemeinde und dem Bezirkskirchen­
rat mit. 

(2) Der Antrag nach § 1 Abs. 2 ist an den Kirchenvor­
stand der Kirchengemeinde des bisherigen Wohnsitzes zu 
richten. Er ist zu begründen. Beabsichtigt der Kirchenvor­
stand, dem Antrag zu entsprechen, so hat er zuvor das Pres­
byterium der Kirchengemeinde des neuen Wohnsitzes und 
den für diese Kirchengemeinde zuständigen Bezirkskir­
chenrat anzuhören. Entspricht der Kirchenvorstand dem 
Antrag, so teilt er dies dem Antragsteller, dem Presbyterium 
der bisherigen Kirchengemeinde und dem Bezirkskirchen­
rat mit. 

(3) Sofern sich die im Haushalt des Kirchenmitgliedes 
lebenden Familienangehörigen einem Antrag nach Absatz 1 
oder Absatz 2 anschließen, erstreckt sich die Entscheidung 
auch auf diese. 

( 4) Lehnt der Kirchenvorstand einen Antrag nach Absatz 
1 oder Absatz 2 ab, so kann der Antragsteller hiergegen Wi­
derspruch bei der Kirchenleitung der Evangelischen Kirche 
in Hessen und Nassau erheben. Will die Kirchenleitung dem 
Widerspruch stattgeben, entscheidet sie im Benehmen mit 
dem Landeskirchenrat endgültig. 

§3 

V erfahren bei einem Antrag auf 
Erwerb der Gemeindezugehörigkeit 

im Bereich der Evangelischen Kirche der Pfalz 
(Protestantische Landeskirche) 

(1) Der Antrag nach§ 1 Abs. 1 ist an den für die aufneh­
mende Kirchengemeinde. zuständigen Bezirkskirchenrat zu 
richten. Er ist zu begründen. Beabsichtigt der Bezirkskir­
chenrat, dem Antrag zu entsprechen, so hat er zuvor das 
Presbyterium der aufnehmenden Kirchengemeinde und den 
Kirchenvorstand der abgebenden Kirchengemeinde an­
zuhören. Entspricht der Bezirkskirchenrat dem Antrag, so 
teilt er dies dem Antragsteller, dem Presbyterium der auf­
nehmenden Kirchengemeinde und dem Kirchenvorstand 
der bisherigen Kirchengemeinde mit. 

(2) Der Antrag nach § 1 Abs. 2 ist an den für die Kir­
chengemeinde des bisherigen Wohnsitzes zuständigen Be­
zirkskirchenrat zu richten. Er ist zu begründen. Beabsichtigt 

der Bezirkskirchenrat, dem Antrag zu entsprechen, so hat er 
zuvor das Presbyterium der Kirchengemeinde des bisheri­
gen Wohnsitzes und den Kirchenvorstand der abgebenden 
Kirchengemeinde anzuhören. Entspricht der· Bezirkskir­
chenrat dem Antrag, so teilt er dies dem Antragsteller, dem 
Presbyterium der aufnehmenden Kirchengemeinde und dem 
Kirchenvorstand der bisherigen Kirchengemeinde mit. 

(3) Sofern sich die im Haushalt des Kirchenmitgliedes 
lebenden Familienangehörigen einem Antrag nach Absatz 1 
oder Absatz 2 anschließen, erstreckt sich die Entscheidung 
auch auf diese. 

(4) Lehnt der Bezirkskirchenrat einen Antrag nach Ab­
satz 1 oder Absatz 2 ab, so kann der Antragsteller hiergegen 
Beschwerde beim Landeskirchenrat der Evangelischen Kir­
che der Pfalz (Protestantische Landeskirche) einlegen. Will 
der Landeskirchenrat der Beschwerde stattgeben, entschei­
det er im Benehmen mit der Kirchenleitung endgültig. 

§4 

Rechtsfolgen 

( 1) Die Gemeindezugehörigkeit zur neuen Kirchenge­
meinde entsteht 

a) mit Zugang der Mitteilung nach § 2 Abs. 1 Satz 4 an den 
Bezirkskirchenrat oder nach § 3 Abs. 1 Satz 4 an den 
Kirchenvorstand der bisherigen Kirchengemeinde oder 

b) mit Zugang der Entscheidung der Kirchenleitung nach § 
2 Abs. 4 Satz 2 oder des Landeskirchenrats nach § 3 
Abs. 4 Satz 2. 

(2) Die Gemeindezugehörigkeit zur bisherigen Kirchen­
gemeinde setzt sich fort 

a) mit Zugang der Mitteilung an den Antragsteller nach § 2 
Abs. 2 Satz 4 oder nach § 3 Abs. 2 Satz 4 oder 

b) mit Zugang der Entscheidung der Kirchenleitung nach § 
2 Abs. 4 Satz 2 oder des Landeskirchenrats nach § 3 
Abs. 4 Satz 2. 

(3) Die Kirchensteuerpflicht besteht in allen Fällen ge­
genüber der Kirchengemeinde und der Gliedkirche des 
Wohnsitzes des Antragstellers. 

§5 

Verzicht 

(1) Das Kirchenmitglied kann auf die Rechte aus Ent­
scheidungenaufgrund von § 2 Abs. 1 oder2 oder§ 3 Abs. 1 
oder 2 verzichten mit der Folge, daß es die Zugehörigkeit 
zur Wohnsitzkirchengemeinde erwirbt. Sofern sich die im 
Haushalt des Kirchenmitgliedes lebenden Familienan­
gehörigen der Erklärung anschließen, erstrecken· sich die · 
Rechtswirkungen auch auf diese. 

(2) Der Verzicht ist bei einer erworbenen Gemeindezu­
gehörigkeit im Bereich der Evangelischen Kirche in Hessen 
und Nassau dem Kirchenvorstand der bisherigen Kirchen­
gemeinde schriftlich zu erklären und wird mit Ablauf des 
Monats wirksam, in dem er ihm zugeht. Der Kirchenvor­
stand teilt den Wechsel in der Gemeindezugehörigkeit dem 
Presbyterium der Wohnsitzkirchengemeinde und dem zu­
ständigen Bezirkskirchenrat mit. 

(3) Der Verzicht ist bei einer erworbenen Gemeindezu­
gehörigkeit im Bereich der Evangelischen Kirche der Pfalz 
(Protestantische Landeskirche) dem für die bisherige Kir­
chengemeinde zuständigen Bezirkskirchenrat schriftlich zu 
erklären und wird mit Ablauf des Monats wirksam, in dem 
er ihm zugeht. Der Bezirkskirchenrat teilt den Wechsel in 
der Gemeindezugehörigkeit dem Kirchenvorstand der 
Wohnsitzkirchengemeinde mit. 
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§6 

Wohnsitzverlegung und Widerruf 

(1) Die Wirkungen von Entscheidungen nach§ 2 Abs. 1 
oder 2 oder§ 3 Abs. 1 oder 2 enden, wenn das Kirchenmit­
glied seinen Wohnsitz in eine andere Kirchengemeinde ver­
legt. 

(2) Ist eine der Voraussetzungen nach§ 2 Abs. 1 oder 2 
entfallen, so hat der Kirchenvorstand seine Entscheidung zu 
widerrufen. Der Widerruf kann auf die Familienangehöri­
gen des Kirchenmitgliedes erstreckt werden. Die Betroffe­
nen sind vorher anzuhören. Die Entscheidung wird drei Mo­
nate nach Zugang an die betroffenen Kirchenmitglieder 
wirksam. § 5 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend. 

(3) Ist eine der Voraussetzungen nach§ 3 Abs. 1 oder 2 
entfallen, so hat der Bezirkskirchenrat seine Entscheidung 
zu widerrufen. Der Widerruf kann ·auf die Familienan­
gehörigen des Kirchenmitgliedes erstreckt werden. Die Be­
troffenen sind vorher anzuhören. Die Entscheidung wird 
drei Monate nach Zugang an die betroffenen Kirchenmit­
glieder wirksam. § S Abs. 3 Satz 2 gilt entsprechend. 

(4) Gegen die Entscheidung des Kirchenvorstandes nach 
Absatz 2 oder die Entscheidung des Bezirkskirchenrats nach 
Absatz 3 können die Betroffenen Widerspruch bei der Kir­
chenleitung oder Beschwerde beim Landeskirchenrat einle­
gen. 

§7 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne der Bestimmungen dieser Vereinbarung bedeu­
ten 

a) der Wohnsitz- die Hauptwohnung des Kirchenmitglie­
des, 

b) die Wohnsitzverlegung - die Aufgabe der Hauptwoh­
nung im Bereich der Kirchengemeinde und Begründung 
der Hauptwohnung außerhalb dieses Bereichs. 

§8 

Wirksamkeit 

Diese Vereinbarung bedarf zur Wirksamkeit in der Evan­
gelischen Kirche in Hessen und Nassau der Zustimmung 
durch Kirchengesetz. 

§9 

Irrkrafttreten 

Diese Vereinbarung tritt am 1. Januar 1992 in Kraft. 

Darmstadt, den 22 Mai.l991 

Evangelische Kirche in Hessen und Nassau 
- Kirchenleitung -

Spengler 
(Kirchenpräsident) 

S p e y er, den 13. Mai 1991 

Evangelische Kirche der Pfalz 
(Protestantische Landeskirche) 

- Landeskirchenrat -

Schramm 
(Kirchenpräsident) 

Evangelisch-reformierte Kirche 
(Synode evangelisch-reformierter Kirchen 

in Bayern und Nordwestdeutschland) 

Nr.67 Ausführungsbestimmungen zu § 6 des Kir­
chengesetzes vom 25. Oktober 1991 über die 
Ausbildung der Pfarrer und Pfarrerinnen in 
der Evangelisch-refo~ierten Kirche (Pfar­
rerausbildungsordnung- PfAO). 

Vom 6. Januar 1992. (GVBL Bd. 16 S. 148) 

Das Moderamen der Gesamtsynode hat gern. § 46 Abs. 1 
des Kirchengesetzes vom 25. Oktober 1991 über die Ausbil­
dung der Pfarrer und Pfarrerinnen in der Evangelisch-refor­
mierten Kirche - Pfarrerausbildungsordnung - zu § 6 fol­
gende Ausführungsbestimmungen erlassen, die hiermit be­
kanntgemacht werden: 

A: Gemeindepraktikum 

A 1. Während des Studiums - frühestens nach dem 4. Se­
mester - sollen die Studierenden der Theologie ein 
Gemeindepraktikum in einer der Gemeinden der 
Ev.-ref. Kirche absolvieren. 

Zusätzlich besteht die Möglichkeit eines Praktikums 
in einem anderen kirchlichen Arbeitsbereich oder in 
einer Gemeinde außerhalb der Ev.-ref. Kirche. 

A 2. Die Zuweisung eines Praktikumsplatzes beantragen 
die Studierenden der Theologie zum 1. Mai bzw. 1. 
November für die jeweils folgenden Semesterferien. 
Das Gemeindepraktikum dauert sechs Wochen und 

kann auf Wunsch des Praktikanten oder der Prakti­
kantin um zwei Wochen verlängert werden. Pro Se­
mesterferien stehen maximal fünf Praktikumsplätze 
zur Verfügung. Die Einweisung erfolgt nach der 
Höhe der SemesterzahL 

A 3. Die Unterkunft und Verpflegung des Praktikanten 
oder der Praktikantirr erfolgt in der Regel im Pfarr­
haus der Praktikumsgemeinde. Der Mentor oder die 
Mentorirr erhält für Unterkunft und Verpflegung des 
Praktikanten oder der Praktikantirr 600,- DM (für 
jede Verlängerungswoche zusätzlich 100,- DM). 
Der Praktikant oder die Praktikantin erhält ein Ta­
schengeld in Höhe von 300,- DM (für jede Verlän­
gerungswoche zusätzlich 50,- DM) und die Fahrtko­
sten für eine Fahrt vom Studienort zum Praktikums­
ort und zurück. 

A 4. Der Mentor oder die Mentorirr soll nach dem 2. 
Theologischen Examen mindestens fünf Jahre in 
einer Gemeinde der Ev.-ref. Kirche Dienst getan 
haben. 

A 5. Der Ausbildungsdezernent teilt dem Bewerber oder 
der Bewerberirr mit, in welcher Gemeinde er oder sie 
das Praktikum absolvieren kann. Wünsche des Be­
werbers oder der Bewerberirr werden nach Möglich­
keit berücksichtigt. 

• 

• 
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A 6. Inhaltliche Zielsetzung des Gemeindepraktikums ist: 

a) ein Kennenlernen der pastoralen Arbeitsfelder, 

b) eine erste Selbsterfahrung in einer gemeind­
lichen Tätigkeit. 

Dementsprechend soll das Praktikum umfassen: 

a) Hospitation (bei fast allen pastoralen Tätigkei­
ten) rillt anschließender Nachbesprechung zwi­
schen Mentor oder Mentorin und Praktikant oder 
Praktikantin, 

b) Vorbereitung und Durchführung einer Gemein­
deveranstaltung (z. B. Gottesdienst, Unterricht, 
Gemeindekreis). Auch die Gemeindeveranstal­
tung soll zwischen Mentor oder Mentorin und 
Praktikant oder Praktikantin nachbereitet wer­
den. 

A 7. Zu einem Vor- bzw. Nachbereitungstag werden der 
Praktikant oder,die Praktikantin von der oder dem 
Beauftragten für Theologiestudierende im Auftrag 
des Landessuperintendenten eingeladen. Die entste­
henden Kosten trägt der Synodalrat 

A 8. Während des Gemeindepraktikums erstellt der Prak­
tikant oder die Praktikantin einen Bericht von maxi­
mal drei DIN A 4 Seiten und übersendet ihn unmit­
telbar nach Beendigung des Praktikums dem oder 
der Beauftragten für Theologiestudierende. 

Die vorgenannten Regelungen finden entsprechende An­
wendung bei der Durchführung eines Praktikums gemäß 
Absatz 1 Satz 2. 

B: Beratungsgespräch gemäß§ 6.2 

B 1. Zur Beratung hinsichtlich der Examensvorbereitung 
gemäß § 6.2 des o.g. Kirchengesetzes melden sich 
die Studierenden der Theologie beim Vorsitzenden 
des Prüfungsausschusses zu einem Beratungstermin, 
der nach dem 9. Semester stattfindet. Liegt dieser 
Termin im Herbst, erfolgt die Meldung zum 1. Mai. 
Für den Frühjahrstermin erfolgt die Meldung zum 1. 
November. 

B 2. Studierende, die mit der Examensvorbereitung be­
reits vor dem 9. Semester begihnen wollen, beantra­
gen beim Vorsitzenden des Theologischen Prü­
fungsausschusses eine Ausnahmeregelung. 

B 3. Studierende, die mit der Examensvorbereitung nicht 
nach dem 9. Semester beginnen wollen, beantragen 
beim Vorsitzenden des Theologischen Prüfungsaus­
schusses eine Ausnahmeregelung. 

B 4. Die Teilnahme am Beratungsgespräch gemäß § 6.2 
des o.g. Kirchengesetzes ist Voraussetzung für die 
spätere Zulassung zum 1. Theologischen Examen. 

B 5. Ausnahmsweise wird festgelegt, daß Studierende, 
die am 1. 1. 1992 mit der Examensvorbereitung be­
gonnen haben, sich unverzüglich zum nächstmögli­
chen Termin melden (Übergangsregelung). 

C: Diese Ausführungsbestimmungen treten zum 
1. Januar 1992 in Kraft. 

Leer, den 6. Januar 1992 

Das Moderamen der Gesamtsynode 

Sehröder Herrenbrück 

D. Mitteilungen aus der Ökumene 

E. Staatliche Gesetze, 
Anordnungen und Entscheidungen 
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Mitteilungen 

Evangelische Kirche in Deutschland 
- Kirchenamt-

AUS LA ND S D I E N S T 

Die Deutschsprachige Evangelische Gemeinde in Sin­
gapur sucht zum 01. August 1993: 

eine(n) neue(n) Pfarrer(in) 

Gesucht wird ein(e) Pfarrer(in) der (die) Initiative, Lern­
fähigkeit und große ökumenische Offenheit besitzt und be­
reit ist, an der Deutschen Schule Religionsunterricht zu er­
teilen. Die Gemeinde ist mit der lokalen Presbyterianischen 
Kirche verbunden. Die wachsende christliche Minderheit 
(ca 20 %) in Singapw bietet Anknüpfungspunkte für kirch­
liche Kontakte. Gute Englischkenntnisse sind Vorausset­
zung. 
, Von ca. 3000 Menschen deutscher Sprache, die meistens 

nur für befristete Zeit am Ort leben, sind ca. 250 Mitglieder 
der Gemeinde. Von Singapur aus werden die deutschspra­
chigen Gemeindegruppen in Kuala Lumpur (Malaysia) und 
Manila (Philippinen) regelmäßig besucht. 

Die Bewerbungsfrist läuft am 29. Mai 1992 ab. 

Nähere Auskünfte und Ausschreibungsunterlagen erhal-
ten Interessenten beim: 

Kirchenamt der EKD 
Hauptabteilung Ill 
Herrenhäuser Str. 12 
Postfach 21 02 20 
3000 Hannover 21 
Tel.: (05 11) 27 96-0. 

Die Evangelische Gemeinde deutscher Sprache in Hong­
kong, eine lebendige Gruppe von Christen aus überwiegend 
kaufmännischen Berufen, sucht zum 1. September 1993 

eine(n) neue(n) Pfarrer(in). 

Der jetzige kehrt nach neun Jahren nach Deutschland 
zurück. Der Gottesdienst ist zentrales Ereignis des Gemein­
delebens. Der/Die »Neue« soll Freude am Predigen haben. 
Kinder an der deutschen Schule und Konfirmanden bedür­
fen einer Ansprache und einer sie ansprechenden christli­
chen Unterweisung: pädagogisches Geschick und Erfah­
rung sind wünschenswert. Die Gemeinde ist einer der Treff­
punkte der deutschsprechenden Bevölkerung: Aufgeschlos­
senheit und Kontaktfreudigkeit gehören dazu! Dies auch 
nach außen hin, zur Pflege der ökumenischen Kontakte in 
einem sich ändernden politischen Umfeld. 

Pastorationsreisen nach China sind Bestandteil der Auf­
gaben. 

Englische Sprachkenntnisse sind eine Voraussetzung, ob­
wohl die Predigtsprache Deutsch ist. 

Wenn Sie Interesse an dieser Aufgabe haben- wir infor-
mieren Sie! 

Kirchenamt der EKD 
Hauptabteilung Ill 
Herrenhäuser Str. 12 
Postfach 21 02 10 
3000 Hannover 21 
Tel.: (05 11) 27 96-0 

Die Bewerbungsfrist läuft am 29. Mai 1992 ab. 

. Die Deutschsprachige Gemeinde in 

Barcelona 

sucht möglichst zum 01. Dezember 1992 für 6 Jahre 
einen Pfarrer . oder eine Pfarrerin - auch eiiL Pfarrehepaar 
wäre willkommen. 

Wir wünschen uns: 

- Freude an Seelsorge und Gottesdienst 

Begabung für den Religionsunterricht an der Deutschen 
Schule (bis 10 Std. wöchentlich) 

- Begeisterung, Menschen neu für die gute Botschaft zu 
gewinnen 

- Bereitschaft zu ökumenischen Kontakten 

- Offenheit und Herzlichkeit, um Menschen im Pfarrhaus 
und Gemeindezentrum das Gefühl der Nähe und Gebor­
genheit zu geben. 

Kirchenvorstand und Mitarbeiter sind zu einer partner­
schaftlichen Zusammenarbeit bereit. 

Ein schönes Pfarrhaus mit Garten und Patio stehen bereit. 
Die Deutsche Schule ist eine der modernsten und größten im 
europäischen Ausland und führt zum Abitur. Dienstfahr­
zeug i~t vorhanden. 

Für die erforderlichen Sprachkenntnisse wird ein 
Intensivsprachkurs (bis zu zwei Monaten) vor Dienstantritt 
angeboten. 

Die Ausschreibungsunterlagen und weitere Informatio-
nen bitten wir schriftlich anzufordern beim 

Kirchenamt der EKD 
Postfach 21 02 20 
3000 Hannover 21 
Tel.: (05 11) 27 96-2 32 

Dorthin sind auch die Bewerbungen bis zum 29. Mai 
1992 zu richten. 

• 
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Mach dich auf! 
Geh in die große Stadt und predige ihr, 

· was ICH dir sagen werde! 
(nach Jona 3,2) 

Wir suchen zum 1. April 1993 für Pfarrstelle in Mexico 
einein Pfarrer/in, der/die nicht zurückschreckt vor ... 

der Arbeit in einer 24-Millionen-Stadt und in weit ent­
fernten Orten des Landes, 

- einer bürgerlichen Gemeinde der Mittel- und Ober­
schicht mit einem offenen Gemeindeleben, 

- sozialen Aufgaben und ökumenischen Begegnungen im 
Schmelztiegellateinamerikanischer Probleme. 

Wir wünschen uns einein Pfarrer/in, der/die sich freut 
über ... 
- einen lebendigen, kooperativen Kirchenvorstand, 

- die Zusammenarbeit mit einem Kollegen und vielen 
Mitarbeitern, 

- die Möglichkeit, eigene Akzente zu setzen, und in der 
Lage ist, die vielfättigen Schicksale von Menschen als 
Seelsorger/in wahrzunehmen. 

Ein Intensivkurs zum Erlernen der spanischen Sprache ist 
vor Dienstbeginn vorgesehen. 

Die Ausschreibungsunterlagen bitten wir schriftlich an-
zufordern beim 

Kirchenamt der EKD 
Postfach 21 02 10 
D-3000 Hannover 21 
Tel.: (05 11) 27 96-1 27 I 1 28 I 1 30 

Dorthin· sind auch die Bewerbungen bis zum 20. Mai 
1992 zu richten. 

Die Evangelische Lutherische Kirche in Peru, Lima, 
sucht bis zum 15. Januar 1993 für die deutschsprachige Ge­
meinde (ca. 250 Mitglieder und deren Angehörige) eine(n) 
Pfarrer(in). 

Erwartet werden 

- Freude an der Verkündigung und dem Gemeindeaufbau, 

- Verständnis für ein Land, das durch soziale und ethni-
sche Kontraste geprägt ist, 

- Toleranz in Bezug auf verschiedene Frömmigkeits­
formen und eine ökumenische Einstellung, 

- Fähigkeit zur Kommunikation und Organisation, 

- Bereitschaft zur Zusammenarbeit mit einem Team 
ehrenamtlicher Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 

Zur Gemeinde gehören eine Kindertagesstätte in einem 
Arbeiterviertel und ein sich selbst tragender Entwicklungs­
dienst. In Lima gibt es eine Deutsche Schule mit Abiturab­
schluß. 

Ein Intensivkurs zum Erlernen der spanischen Sprache 
vor Dienstbeginn ist vorgesehen. 

Die Ausschreibungsunterlagen bitten wir schriftlich an-
zufordern beim 

Kirchenamt der EKD 
Postfach 21 02 20 
D-3000 Hannover 21 
Tel.: (05 11) 27 96-1 27 I 1 28 

Dorthin sind auch die Bewerbungen bis zum 20. Mai 
1992 zu richten. 
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